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Beschlussempfehlung und Bericht 


des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(16. Ausschuss) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 14/1936 Nr. 1.4 - 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des Rates über 
nationale Emissionshöchstgrenzen für bestimmte Luftschadstoffe 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des Rates über 
den Ozongehalt der Luft 

KOM(99) 125 endg.; Ratsdok. 10232/99 


A. Problem 

Mit den Richtlinienvorschlägen sollen länderspezifische Emissionshöchstgren- 
zen für Schwefeldioxid, Stickoxid, Ammoniak sowie leichtflüssige organische 

Substanzen festgelegt werden, die bis zum Jahre 2010 erreicht werden sollen. 

Zudem sollen u.a. Zielwerte für Ozonkonzentrationen eingeführt werden. 

B. Lösung 

1 . Kenntnisnahme der Richtlinienvorschläge. 

2. Annahme einer Entschließung, in der die Bundesregierung u.a. aufgefordert 
wird, die zu erreichenden Emissionshöchstgrenzen für Ammoniak in den wei- 
teren Verhandlungen noch einmal zu überprüfen und sicherzustellen, dass die 
einzugehenden Verpflichtungen nicht zu einer einseitigen Belastung der deut- 
schen Landwirtschaft führen. 

Einstimmiger Ausschussbeschluss 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . den Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des Ra- 
tes über nationale Emissionshöchstgrenzen für bestimmte Luftschadstoffe 
und den Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des 
Rates über den Ozongehalt der Luft, KOM(99) 125 endg.; Ratsdok. 10232/ 
99 (Anlage) zur Kenntnis zu nehmen, 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Zielsetzung des Richtlinienvorschlags, durch die Festlegung nationa- 
ler Obergrenzen die Emissionen von Schwefeldioxid, Stickoxiden, Am- 
moniak sowie leichtflüchtigen organischen Substanzen, die zur boden- 
nahen Ozonbildung beitragen, zu reduzieren, wird unterstützt. 

Die Richtlinie ist ein wichtiger Schritt in Richtung einer auf Nachhaltigkeit 
ausgerichteten Politik, durch die langfristig die Einträge bzw. Belastungen 
an Luftschadstoffen auf ein Maß zurückgeführt werden sollen, das keine 
Schäden an Ökosystemen mehr verursacht. In einem ersten Schritt soll die 
übersäuerte Ökosystemfläche auf maximal 50 % der Ökosystemflächen 
zurückgeführt werden. 

Das gleiche Ziel verfolgt das UN-ECE-Protokoll zur Bekämpfung von 
Versauerung, Eutrophierung und bodennahem Ozon, das die Bundesregie- 
rung am 1. Dezember 1999 gezeichnet hat. Im Rahmen des Protokolls hat 
sie sich verpflichtet, eine nationale Emissionshöchstgrenze in Flöhe von 
550 kt jährlich für Ammoniak ab dem Jahr 2010 nicht zu überschreiten. 
Dies bedeutet eine Senkung um 28 %. Mit der Einhaltung der auf 
UN-ECE-Ebene festgelegten Emissionshöchstgrenzen werden in 
Deutschland statt 79,4 % nur noch 11,5 % der Ökosystemfläche von Über- 
säuerung betroffen sein. Damit ist bereits ein großer Schritt zur Erreichung 
der ökologischen Zielsetzung getan. 

Über das UN-ECE-Protokoll hinausgehend fordert der Vorschlag für eine 
Richtlinie über nationale Emissionshöchstgrenzen für bestimmte Luft- 
schadstoffe eine Senkung der Ammoniakemissionen um fast 50 % auf nur 
noch 413 kt pro Jahr. 

Die von der Kommission vorgeschlagenen Senkungen wären nur mit er- 
heblichen technischen Investitionen der Landwirte zu erreichen. 

Genaue Kenntnisse über die Struktur der Ammoniakemissionen aus der 
Landwirtschaft liegen derzeit nicht vor. Insbesondere fehlen genaue 
Kenntnisse zum Ausmaß und der Art der Emissionen, zu den chemischen 
Umsetzungsprozessen und dem atmosphärischen Transport von NFI3. 

Die Richtlinie sieht vor, dass die Kommission die Einhaltung der Ver- 
pflichtungen überprüft, es sind aber keine einheitlichen Verfahren zur Er- 
mittlung der Emissionen vorgesehen. 
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II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

- im Rahmen der EU- Verhandlungen daraufhinzuwirken, dass EU-ein- 
heitliche Verfahren zur Ermittlung der Emissionsfaktoren entwickelt 
und verpflichtend festgeschrieben werden; 

- die zu erreichenden Emissionsobergrenzen für Ammoniak sollen in den 
weiteren Verhandlungen noch einmal überprüft werden. Hierbei sind 
auch die Interessen der deutschen Landwirtschaft zu berücksichtigen; 

- sicherzustellen, dass die einzugehenden Verpflichtungen nicht zu einer 
einseitigen Belastung der deutschen Landwirtschaft und damit zu Wett- 
bewerbsnachteilen führen; 

- die Datenbasis in Bezug auf Ammoniakemissionen aus der Landwirt- 
schaft dringend zu verbessern. 


Berlin, den 16. Februar 2000 


Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Christoph Matschie Rainer Brinkmann (Detmold) Dr. Paul Laufs 

Vorsitzender Berichterstatter Berichterstatter 


Winfried Hermann 

Berichterstatter 


Ulrike Flach 

B erichterstatterin 


Eva-Maria Bulling-Schröter 

B erichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Rainer Brinkmann (Detmoid), Dr. Paui Laufs, 
Winfried Hermann, Uirike Fiach und Eva-Maria Buiiing-Schröter 


I. 

Der Vorschlag fiir eine Richtlinie des Europäischen Parla- 
mentes und des Rates über nationale Emissionshöchstgren- 
zen für bestimmte Luftschadstoffe und der Vorschlag für 
eine Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des Rates 
über den Ozongehalt der Luft - KOM(99) 125 end.; Rats- 
dok. 10232/99 - wurde mit Drucksache 14/1936 Nr. 1.4 vom 
29. Oktober 1999 zur federführenden Beratung an den Aus- 
schuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und 
zur Mitberatung an den Haushaltsschuss und den Ausschuss 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen überwiesen. Dem 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
wurde die Vorlage nachträglich mit Drucksache 14/2747 
Nr. 3 zur Mitberatung überwiesen. 

Der mitberatende Haushaltsausschuss hat die Vorlage zur 
Kenntnis genommen. 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

hat einstimmig folgendes Votum abgegeben: 

Die Bundesrepublik Deutschland ist in der Vergangen- 
heit ihrer Verantwortung fiir die Reduzierung von Lufi- 
schadstoffen gerecht geworden. Deutschland hat bereits 
erhebliche Vorleistungen erbracht, um eine Reduzierung 
von Lufischadstoffen zur Reduzierung der Versauerung, 
des troposphärischen Ozons und der Eutrophierung zu 
erreichen. 

Diese Vorleistungen haben einen finanziellen Aufwand 
im zweistelligen Milliardenbereich erfordert und damit 
die Wettbewerbssituation der deutschen Wirtschaft be- 
einflusst. Die in der NEC-Richtlinie enthaltenen Ober- 
grenzen für Deutschland, die um 20 % (SO fl bzw. 33 % 
(NHf über den von Deutschland im Rahmen der ECE 
akzeptierten Emissionen liegen, erfordern zusätzliche fi- 
nanzielle Mittel von mindestens 2 Mrd. ECU/Jahr, das 
entspricht etwa 30 % der Gesamtkosten innerhalb der 
EU. Aufgrund der hohen Bevölkerungs-, Industrie- und 
Verkehrsdichte, die intensive Landwirtschaft und die 
zentrale europäische Lage ist Deutschland in besonde- 
rem Maße mitbetroffen. 

Vor dem Hintergrund der bereits erbrachten Vorleistun- 
gen und des erforderlichen zusätzlichen finanziellen 
Aufwands fordert der Ausschuss die Bundesregierung 
auf, dafür Sorge zu tragen, dass keine neuen Sonderlas- 
ten für Deutschland bei der Festlegung von nationalen 
Emissionsobergrenzen entstehen. Der Ausschuss ist der 
Auffassung, dass die Bundesregierung bei der weiteren 
gemeinschaftlichen Vorgehensweise gegen die verant- 
wortlichen Luftschadstoffe vor einer erneuten Senkung 
der nationalen Emissionsobergrenzen auf eine EU-weite 
Harmonisierung drängen soll, die Wettbewerbsverzer- 
rungen mildert. 

Die Bundesregierung wird gebeten, bei den Beratungen 
auf EU-Ebene daraufhinzuwirken, dass in den Mitglied- 


staaten gleiche Ausgangsvoraussetzungen bei der Er- 
mittlung von Umweltbelastungen sichergestellt werden. 

Daneben sollen im Vordergrund stehen die weitere Opti- 
mierung der Kosten bei Maßnahmen zur Emissionsmin- 
derung sowie die Reduzierung des Mess- und Be- 
richtsaufwands. 

Der Ausschuss hält des Weiteren die enge Abstimmung 
von kurz- und langfristigen Reduzierungsmaßnahmen 
unter Beachtung der grenzüberschreitenden Problematik 
sowie den Abgleich der Maßnahmen mit anderen Politi- 
ken der EU, insbesondere der Agrarpolitik für notwen- 
dig. 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat einstimmig bei Stimmenthaltung der Frak- 
tion der PDS folgendes Votum abgegeben: 

1. Der Ausschuss stellt fest: 

Die Zielsetzung des Richtlinienvorschlags, durch die 
Festlegung nationaler Obergrenzen die Emissionen 
von Schwefeldioxid, Stickoxiden, Ammoniak sowie 
leichtflüchtigen organischen Substanzen, die zur bo- 
dennahen Ozonbildung beitragen, zu reduzieren, 
wird unterstützt. 

Die Richtlinie ist ein wichtiger Schritt in Richtung ei- 
ner auf Nachhaltigkeit ausgerichteten Politik, durch 
die langfristig die Einträge bzw. Belastungen an Luft- 
schadstoffen auf ein Maß zurückgeführt werden sol- 
len, das keine Schäden an Ökosystemen mehr verur- 
sacht. In einem ersten Schritt soll die übersäuerte 
Ökosystemfläche auf maximal 50 % der Ökosystem- 
flächen zurückgeführt werden. 

Das gleiche Ziel verfolgt das UN ECE-Protokoll zur 
Bekämpfung von Versauerung, Eutrophierung und 
bodennahem Ozon, das die Bundesregierung am 
I. Dezember 1999 gezeichnet hat. Im Rahmen des 
Protokolls hat sie sich verpflichtet, eine nationale 
Emissionshöchstgrenze in Höhe von 550 kt jährlich 
für Ammoniak ab dem Jahr 2010 nicht zu überschrei- 
ten. Dies bedeutet eine Senkung um 28 %. Da etwa 
90 % der Ammoniakemissionen aus der Landwirt- 
schaft stammen, allein 70 % aus der Rinderhaltung, 
ist die Landwirtschaft unmittelbar und in besonderem 
Maße betroffen. 

Mit der Einhaltung der auf UN ECE-Ebene festgeleg- 
ten Emissionshöchstgrenzen werden in Deutschland 
statt 79,4 % nur noch auf 11,5 % der Ökosystemflä- 
che von Übersäuerung betroffen sein. Damit ist be- 
reits ein großer Schritt zur Erreichung der ökologi- 
schen Zielsetzung getan. 

Über das UN ECE-Protokoll hinausgehend fordert 
der Vorschlag für eine Richtlinie über nationale 
Emissionshöchstgrenzen für bestimmte Luftschad- 
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Stoffe eine Senkung der Ammoniakemissionen um fast 
50% auf nur noch 413 kt pro Jahr. 

Die von der Kommission vorgeschlagenen Senkun- 
gen wären nur mit erheblichen technischen Investiti- 
onen der Landwirte und Viehabstockungen zu errei- 
chen. Der ökologische Effekt, eine weitere Senkung 
der übersäuerten Fläche von 11,5 % auf 7,1 % der 
Ökosystemfläche, ist damit verglichen nur noch ge- 
ring. 

Genaue Kenntnisse über die Struktur der Ammoniak- 
emissionen aus der Landwirtschaft liegen derzeit 
nicht vor. Insbesondere fehlen genaue Kenntnisse 
zum Ausmaß und der Art der Emissionen, zu den 
chemischen Umsetzungsprozessen und dem atmos- 
phärischen Transport von NH^. 

Die Richtlinie sieht vor, dass die Kommissionen die 
Einhaltung der Verpflichtungen überprüft, es sind 
aber keine einheitlichen Verfahren zur Ermittlung der 
Emissionen vorgesehen. 

11. Der Ausschuss bittet die Bundesregierung aufzufor- 
dern: 

- Im Rahmen der EU-Verhandlungen darauf hinzu- 
wirken, dass EU-einheitliche Verfahren zur Ermitt- 
lung der Emissionsfaktoren entwickelt und ver- 
pflichtend festgeschrieben werden. 

- Die bereits im Rahmen der UN ECE vereinbarten 
Emissionsobergrenzen für Ammoniak auch auf 
EU-Ebene zu vertreten. Die Emissionsobergrenze 
für Ammoniak von 550 kt/a soll nicht unterschrit- 
ten werden. 

- Sicherzustellen, dass die eingegangenen Verpflich- 
tungen nicht zu einer einseitigen Belastung der 
deutschen Landwirtschaft und damit zu Wettbe- 
werbsnachteilenführen. 

- Die Datenbasis in Bezug auf Ammoniakemissionen 
aus der Landwirtschaft dringend zu verbessern. 


II. 

Ziel der Richtlinienvorschläge ist es, den Schutz der Um- 
welt und der menschlichen Gesundheit langfristig durch 
Vermeidung einer Überschreitung kritischer Werte und Be- 
lastungen zu verbessern. Dazu sollen länderspezifische 
Emissionshöchstgrenzen für Schwefeldioxid, Stickoxid, 
Ammoniak sowie leichtflüchtige organische Substanzen 
festgelegt werden, die bis zum Jahre 2010 erreicht werden 
sollen. Zudem sollen Überschreitungen eines festgelegten 
Ozon-Zielwertes so weit wie möglich vermieden werden. 


III. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit hat die Richtlinienvorschläge in seinen Sitzungen 
am 19. Januar 2000 und am 16. Februar 2000 beraten. 

Von Seiten der Fraktion der SPD wurde ausgeführt, man 
unterstütze im Grundsatz die Zielsetzung des Richtlinien- 


vorschlags, nationale Obergrenzen für die Emissionen von 
Schwefeldioxid, Stickoxiden, Ammoniak sowie leichtflüch- 
tigen organischen Substanzen, die zur bodennahen Ozonbil- 
dung beitrügen, festzulegen. Es werde damit ein wichtiger 
Schritt in Richtung einer auf Nachhaltigkeit ausgerichteten 
Politik, durch die langfristig die Einträge bzw. Belastungen 
an Luftschadstoffen auf ein Maß zurückgeführt werden sol- 
len, das keine Schäden an Ökosystemen mehr verursache, 
getan. Für Deutschland seien solche internationalen Ver- 
einbarungen besonders wichtig, da beispielsweise 60 % 
des bodennahen Ozons hierzulande nicht durch deutsche 
Emissionsquellen verursacht würden. Mit der eigenen 
Entschließung (siehe Ziffer 2 der Beschlussempfehlung) 
greife man ein Problem auf, auf das der Ausschuss für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten in seiner Stellung- 
nahme aufmerksam gemacht habe. Die Kenntnisse über die 
Ammoniakemissionen in der Landwirtschaft seien nur sehr 
gering. Auch über mögliche Maßnahmen zur Emissionsbe- 
grenzung habe man nur unvollständiges Wissen. Deshalb 
wolle man mit der Entschließung die Bundesregierung auf- 
fordem, die zu erreichenden Emissionshöchstgrenzen für 
Ammoniak in den weiteren Verhandlungen noch einmal zu 
überprüfen und sie bitten, sicherzustellen, dass die einzuge- 
henden Verpflichtungen nicht zu einer einseitigen Belastung 
der deutschen Landwirtschaft führten. 

Von Seiten der Fraktion der CDU/CSU wurde festgestellt, 
man begrüße das Maßnahmenpaket, das mit den Richtlini- 
envorschlägen auf den Weg gebracht werde, im Grundsatz 
sehr. Der Bundesrat habe zu dieser Vorlage am 5. November 
1999 eine sehr kritische Stellungnahme abgegeben. Darin 
werde u.a. darauf hingewiesen, dass das UN-ECE-Proto- 
koll, das ebenfalls für bestimmte Luftschadstoffe nationale 
Emissionshöchstgrenzen vorsehe, in wesentlichen Punkten 
von dem vorliegenden Richtlinienvorschlag abweiche und 
zusätzlich noch die osteuropäischen Staaten mit in die Be- 
trachtung einbeziehe. Von daher sei die Frage zu stellen, ob 
die im Anhang I des Richtlinienvorschlags aufgeführten na- 
tionalen Emissionshöchstgrenzen von Deutschland auch er- 
reichbar seien. So solle beispielsweise Deutschland unbe- 
schadet enormer Vorleistungen (z.B. im Zusammenhang mit 
der Großfeuerungsanlagenverordnung) ab dem Jahre 2010 
nicht mehr als 463.000 t SO 2 im Jahr ausstoßen dürfen, also 
etwa 20 % weniger als im UN-ECE-Protokoll vorgesehen, 
während den südeuropäischen Ländern sehr viel höhere 
Emissionen zugebilligt würden. Eine ähnliche Problematik 
ergebe sich bei Ammoniak, wo der Richtlinienvorschlag 
eine nationale Emissionshöchstmenge für Deutschland in 
Höhe von 413.000 t NH 3 pro Jahr statt 550.000 t pro Jahr, 
wie im UN-ECE-Protokoll festgelegt, vorsehe. Der Aus- 
schuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten habe zu 
Recht diese Problematik in seinem einstimmig abgegebenen 
Mitberatungsvotum aufgegriffen. Man selbst hätte sich auch 
diesem Votum angeschlossen, sei aber auch bereit, dem nun 
vorgelegten Entschließungsantrag, der die nationale Emissi- 
onsobergrenze für Ammoniak nur noch bei den Feststellun- 
gen, nicht aber in der Entschließung beinhalte, zuzustim- 
men. 

Von Seiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
wurde ausgeführt, beide Richtlinienvorschläge trügen der 
Tatsache Rechnung, dass auf nationaler Ebene im Hinblick 
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auf die genannten Schadstoffe immer weniger zu erreichen 
sei, wenn nicht gleichzeitig auf europäischer Ebene eine Re- 
gelung gefunden werde. Dies gelte insbesondere für die 
Bundesrepublik Deutschland, da man ja dauerhaft Westwin- 
den ausgesetzt sei, auf der anderen Seite dadurch aber auch 
Verantwortung gegenüber den östlichen Nachbarn trage. 
Von daher begrüße man diese Initiative. Die notwendige 
Harmonisierung werde allerdings ein Stück weit auch 
immer damit erkauft, dass Emissionsobergrenzen akzeptiert 
würden, die man so nicht gutheißen könne. Von daher halte 
man es für wichtig, bei den Verhandlungen deutlich zu 
machen, dass man angesichts der eigenen Vorleistungen 
erwarte, dass auch die anderen Länder größere Anstren- 
gungen zur Emissionsminderung unternähmen. Die im Ent- 
schließungsantrag enthaltene Aufforderung an die Bundes- 
regierung, die zu erreichenden Emissionshöchstgrenzen für 
Ammoniak in den weiteren Verhandlungen noch einmal zu 
überprüfen, stelle eine Kompromissformulierung aus der 
agrarpolitischen Sicht auf der einen und der umweltpoliti- 
schen Sicht auf der anderen Seite dar. Die Formulierung, 
dass man auch die Interessen der deutschen Landwirtschaft 
berücksichtigen solle, bedeute nicht, dass man von an- 
spruchsvollen Umweltzielen Abschied nehmen wolle. 

Von Seiten der Fraktion der F.D.P. wurde vorgetragen, 
man teile die Bedenken, die der Bundesrat in seinem Be- 
schluss vom 5. November 1999 deutlich gemacht habe. Es 
sei offensichtlich, dass Deutschland nach den Richtlinien- 
vorschlägen einen sehr hohen Prozentsatz der jeweiligen 
Reduktionslasten tragen müsse. Man sei der Auffassung, 
dass es eine angemessene Lastenverteilung zwischen den 
verschiedenen Ländern der Europäischen Union geben 
müsse. Dem vorgelegten Entschließungsantrag könne man 
zustimmen, wolle aber deutlich machen, dass man sich ge- 


Berlin, den 21. März 2000 

Rainer Brinkmann (Detmold) Dr. Pani Lanfs 

Berichterstatter Berichterstatter 

Ulrike Flaeh 

Berichterstatterin 


gen eine Abstockung des Viehbestandes in diesem Zusam- 
menhang wende. 

Von Seiten der Fraktion der PDS wurde daraufhingewie- 
sen, die europäischen Umweltverbände hätten festgestellt, 
dass das Problem der Versauerung und die Ozonproblematik 
durch die vorliegenden Richtlinienvorschläge nicht gelöst 
werden könnten. Weiter werde festgestellt, dass die Kosten 
der Umsetzung dieser Richtlinienvorschläge überschätzt 
würden. Kritisiert werde außerdem, dass es sich bei den 
Maßnahmen um „end-of-pipe“-Lösungen handele, ohne 
dass technische Weiterentwicklungen berücksichtigt wür- 
den. Weiter fehle ein Zusammenhang zwischen diesen 
Richtlinienvorschlägen und den Verhandlungen zur Klima- 
rahmenkonvention, da die benutzten Modelle alle auf Ener- 
gieszenarien beruhten, die eine Erhöhung der C02-Emissio- 
nen um 8 % beinhalteten. Positiv werde bewertet, dass die 
Kosten-Nutzen-Analyse bereits jetzt einen gegenüber den 
Kosten vier mal so hohen Nutzen erwarten lasse. Man spre- 
che sich dafür aus, diese Aspekte bei der weiteren Behand- 
lung dieser Richtlinienvorschläge zu berücksichtigen, 
werde sich aber bei dem jetzt vorliegenden Entschließungs- 
antrag der Stimme enthalten. 

Der Ausschuss beschloss einstimmig bei Stimmenthaltung 
der Fraktion der PDS, dem Deutschen Bundestag zu emp- 
fehlen, den Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen 
Parlamentes und des Rates über nationale Emissionshöchst- 
grenzen für bestimmte Luftschadstoffe und den Vorschlag 
für eine Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des 
Rates über den Ozongehalt der Luft - KOM(99) 125 endg.; 
Ratsdok. 10232/99 - (Anlage) zur Kenntnis zu nehmen und 
die in der Beschlussempfehlung wiedergegebene Entschlie- 
ßung anzunehmen. 


Winfried Hermann 

Berichterstatter 


Eva-Maria Bulling-Sehröter 

Berichterstatterin 
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ANLAGE 


RAT DER 
EUROPÄISCHEN UNION 


Brüssel, den 16. Juli 1999 (26.07) 
(OR. f) 


Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit 
14. Wahlperiode 

j AUSSCHUSS - DRUCKSACHE Ha.?ö 


10232/99 

LIMITE 

ENV 262 
CODEC 425 


ÜBERMITTLUNGSVERMERK 

Schreiben: des Generalsekretärs der Kommission, Herrn Carlo TROJAN 

eingegangen am: 14. Juli 1999 

Empfänger: der Generalsekretär des Rates der Europäischen Union. Herr Jürgen TRUMPF 

Betr. : Vorschlag für eine Richtlinie (EG) des Europäischen Parlaments und des Rates 

über nationale Emissionshöchstgrenzen für bestimmte Luflschadstoffe 
Vorschlag für eine Richtlinie (EG) des Europäischen Parlaments und des Rates 
über den Ozongehalt der Luft 


Sehr geehrter Herr Generalsekretär, 
ich darf Ihnen folgendes übermitteln: 

a) einen Vorschlag für eine Richtlinie (EG) des Europäischen Parlaments und des Rates über 
nationale Emissionshöchstgrenzen für bestimmte Luflschadstoffe, 

b) einen Vorschlag für eine Richtlinie (EG) des Europäischen Parlaments und des Rates über den 
Ozongehalt der Luft. 

Diese beiden Vorschläge werden im Rahmen der Folgemaßnahmen zur Mitteilung der Kommission 
über eine Gemeinschaftsstrategie gegen die Versauerung [s. Dok. KOM(97) 88 endg.] vorgelegt. 

(Schlußformel) 


gez. Carlo TROJAN 


Anlage : Dok. KOM(99) 125 endg. 99/0067 COD, 99/0068 COD. 


10232/99 


DGI 


sch/BR/hü 


D 

1 
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☆ ☆ 

☆ ☆ 
☆ ☆ 




KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 09.06.1999 
KOM(1999) 125 endg. 

99/0067 (COD) 

99/0068 (COD) 


Vorschlag für eine 

RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
über nationale Emissionshöchstgrenzen für bestimmte Luftschadstoffe 


Vorschlag für eine 

RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

über den Ozongehalt der Luft 


(von der Kommission vorgelegt) 
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BEGRÜNDUNG 


1. Einführung 

Die beiliegenden Vorschläge betreffen: 

eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über nationale 
Emissionshöchstgrenzen für bestimmte Luftschadstoffe 

eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den 
Ozongehalt der Luft. 

Versauerung, troposphärisches Ozon und Bodeneutrophierung sind in Wechsel- 
beziehung miteinander stehende Probleme, die durch Emissionen von Schwefeldioxid 
(SO 2 ), Stickstoffoxiden (NOx), flüchtigen organischen Verbindungen (VOC) und 
Ammoniak (NH3) ausgelöst werden. Emissionen von Stickstoffoxiden tragen zu allen 
drei Problemen bei. Zwar können diese Probleme einzeln behandelt werden, um aber 
ein kohärentes und kosteneffizientes Konzept der Gemeinschaft für ihre Behebung zu 
gewährleisten, müssen sie gemeinsam betrachtet werden. 

Eine derartige gemeinsame Analyse wurde während der Erarbeitung des Vorschlags 
für eine Richtlinie über nationale Emissionshöchstgrenzen (NEG) vorgenommen. 
Diese Richtlinie ist das wichtigste Instrument, um zu gewährleisten, daß nicht nur die 
für das nächste Jahrzehnt bereits erhofften Emissionsminderungen vollständig 
realisiert werden, sondern um darüber hinaus auch weitere Fortschritte im Hinblick 
auf die Erreichung der langfristigen Umweltschutzziele der Gemeinschaft zu erzielen. 
Der Vorschlag legt für die vier Schadstoffe Höchstgrenzen fest, die bis zum Jahr 2010 
erreicht werden sollen. Diese Höchstgrenzen sind mit einer Reihe von Zwischenzielen 
verknüpft, die für Versauerung und für bodennahes Ozon in der Gemeinschaft gesetzt 
wurden. 



Der beiliegende Vorschlag über den Ozongehalt der Luft entspricht den 
Anforderungen der Richtlinie des Rates Nr. 96/62/EG über die Beurteilung und die 
Kontrolle der Luftqualität* (die “Luftqualitätsrahmenrichtlinie”) und führt unter 
anderem Zielwerte für Ozonkonzentrationen ein, die so weit wie möglich innerhalb 
einer vorgegebenen Zeitspanne erreicht werden sollen. Diese Zielwerte sind ein 


•I 


ABI. L 296 vom 21.1 1.1996, S. 55. 
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wichtiges unterstützendes Element für die festzulegenden nationalen Emissions- 
höchstgrenzen. Während die Höchstgrenzen gewährleisten sollen, daß das 
Ozonproblem auf regionaler und grenzüberschreitender Ebene effizient angegangen 
wird, sorgen die Zielwerte für einen Mindestschutz auf lokaler Ebene. Sie stellen auch 
einen Bezugspunkt dar, an dem Fortschritte im Bereich der Verbesserung 
Ozonwerteauf regionaler Ebene gemessen werden können. Sowohl durch die 
Umsetzung der nationalen Emissionshöchstgrenzen für NO^ und VOC als auch mit 
Hilfe der Zielwerte in der “Ozon-Tochterrichtlinie”, soll gewährleistet werden, daß 
die Zwischenziele für Ozon erreicht werden. 

1.1 Bedarf für Maßnahmen 

Eine beträchtliche Anzahl bestehender und künftiger Rechtsvorschriften der 
Gemeinschaft, insbesondere die Richtlinien aus dem Auto-Öl-Programm, zu 
Großfeuerungsanlagen, der integrierten Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung, zu Lösemitteln sowie dem Schwefelgehalt flüssiger 
Brennstoffe, und neue Luftqualitätsstandards für Schwefeldioxid, Stickstoffoxide und 
partikelförmige Schadstoffe sowie andere auf internationaler oder nationaler Ebene 
vereinbarte Maßnahmen sollten bereits gewährleisten, daß die Emissionen aller v’r 
Schadstoffe innerhalb des nächsten Jahrzehnts deutlich abnehmen werden. 

Trotz der bis zum Jahr 2010 zu erwartenden Verbesserungen im Bereich von 
Luftqualität und Umweltschutz wird die Gemeinschaft auch weiterhin mit dem 
Problem der Versauerung, des troposphäri sehen Ozons und der Bodeneutrophierung 
konfrontiert sein. Selbst mit der Umsetzung sämtlicher derzeit verfügbarer technische 
Maßnahmen zur Emissionsminderung dürfte das Ziel, daß EU-weit keine 
Überschreitungen der kritischen Werte und Belastungen erreicht werden, nicht zu 
erreichen sein. Dieses Ziel ist im Programm der Europäischen Gemeinschaft für 
Umweltpolitik und Maßnahmen im Hinblick auf eine dauerhafte und umweltgerechte 
Entwicklung (das Fünfte Umwelt-Aktionsprogramm^) festgeschrieben und wurde 
durch den Rat und das Parlament in ihrer Entscheidung vom 24. September 1998^ 
bestätigt. Die hier vorgeschlagenen Maßnahmen stehen vollständig im Einklang mit 
der Luftqualitätsrahmenrichtlinie, deren Zielsetzung in der Vermeidung, Verhütung 
und Verminderung von schädlichen Auswirkungen der Luftverschmutzung auf die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt besteht. 

Da die lokalen Behörden bei der Umsetzung der Maßnahmen zur Minderung der hier 
erwähnten Umweltprobleme möglicherweise, eine wichtige Rolle übernehmen, wird 
der Ausschuß der Regionen um Stellungnahme zu den beiden Vorschlägen ersucht. 

1.2 Das Problem der Versauerung 

Die Deposition säurebildender Schadstoffe (SO 2 , NOx, NH3) auf Vegetation, 
Oberflächengewässer, Böden, Gebäude und Baudenkmäler hat eine Vielzahl von 
Auswirkungen, beispielsweise: 

- verringertes Säurebindungs vermögen in Seen und Flüssen, was sov ohl akute als 
auch chronische Auswirkungen auf Tier- und Pflanzenpopulationen haben kann. 
Die Versauerung in Skandinavien hat Fischpopulationen in Tausenden von Seen 


ABl.C 138 vom 17.5.1993. S. 1. 
ABI. L 275 vom 10.10.1998. S. 1. 
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und Flüssen vernichtet. Ein Teil der biologischen Effekte ist auf die erhöhten 
Aluminiumwerte zurückzuführen, die mit geringeren pH-Werten einhergehen; 

- Verringerung des ph-Wertes in Waldböden und die Auslaugung wesentlicher 
Nährstoffe (basische Kationen), die zu verringerter Wurzelausbreitung und 
dadurch zu Nährstoffmangel führt, was wiederum Wälder anfällig für Trockenheit, 
Krankheiten und Insektenbefall macht; 

- saures Grundwasser, das schwere Korrosionsschäden an Trinkwasserversorgungs- 
systemen verursacht, wobei gelöste Metalle (Aluminium, Cadmium, Kupfer) auch 
eine Gesundheitsgefährdung darstellen können; 

- saure Niederschläge und hohe Säurekonzentrationen in der Luft, die zu Schäden an 
Gebäuden und Kulturdenkmälern führen. 

Ein beträchtlicher Anteil des emittierten Ammoniaks (NH3) schlägt sich zwar in der 
Nähe der Emissionsquellen nieder, doch wird ein signifikanter Anteil ferner in 
Ammoniumnitrat und -sulfat überführt, die wegen ihrer langen Verweilzeit in der 
Atmosphäre über Grenzen hinweg verfrachtet werden. In beiden Fällen trägt der 
Ammoniakeintrag zur Versauerung und zur Eutrophierung bei. 

Die wichtigsten Elemente der Strategieder Kommission gegen die Versauerung aus 
dem Jahr 199T^ waren: 

• ein künftiger Vorschlag über nationale Emissionshöchstgrenzen, der von der 
Kommission im Jahr 1998 vorgelegt werden sollte, auf der Grundlage voneiner 
Weiterentwicklungen des „integrated assessment models“ sowie der Einbeziehung 
von Ozon-Zwischenzielen in die Analyse; 

• eine vorgeschlagene Entscheidung zur Ratifizierung des Protokolls von 1994 zur 
UN-ECE-Konvention über weiträumige grenzüberschreitende Luftverschmutzung 
(CLRTAP) über die weitere Verminderung der Schwefelemissionen; 

• ein Vorschlag für eine Richtlinie über den Schwefelgehalt bestimmter flüssiger 
Brennstoffe^, zur Änderung von Richtlinie 93/12/EWG, die unter anderem einen 
Höchstwert für den Schwefelgehalt von schwerem Heizöl festlegt; 

• ein künftiger Vorschlag für eine Überarbeitung von Richtlinie 88/609/EWG über 
Großfeuerungsanlagen; 

• Ausweisung der Nord- und Ostsee als Schutzbereiche für Schwefeldioxid- 
emissionen im Rahmen der Konvention zur Verhütung der Meeresverschmutzung 
durch Schiffe (MARPOL). 

Von diesen Elementen wurde die Ratifizierung des Schwefel-Protokolls von 1994 
durch die Gemeinschaft verabschiedet^ und die vorgeschlagene neue Richtlinie über 
den Schwefelgehalt flüssiger Brennstoffe am 26. April 1999^ vom Rat beschlossen. 


Mitteilung der Kommission über eine Gemeinschaftsstrategie gegen die Versauerung 
(KOM(97) 88 endg. und KOM(97) 88 endg./2 (Nachtrag). 

ABI. C 364 vom 25.1 1.1998, S. 20. 

ABI. L 326 vom 3. 12. 1998, S. 34. 

ABI 
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Ferner hat die Kommission im Juli 1998* einen Vorschlag für die Überarbeitung, der 
Richtlinie über Großfeuerungsanlagen vorgelegt. Die Ostsee wurde auf der 
MARPOL-Konferenz im September 1997 als Schutzbereich für S02-Emissionen 
ausgewiesen’. (Diese Ausweisung wird jedoch erst wirksam, wenn ' der neue 
MARPOL-Anhang über die Luftverschmutzung in Kraft tritt, was mehrere Jahre 
dauern wird. Die fortgesetzten Anstrengungen zur Gewährleistung wirksamer 
Maßnahmen zur Verringerung der Emissionen aus dem Schiffsverkehr sind in 
Abschnitt 7 beschrieben.) 

In seinen Schlußfolgerungen zu der Strategie gegen die Versauerung'® unterstützte der 
Rat die für die Berechnung von nationalen Emissionshöchstgrenzen angewandte 
Methode für die technische Beurteilung und erkannte an, daß derartige Höchstgrenzen 
einen wirksamen und flexiblen Ansatz für die Emissionsminderung darstellen können. 
Der Rat war der Ansicht, daß die Analyse durch eine Verbesserung der 
Ausgangsdaten und die Erforschung alternativer Optionen weiter ausgearbeitet 
werden sollte. Das Europäische Parlament" unterstützte sowohl den Ansatz als auch 
die Zwischenziele der Strategie und forderte die Kommission auf, ein neues und 
ehrgeiziges Ziel für das Jahr 2015 zu entwickeln, wobei im Prinzip die kritischen 
Belastungen in keinem Bereich überschritten werden sollten. 

1.3 Das Ozonproblem 

Troposphärisches Ozon entsteht und verbleibt, im Gegensatz zu der Ozonschicht in 
größeren Höhen, in Bodennähe. Ozon wird nicht in signifikanten Mengen direkt von 
anthropogenen Quellen emittiert, sondern ist ein Sekundärschadstoff, der durch die 
Reaktion von Vorläuferstoffen, wie Stickstoffoxiden (NO,) und flüchtigen 
organischen Verbindungen (VOC) in Anwesenheit von Sonnenlicht gebildet wird. 
Deshalb ist die höchste Ozonbelastung im Sommer zu beobachten, insbesondere an 
Tagen mit hohen Temperaturen. Ozon und seine Vorläuferstoffe können Hunderte 
von Kilometern weit transportiert werden. Photochemische Verschmutzung ist 
folglich ein weitverbreitetes grenzüberschreitendes Phänomen, zu dem auch Quellen 
außerhalb der Gemeinschaft und sogar außerhalb Europas beitragen. 

Es gibtauch einige natürliche Ozonquellen. Aus der hochkonzentrierten Ozonschicht 
in der höheren Atmosphäre (> 20 km Höhe) kommt es zu einem schwachen Fluß von 
Ozon Richtung Erdoberfläche. Ozon entsteht auch durch Blitze. Der Beitrag dieser 
natürlichen Ozonquellen und -flüsse zu den derzeitigen durchschnittlichen 
Ozonwerten in Bodennähe wird auf ca. 20 % geschätzt. Die globale Ozon- 
Hintergrundkonzentration, bevor sich Luftmassen von Westen her nach Europa 
gelangen, beträgt in europäischen Breiten im Sommer 60 bis 70 pg/m^ 

Ozon ist ein kräftig wirkendes Oxidationsmittel. Es kann mit einer Vielzahl zellartiger 
Komponenten und biologischer Materialien reagieren. Insbesondere kann es alle 


ABI, C 300 vom 29.9.1998. S. 6. 

Protokoll von 1997 zur Änderung der Internationalen Konvention zur Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch Schiffe. 

2062. Sitzung des Rates, Brüssel, 16. Dezember 1997, 13373/97 (Presse 399) C/97/399. 
Entschließung zu der Mitteilung an den Rat und das Europäische Parlament über eine 
Gemeinschaftsstrategie gegen die Versauerung. 
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Bereiche des Atemtrakts schädigen. Studien im Rahmen von APHEA'* sowie in 
europäischen und amerikanischen Städten lassen darauf schließen, daß sich Ozon auf 
die Sterblichkeit auswirkt. Bei in Europa vorkommenden Konzentrationen wirkt sich 
Ozon in vielfältiger Weise auf einzelne Getreide- und Baumarten sowie auf natürliche 
Pflanzengesellschaften aus, was zu Verlusten in bezug auf wirtschaftlichen Wert, 
Qualitätsmerkmale und biologische Vielfalt fuhrt. Auch Materialien können auf 
verschiedene Weise durch Ozon geschädigt werden. 

Ozon in der Troposphäre ist auch für die Klimaveränderung von Bedeutung; 
Schätzungen zufolge trägt Ozon um ca. 8 % zum Treibhauspotential anderer 
klimarelevanter Gase wie CO2, halogenierte Kohlenwasserstoff usw. bei. 

Die Ozon-Vorläuferstoffe und mehrere photochemische Nebenprodukte sind ebenfalls 
gesundheitsgefährdend (NO2 und einige wichtige VOC-Arten wie Benzol, 
Formaldehyd, 1,3-Butadien usw.). Einige sind karzinogen. Durch die Reaktion von 
Ozon mit anderen Schadstoffen wie NO7. SO?. VOC und Ammoniak entstehen in 
großem Umfang sekundäre partikelförmige Stoffe . Diese stellen einen wesentlichen 
Teil der gesamten Partikelkonzenträtion dar, die unter anderem die Sterblichkeitsraten 
und die Zahl der Krankenhauseinweisungen erhöht'^. 

Richtlinie 92/72/EWG über die Luftverschmutzung durch Ozon''* legt eine Reihe von 
Schwellenwerten (größtenteils basierend auf den damaligen WHO-Leitwerten) für die 
Beurteilung der Luftqualität in bezug auf die Ozonbelastung fest. Es existieren 
Schwellenwerte für den Schutz der Gesundheit und der Vegetation sowie für die 
Unterrichtung der Bevölkerung über die gemessenen Ozonkonzentrationen. Die 
Schwellenwerte für den Schutz von Gesundheit und Vegetation werden derzeit in 
allen Mitgliedstaaten deutlich überschritten. Ungefähr 300 Millionen Menschen (94 % 
der Bevölkerung der Gemeinschaft) sind mindestens einer Schwellenwert- 
überschreitung pro Jahr ausgesetzt. In großen Gebieten Mittel- und Südeuropas 
wurden mehrere Jahre lang mehr als 50 Tage mit Schwellenwertüberschreitungen 
beobachtet. Der Schwellenwert für den Schutz der Vegetation (65 /ig/m^) wird 
vielfach überschritten, häufig um einen Faktor von bis zu 3'^. 

1.4 Eine Ozonstrategie 

Obwohl bereits auf internationaler Ebene und innerhalb der Mitgliedstaaten 
Maßnahmen ergriffen wurden, um die Vorläuferemissionen innerhalb des nächsten 
Jahrzehnts zu senken, werden weitere Verringerungen erforderlich sein, wenn die 
Gemeinschaft ihren allgemeinen Zielen des Schutzes der menschlichen Gesundheit 
und der Umwelt näher kommen soll. 

Die Kommission hat deshalb eine Strategie für die Lösung des troposphärischen 
Ozonproblems entwickelt, deren Schwerpunkt vor allem auf der Identifizierung 
ehrgeiziger, aber bis zum Jahr 2010 erreichbarer Zwischenziele sowie auf einer 


(Touloumi G., Katsouyanni K., Zmirou D. -et al. Short-term effects of ambienl oxidant 
exposure on mortality; a combined analysis within the APHEA project. Am. J. Epidemiology 
1997; 146: 177-85). 

Siehe Vorschlag für eine Einzelrichtlinie für SO 2 , NOi, Partikel und Blei (KOM(97) 500 endg.). 
ABI. L 297 vom 13.10.1992, S. 1. 

Einzelheiten zu den Schwellenwerten in Richtlinie 92/72/EWG und den Überschreitungen 
sind zu finden in: “The Ozone Position Paper", erarbeitet von einer Ad-hoc-Expertengruppe. 
Erhältlich bei der Kommission. 
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Bewertung des Potentials verschiedener Maßnahmen zur Reduzierung der Emissionen 
von Ozon-Vorläuferstoffen auf nationaler und lokaler Ebene liegt. 

Die Strategie, die in Abschnitt 2 eingehender beschrieben wird, erfüllt auch die 
Anforderung von Artikel 8 ** von Richtlinie 92/72/EWG, der besagt, daß die 
Kommission von ihr für geeignet erachtete Vorschläge zur Kontrolle der 
Luftverschmutzung durch Ozon und erforderlichenfalls zur Verringerung der 
Emissionen von Ozon-Vorläuferstoffen vorzulegen habe. 

1.5 Das Eutrophierungsproblem 

Die Versorgung Stickstoff ist ein kritischer Punkt bei der Ernährung von Pflanzen. 
Zwar benötigen alle Pflanzen Stickstoff, die Höhe ihres Bedarfs, die Quellen ihrer 
Versorgung und ihre Reaktion auf die in der Natur vorkommenden unterschiedlichen 
Konzentrationen unterscheiden sich jedoch stark. Die Deposition von 
Stickstoffverbindungen (NOx und NH 3 ) aus der Atmosphäre führt zu Veränderungen 
terrestrischer Ökosysteme, beispielsweise zu'^: 

- Veränderungen der Zusammensetzung der Pflanzengesellschaften und der 
biologischen Vielfalt, da Arten (wie gemeine Gräser), die auf stickstoffreichen 
Böden gedeihen, Arten, die stickstoffarme Böden bevorzugen, verdrängen. Mehr 
als 50 % der Pflanzenarten in Mitteleuropa können nur in Gebieten mit geringem 
Stickstoffangebot gedeihen. Darüber hinaus bevorzugen schätzungsweise 
75 - 80 % der bedrohten Pflanzenarten in Europa ein geringes Stickstoffangebot. 
Die Integrität vieler der in Naturschutzgebieten geschützten Gemeinschaften ist 
von einer geringen Verfügbarkeit von Stickstoff im Boden abhängig. 

- Wie in Unterabschnitt 1.2 dargelegt, führt der Stickstoffeintrag in Böden zu 
Veränderungen der Verfügbarkeit und der Aufnahme von Nährstoffen, was in 
Verbindung mit den Waldschäden gebracht wurde, insbesondere in 
niederländischen Wäldern. 

Eine vollständig ausgearbeitete Strategie zur Bodeneutrophierung wurde im 
derzeitigen Stadium noch nicht entwickelt, auch Zwischenziele wurden noch nicht 
vorgeschlagen. Jedoch konnte der Nutzen einer Verringerung der Versauerung und 
des troposphärischen Ozons für die Bodeneutrophierung nachgewiesen und berechnet 
sowie beträchtliche Fortschritte in bezug auf das Problem der Eutrophierung erzielt 
werden. 

1.6 Die Notwendigkeit einer integrierten Vorgehensweise 

Die Probleme der Versauerung, des Ozons und der Bodeneutrophierung in eng 
miteinander verknüpft. Dies auch für die Lösungsansätze zutreffen. Der in dieser 
Begründung beschriebene integrierte Ansatz nutzt mögliche Synergieeffekte .dank 
einem koordinierten, ausgewogenen, kosteneffizienten und auf verschiedene Ziele 
ausgerichteten Vorgehen. 


Derselbe Artikel verpflichtet die Kommission auch zur Vorlage eines Berichts über die gemäß 
der Richtlinie gesammelten Daten und über die Bewertung der Verschmutzung durch 
photochemische Oxidantien in Europa (Troposphärisches Ozon in der Europäischen Union. 
Der “Konsolidierte Bericht”). 

Impacts of Nitrogen Deposition in Tenrestrial Ecosystems. Report prepared for the UK 
Department of the Environment, 1994. 
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Insbesondere können die Beziehung zwischen Emissionsquellen und ihren Rezeptoren 
sowie der grenzüberschreitende Charakter der Schadstoffe berücksichtigt werden. Die 
in Abschnitt 2 beschriebene Methodik ermöglicht es der Kommission, 
unterschiedliche nationale Emissionshöchstgrenzen vorzuschlagen, die sowohl das 
Verursacherprinzip reflektieren als auch den ökologischen Nutzen von Emissions- 
minderungen maximieren. Der grundlegende Ansatz wurde erstmalig in der Strategie 
gegen die Versauerung vorgestellt und von Rat und Parlament gebilligt. Zwar wurde 
dieser Ansatz imi Laufe der beiden vergangenen Jahre weiterentwickelt, vor allem 
durch die Aufnahme von Zielen für Ozon. Das zugrundeliegende Prinzip von 
unterschiedlichen Emissionshöchstgrenzen bleibtaber das Kernstück der Strategie der 
Kommission. 

1.7 Erwartete Auswirkungen des Vorschlags für nationale Emissions- 
höchstgrenzen 

Die Einhaltung der vorgeschlagenen nationalen Emissionshöchstgrenzen wird bis 
2010 voraussichtlich zu den folgenden globalen Verbesserungen für die Gemeinschaft 
führen; 

• Die Gesamtbelastung säurebildender Einträge oberhalb der kritischen Belastungen 
auf dem Gebiet der Gemeinschaft wird von ca. 24 000 Millionen Säure- 
äquivalenten im Jahr 1990 auf ca. 600 Millionen Säureäquivalente im Jahr 2010 
zurückgeführt werden. Die Ökosystemfläche der Gemeinschaft, die einer weiteren 
Versauerung ausgesetzt ist, wird sich auf 4,3 Millionen Hektar im Jahr 2010 
verringern. Dies steht im Vergleich zu einem ungeschützten Gebiet von 
37 Millionen Hektar im Jahr 1990. Die ungeschützte Ökosystemfläche wird 
gegenüber der Situation im Jahr 1990 in praktisch allen Gebieten'* der Gemein- 
schaft um mindestens 50 % verringert. 

• Die Anzahl der Tage mit Ozonkonzentrationen, die den Leitwert für die Gesund- 
heit der Weltgesundheitsorganisation übersteigen, wird von mehr als 60 Tagen in 
den am stärksten beeinträchtigten Gebieten im Jahr 1990 auf ca. 20 Tage in 
denselben Gebieten im Jahr 2010 sinken. Andere Gebiete mit Ozonepisoden 
werden Verbesserungen im gleichen Maßstab erfahren. Ein Index der 
gesundheitsbezogenen Ozonexposition (der jede Ozonepisode gemäß ihrem 
Ausmaß und der Anzahl exponierter Personen gewichtet) läßt eine allgemeine 

, Minderung der Exposition in der Gemeinschaft von 75 % erwarten. 

• Ein Index für die Exposition der Vegetation gegenüber schädlichen Ozon werten in 
der Gemeinschaft läßt darauf schließen, daß diese Exposition zwischen 1990 und 
2010 um mehr als 50 % sinken wird. 

• Die Ökosystemfläche in der Gemeinschaft, die einer weiteren Boden eutrophierung 
ausgesetzt ist, sinkt auf ca. 42 Millionen Hektar, was einer Minderung um ca. 30 % 
gegenüber der Fläche im.Jahr 1990 entspricht. 


‘Gebiete’ bezieht sich hier auf die Gittermaschen des Gittersystems des “Kooperativen 
Programms zur Überwachung und Bewertung der großräumigen Transports von 
Luftschadstoffen in Europa” (EMEP). Dieses polare, stereographische Gittersystem mit einer 
Zellengröße von 150 km x 150 km bei 60°N ist definiert in EMEP/CCC, Bericht 1/1986. Alle 
Karten in Anhang I sind unter Verwendung dieses Gitters dargestellt. 
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Die nationalen Emissionshöchstgrenzen sind in Tabelle 1 von Anhang I zu dieser 
Begründung aufgeführt. Informationen über die durch die Höchstgrenzen erwarteten 
Umweltverbesserungen nach Ländern und Gittermaschen sind in den Tabellen 2-5 
und den Abbildungen 1-5 dieses Anhangs zu finden. 

Für die Gemeinschaft als Ganzes werden die nationalen Emissionshöchstgrenzen 
gewährleisten, daßsich - im Vergleich zu den Werten von 1990 - die S02-Emissionen 
um 78 %, die NOx-Emissionen um 55 %, die VOC-Emissionen um 60 % und die 
NH 3 -Emissionen um 21 % verringern. 


Tabelle A: Emissionen in der Gemeinschaft im Jahr 1990 und erwartete 
Emissionen im Jahr 2010, basierend auf dem Referenzszenario (REF) und dem 
Vorschlag über nationale Emissionshöchstgrenzen (NEG) 



so. 



NHj 
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Tabelle B: Indikatoren für den Schutz von Gesundheit und Umwelt für 1990 und 
Prognosen der Indikatoren für 2010, basierend auf dem Referenzszenario (REF) 
und dem Vorschlag über nationale Emissionshöchstgrenzen (NEG) 


V ersauerun 2 Eutrophierun 2 
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2. Entwicklung der Vorschläge 
Überblick 

Um diese Gesetzesvorschläge vorlegen zu können, führten die Kommissions- 
dienststellen drei Phasen von Analysen durch. Die erste Phase war im Jahr 1997 mit 
der Vorlage der Strategie gegen die Versauerung (KOM(97) 88) abgeschlossen. Sie 
enthielt sowohl vorgeschlagene Ziele als auch vorläufige Emissionshöchstgrenzen für 
einen nur auf die Versauerung bezogenen Ansatz. Die zweite Phase war die 
Entwicklung einer Strategie zur Bekämpfung troposphärischen Ozons in den 
Jahren 1997 und 1998, im Rahmen derer mögliche Zwischenziele, vorläufige 
Emissionshöchstgrenzen für einen nur auf Ozon bezogenen Ansatz, kosteneffiziente 
Maßnahmen für Emissionsminderungen sowie, für den Zweck der Ozon- 
Tochterrichtlinie, die eventuelle Quantifizierung von Zielwerten für den Schutz der 
menschlichen Gesundheit und der Vegetation untersucht wurden. Die dritte und letzte 
Phase bestand aus einer kombinierten Analyse, im Rahmen derer die Ziele für 
Versauerung und Ozon mit Alternativen von unterschiedlichem Anspruchsgrad 
verglichen und einer gemeinsamen Optimierung unterzogen wurden, um die 
Identifizierung eines integrierten Satzes von möglichen nationalen Emissionshöchst- 
grenzen zu ermöglichen. Obwohl in diese Optimierung keine Ziele für die 
Bodeneutrophierung einbezogen wurden, konnten der daraus resultierende Nutzen 
einer Minderung der Versauerung und des troposphärischen Ozons für die 
Bodeneutrophierung nachgewiesen und berechnet werden. 

Während dieses gesamten Prozesses bestand das Ziel der Kommissionsdienststellen 
darin, den Prinzipien der technischen Fundiertheit, Transparenz und der 
Kosteneffizienz zu entsprechen. Sowohl die Daten als auch die Methodik der 
Modellanalyse wurden allen Beteiligten zur eingehenden Prüfung vorgelegt. Es 
wurden Arbeitsgruppen zur Ozonproblematik gebildet, und Schlüsselfragen wurden 
der Lenkungsgruppe Luftqualität undin speziell einberufenen Treffen von Sach- 
verständigen diskutiert. Die Kommission nimmt die Beiträge und das Engagement 
von Sachverständigen aus den Mitgliedstaaten, aus der Industrie, von 
Nichtregierungsorganisationen, von der Europäischen Umweltagentur (EUA), von der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO), der UN-ECE/CLRTAP und anderen, die die 
Entwicklung dieser Vorschläge und die zugrundeliegende Analyse unterstützt haben, 
dankbar zur Kenntnis 

Die Kommission hat außerdem einen Ansatz verfolgt, der einerseits in sich selbst 
(z. B. in bezug auf Daten und Modelle) konsistent ist und andererseits der laufenden 
Arbeit unter CLRTAP Rechnung trägt. Der Auftragnehmer der Kommission, das 
International Institute for Applied Systems Analysis (IIASA), konnte für die 
integrierte Bewertung die gleichen Daten und Modelle einsetzen, wodurch ein hoher 
Grad der Konsistenz zwischen beiden Prozessen gewährleistet wurde. Eine 
vollständige Beschreibung der von IIASA benutzten Methodik und die Datenbanken 
ist in einer Reihe von Berichten enthalten, die bei der Kommission erhältlich sind'^. 


“Cost-effective control of acidification and ground-level ozone”. Der 5. Zwischenbericht 
(S* Interim Report, Mai 1998) konzentriert sich auf die Methodik für die Einführung 
ozonbezogener Ziele; der 6. Zwischenbericht (6* Interim Report, Oktober 1998) stellt 
Szenarien unter Verwendung getrennter und gemeinsamer Optimierung für Ozon und 
Versauerung vor; der 7. Zwischenbericht (7’'’ Interim Report, Januar 1999) stellt die 
endgültigen Szenarien vor, die zur Unterstützung der Vorschläge dienen. Die Berichte sind bei 
der Kommission, GDXI, erhältlich. 
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Eine zusätzliche Beratungsstudie“® wurde durchgeführt, um den monetären Nutzen 
von Politiken zur Erreichung der Ziele in bezug auf Ozon und Versauerung zu 
bewerten. 

2.1 Kritische Belastungen und Grenzwerte 

Das Fünfte Umwelt-Aktionsprogramm legt als allgemeine und langfristige Ziele für 
Versauerung, Eutrophierung und Ozon fest, daß keine Überschreitung kritischer 
Belastungen und Grenzwerte verkommen dürfen^'. Diese Zielsetzung ist von 
grundlegender Bedeutung für die zur Unterstützung der Entwicklung der 
Gesetzesvorschläge der Kommission angewandte Methodik. Die Definition und die 
Quantifizierung der Langfristziele und der Zwischenziele, die aus den Strategien in 
bezug auf Versauerung und Ozon resultieren und die hinter den vorgeschlagenen 
nationalen Emissionshöchstgrenzen stehen, werden in Abschnitt 3 aufgeführt. 

Kritische Belastungen für Versauerung und Eutrophierung 

Kritische Belastungen für Versauerung werden für B.öden und Binnengewässer auf 
der Grundlage von chemischen Kriterien berechnet, die das Basen- 
kationen/Aluminium-Verhältnis im Wasser des Bodens beziehungsweise die 
Alkalinität (Säureneutralisierungsvermögen) von Binnengewässern basieren. Die 
kritischen Belastungen unterscheiden sich innerhalb Europas stark, was auf 
Unterschiede in bezug auf Grundgestein, Bodenschicht, alkalische Einträge und 
andere Faktoren zurUckzuführen ist. Granitgestein (häufig in Skandinavien), das kein 
Calcium enthält und langsam verwittert, führt zu Böden mit einem geringen 
Vermögen zur Neutralisierung des Säureeintrags. Böden in Südeuropa dagegen sind 
im allgemeinen kalziumreicher, was sowohl auf die Gesteinsqualität als auch auf die 
Ablagerung von Staub aus der Sahara zurückzuführen ist, weshalb sie ein gutes 
Säureneutralisierungsvefmögen besitzen. 

Die kritischen Belastungen für Eutrophierung stellen den Grenzwert für den 
Stickstoffeintrag dar, bei dem es zu Veränderungen der Vegetation kommt oder bei 
dem Stickstoff aus dem Boden ausgelaugt wird. In der Praxis sind viele Gebiete, die 
empfindlich gegen Versauerung sind, auch empfindlich gegen die eutrophierenden 
Wirkungen des Stickstoffs. Es gibt jedoch auch Ökosysteme, beispielsweise 
kalkreiches Grasland, die empfindlich gegen Stickstoffeintrag und unempfindlich 
gegen Versauerung sein können. Derzeit, und in Prognosen für das Jahr 2010, sind 
eutrophierenden Wirkungen ausgesetzte Gebiete in allen Teilen Europas zu finden. 
Die Ökosysteme mit den höchsten Überschreitungen liegen zum großen Teil in 
Deutschland und seinen Nachbarländern. 

Die Methodik der Berechnung kritischer Belastungen wird in wissenschaftlicher 
Zusammenarbeit im Rahmen der CLRTAP festgelegt. Die Parteien der Konvention 
sind für die Kartierung der kritischen Belastungen in ihrem Land nach vereinbarten 


‘Economic evaluation of the control of acidification and ground-level ozone’ von AEA 
Technology, Januar 1999; erhältlich bei der Kommission. 

“Kritische Belastung” bedeutet eine quantitative Schätzung einer Exposition gegenüber einem 
oder mehreren Schadstoffen, unterhalb derer nach dem heutigen Wissensstand keine 
erheblichen schädlichen Auswirkungen auf bestimmte empfindliche Teile der Umwelt 
auftreten; “kritischer Grenzwert” bedeutet die Luftschadstoffkonzentration, oberhalb derer 
nach dem heutigen Wissensstand direkte nachteilige Auswirkungen auf die Rezeptoren, 
beispielsweise Menschen, Pflanzen, Ökosysteme oder Materialien, auftreten können. 
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Methoden verantwortlich^^. Die nationalen Daten werden dem Koordinierungs- 
zentrum (Co-ordination Center for Effects) der Konvention übermittelt, das die 
europäischen Karten der kritischen Belastungen^^ zusammenstellt und den für die 
integrierte Analyse zuständigen Modellen die Daten der kritischen Belastungen zur 
Verfügung stellt. 

Zwölf der Mitgliedstaaten haben nationale Daten Uber kritische Belastungen 
übermittelt, die Einzelheiten zu ungefähr 600 000 Ökosystemen liefern. Für die 
verbleibenden drei (Griechenland, Portugal, Luxemburg) wird die europäische 
Hintergrunddatenbank herangezogen. Diese Datenbank wird durch Anwendung der 
vereinbarten Methodik auf international veröffentlichte Daten aufgebaut, 
beispielsweise die digitale Bodenkarte der Emährungs- und Landwirtschafts- 
organisation (FAO) aus dem Jahr 1994. Die Analyse für die nationale 
Emissionshöchstgrenzen basierte auf der aktuellsten verfügbaren Datenbank für 
kritische Belastungen (Anhang I, Abbildungen 6 und 7). 

Kritische Werte für troposphärisches Ozon und Luftqualitätsleitwerte der Welt- 
gesun dheitsorgan i sation 

In ihrer jüngsten Überarbeitung (1999) der Luftqualitätsleitwerte für Europa^'*, und 
basierend auf den aktuellsten Befunden, hat die WHO einige Leitwerte für Ozon 
verabschiedet. Der Leitwert für die menschliche Gesundheit liegt bei 120 pg/m^ über 
gemittelt über 8-Stunden. Dieser Schwellenwert umfaßt keine Sicherheitsmarge und 
nimmt ein gewisses Risikos für die Öffentlichkeit in Kauf Obwohl es sich daher zwar 
streng genommen nicht um einen “kritischen Wert” handelt, wird dieser Leitwert als 
ein Niveau betrachtet, bei dem akute Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit 
voraussichtlich gering sind. 

Basierend auf der Arbeit im Rahmen der CLRTAP hat die WHO auch eine Anzahl 
kritischer Ozonwerte für die Vegetation verabschiedet, die alseine akkumulierte 
Überschreitung bestimmter Schwellenwerte ausgedrUckt werden (Tabelle C). Dieser 
sogenannte AOT40-Wert (Accumulation Over Threshold of 40 ppb = Akkumulation 
über einem Schwellenwert von 40 ppb) wird berechnet, indem über einen bestimmten 
Zeitraum die Überschreitungsrate aller Ozon-Stundenmittel über40 ppb^^ (= 80 pg/rrf) 
während der Stunden mit Tageslicht aufsummiert wird. Allerdings ist anzumerken, 
daß der Wert 40 ppb (oder 80 pg/m^) als solchernicht als Schwellenwert für Effekte 
betrachtet werden kann. 


UBA 1996 Manual on Methodologies and Criteria for Mapping Critical Levels/Loads and 
where they are exceeded. UNECE CLRTAP. Texte 71/96, Berlin. 

Calculation and mapping of critical thresholds in Europe. Status report 1997 (RIVM, 1997). 
WHO (1999): Air Quality Guidelines for Europe. 2"^ edition. Word Health Organisation. 
Regional Office for Europe. Kopenhagen, im Druck; siehe auch: Position Paper for Ozone, 
erhältlich bei der Kommission. 

Ozonwerte werden entweder als “Volumenmischungsverhältnis” in ppm (parts per million) = 
1000 ppb (parts per biliion) oder als Konzentration in pg/m^ ausgedrückt; Ippb entspricht 
2pg/m^; Tabelle C enthält die Zahlen in “/Xg/rrP mal Stunden", obwohl die in dem 
ursprünglichen WHO-Dokument verwendete Einheit “ppb mal Stunden” war. 
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Tabelle C: Von der WHO empfohlene kritische Ozonwerte für die Vegetation 


Vegetationstyp 

AOT40 

[pg/mAh]“ 

Zeitraum 

Beschränkungen 

Nutzpflanzen (Ertrags Verlust 
von 5%) 

6 000 

3 Monate 

- 

Natürliche Vegetation 

6 000 

3 Monate 

- 

Wälder 

20 000 

6 Monate 

- 

Nutzpflanzen 

400 

5 Tage 

Hohe Luftfeuchtigkeit 

(sichtbare Schäden) 

1000 

5 Tage 

Geringe Luftfeuchtigkeit 


2.2 Gemeinsame Merkmale der Daten und Modelle und Notwendigkeit für 
differenzierte Emissionshöchstgrenzen 

Die zur Unterstützung der Strategien in bezug auf Versauerung und Ozon, sowie 
fürdurchgeführten Analysen haben folgende gemeinsame Eigenschaften: 

- die kombinierten nationale Emissionshöchstgrenzen eine Abschätzung Emissionen 
in der Vergangenheit (1990), die als Bezugswert für Emissionsminderungen 
benutzt wird; 

- eine Datenbank über Optionen und Kosten für die Minderung von Emissionen; 

- atmosphärische Ausbreitungsmodelle, basierend auf dem Kooperativen Programm 
zur Überwachung und Bewertung des großräumigen Transports von Luft- 
schadstoffen in Europa (EMEP); 

- Emissionsprognosen für das Jahr 2010 in einem Referenzszenario, das alle 
bestehenden und bereits vorgeschlagenen EG-Rechtsvorschriften (per Dezem- 
ber 1998) sowie nationale Rechtsvorschriften und politische Pläne umfaßt; 

- ein Szenario mit “maximal (technisch) durchführbaren Minderungen” für das 
Jahr 2010, bei dem von der Umsetzung aller verfügbaren/erprobten technischen 
Maßnahmen für Emissionsminderungen ausgegangen wird (dabei wird folglich die 

. Möglichkeit struktureller Veränderungen, z. B. bezüglich der Energieversorgung, 
nicht berücksichtigt); 

- Zwischenszenarien für das Jahr 2010, die die kosteneffiziente Verteilung von 
Emissionsminderungen auf die Mitgliedstaaten untersuchen, um verschiedene 
Umweltqualitätsziele zu erreichen. 

Die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft im Referenzszenario umfassen die 
Richtlinie über Großfeuerungsanlagen (88/609/EWG) einschließlich des Vorschlags 
für ihre Überarbeitung; die Richtlinie über Abgase von Personenwagen und leichten 
Nutzfahrzeugen (70/220/EWG, zuletzt geändert durch 98/69/EG), die Richtlinie über 
die Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen (98/70/EG); für schwere Nutzfahrzeuge, 
die Umsetzung des im Dezember 1998 erzielten Gemeinsamen Standpunktes zu der 
Änderung der Richtlinie 88/77/EWG, die Richtlinie über Emissionen von anderen 
beweglichen Maschinen und Geräten als Kraftfahrzeugen (96/68/EG); die Richtlinie 
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über eine erste Stufe von Emissionsbegrenzungen bei der Lagerung und Verteilung 
von Ottokraftstoff (94/63/EG); die kürzlich erlassene Richtlinien über Lösemittel”^ 
und über den Schwefelgehalt bestimmter flüssiger Brennstoffe. Die Annahmen über 
die Auswirkungen anderer Richtlinien wie die Richtlinie des Rates 91/676/EWG zum 
Schutz der Gewässer von Verunreinigung durch Nitrate aus landwirtschaftlichen 
Quellen, die Richtlinie 96/61/EG des Rates über die integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung und die Richtlinie 85/337/EWG über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung, die sich nur beschränkt auf Emissionsminderungen 
auswirken, wurden im Bezugsszenario nicht berücksichtigt. 

Diese Maßnahmen sowie andere, auf internationaler Ebene vereinbarte oder innerhalb 
der Mitgliedstaaten eingeführte Maßnahmen haben einen bedeutenden Einfluß auf die 
Minderung von Emissionen und werden diesen Einfluß auch weiterhin haben. 
Zwischen 1990 und 2010 wird ein Rückgang der S02-Emissionen um 71 %, der NOx- 
Emissionen um 48 %, der VOC-Emissionen um 49 % und der NHs-Emissionen um 
12 % erwartet. Die Gemeinschaft wird jedoch weiterhin mit dem Problem jer Ver- 
sauerung, des Ozons und der Bodeneutrophierung konfrontiert sein; sogar eie Um- 
setzung aller gegenwärtig technisch verfügbaren Maßnahmen zur Emissic" egren- 
zung wird es nicht ermöglichen, innerhalb des nächsten Jahrzehnts Immissic’ n.veaus 
zu erreichen, bei denen keine nachteiligen Wirkungen zu erwarten sind. 

Das RAINS-Modell, das von IIASA als konsistente Grundlage für die Analyse von 
Emissionsminderungsstrategien für Versauerung, Ozon und Eutrophierung entwickelt 
wurde, wurde sowohl für den Vergleich der Kosten und des ökologischen Nutzens 
einer Reihe von Zwischenzielen als auch, in seinem Optimierungsmodus, für die 
Identifizierung kostenoptimierter Verteilungen von Emissionsminderungen auf die 
einzelnen Mitgliedstaaten eingesetzt. Bei der Entwicklung ihrer Strategie gegen 
Versauerung und Ozon sowie in ihrer abschließenden kombinierten Analyse hat die 
Kommission sowohl die Notwendigkeit für kosteneffizienter Vorschläge auf 
Gemeinschaftsebene berücksichtigt, als auch die mögliche Verteilung der 
Anstrengungen zwischen den Mitgliedstaaten. Aus der durchgeführten Analyse wurde 
der Schluß gezogen, daß bei Emissionsminderung zwischen der einzelnen 
Mitgliedstaaten differenziert werden muß, wenn auf Gemeinschaftsebene der Nutzen 
für die Umwelt für ein gegebenes Kostenniveau maximiert werden soll (oder wenn 
umgekehrt die Kosten für ein gegebenes Umweltziel minimiert werden sollen). Dies 
steht im Einklang mit dem Verursacherprinzip, und ebenso mit einer Analyse der 
Luftqualität und der Wirtschaftlichkeit, was dazu beiträgt, die Verantwortung für das 
Ergreifen von Maßnahmen gerecht zu verteilen. Dieser Ansatz führt zu einem 
signifikanten Unterschied in der relativen Verteilung der Lasten auf die einzelnen 
Mitgliedstaaten, wobei ein besonders hoher Anteil auf Belgien und Griechenland 
entfällt. Die wirtschaftliche Analyse zeigt jedoch, daß der Nutzen die Kosten für alle 
Mitgliedstaaten übersteigt, wenn die Bewertung der Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit auf dem VOSL-Ansatz basiert. Bei der Überarbeitung wird 
die Kommission allen sozioökonomischen Auswirkungen auf bestimmte 
Mitgliedstaaten oder Sektoren Rechnung tragen. 

Ohne Differenzierung müßten alle Mitgliedstaaten verpflichtet werden, gleich starke 
Anstrengungen zu unternehmen, wobei aber in vielen Fällen (beispielsweise für 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Begrenzung von Emissionen flüchtiger orga- 
nischer Verbindungen, die bei bestimmten industriellen Tätigkeiten bei der Verwendung orga- 
nischer Lösemittel entstehen (beschlossen am 1 1. März 1999. ABI. L 85 vom 29.3.1999, S. 1). 
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Mitgliedstaaten in Randlage der Gemeinschaft) ein geringer ökologischer Nutzen 
erzielt würde. Die Entlastung für diejenigen zentral gelegenen Mitgliedstaaten, die im 
Rahmen eines differenzierten Ansatzes die stärksten Minderungen erzielen müßten, 
würde durch die zusätzlichen Kosten für andere Mitgliedstaaten weitgehend 
aufgewogen werden. Es wurde errechnet, daß die Gesamtkosten für die Erreichung 
der Zwischenziele mit einem Ansatz aus möglichst einheitlichen prozentualen 
Minderungen um ca. 50 % über den Kosten für den von der Kommission 
vorgeschlagenen Ansatz liegen würden. 

Zwar ist die Beziehung zwischen Emissionsquellen und ihren Rezeptoren ein 
wichtiger Faktor, der die Identifizierung von nationalen Emissionshöchstgrenzen 
beeinflußt. Dies ändert aber nichts an der Tatsache, daß diejenigen Mitgliedstaaten, 
die die größten Anstrengungen auf sich nehmen müßten, auch diejenigen mit dem 
höchsten ökonomischen Aktivitätsniveau sind und die zumindest teilweise von ihrer 
Nähe zu den Märkten und vom Zugang zu einer guten Verkehrsinfrastruktur 
profitieren. Die Analyse hebt die Notwendigkeit hervor, dafür zu sorgen, daß diese 
historische Verknüpfung zwischenökonomischer Aktivität und Luftverschmutzung 
klar unterbrochen wird. 

Mit Hilfe der Modelle können auch diejenigen technischen Maßnahmen hervor- 
gehoben werden, die ein hohes Potential zur kurz- bis mittelfristigen Minderung von 
SO 2 -, NOx-, VOC- und NHs-Emissionen haben. Zu den Sektoren, in denen 
Emissionsminderungen besonders kosteneffizient zu sein scheinen, gehören die 
Energieerzeugung, die Raffinerien und andere Industriezweige sowie die gewerbliche 
und private Gebäudeheizung. 

2.3 Eine Strategie zur Bekämpfung troposphärischen Ozons; Entwicklung 
der Ozon-Tochterrichtlinie 

Nach Abschluß der Arbeiten an der Strategie gegen die Versauerung initiierten die 
Kommissionsdienststellen im Jahr 1997 ein Programm von Aktivitäten zur 
Entwicklung einer Gemeinschaftsstrategie zur Bekämpfung troposphärischen Ozons 
und zur Erarbeitung der technischen und wissenschaftlichen Grundlage für die Ozon- 
Tochterrichtlinie. Es wurde eine aus Experten aus allen Mitgliedstaaten, der Industrie, 
von Nichtregiemngsorganisationen, der EUA, der WHO und anderen internationalen 
wissenschaftlichen Gruppen sowie der Kommission bestehende Ad-hoc-Arbeits- 
gruppe eingesetzt. Ihre Aufgabe war die Beurteilung des derzeitigen Wissensstands 
und die Erarbeitung eines technischen Positionspapiers über Ozon . 

Neben der von IIASA, dem Auftragnehmer der Kommission, geleisteten Unter- 
stützung wurden Studien in Auftrag gegeben, mit deren Hilfe der monetäre Nutzen 
von Szenarien zur Erreichung der Ziele der Strategie bewertet und die Auswirkung 
der gemeinschaftsweiten Minderungsszenarien auf typische lokale Situationen (Athen 
und Stuttgart^* sowie die Region Burriana (Spanien)^®) sowie der Spielraum für 
zusätzliche Maßnahmen auf lokaler Ebene untersucht werden sollten. 


.Position Paper on Ozone“; erstellt von der Ad-hoc- Arbeitsgruppe Ozon [noch nicht 
veröffentlicht]. 

Moussioupoulos et al: “Technical Expertise in the Context of the Commission’s Communi- 
cation on an Ozone Strategy”, Abschlußbericht an die Kommission, GDXI, Oktober 1998. 

C. Cuvelier, P. Thunis. Joint Research Centre, Ispra: “Influence of NO,/VOC emission 
reduction on levels in the Mediterranean area”. Bericht an die GDXI, Juni 1998. 
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Bei der Entwicklung ihrer Strategie hat die Kommission unter anderem folgendes 

berücksichtigt; 

• die Auswirkung der Luftverschmutzung durch Ozon auf die menschliche 
Gesundheit und die Umwelt, wobei die WHO-Leitwerte als Grundlage für die 
Festlegung von Langfristzielen und Zwischenzielen dienten; 

• die vorhergesagte Entwicklung der Emissionen von Ozon-Vorläufersubstanzen, 
unter Berücksichtigung der Auswirkungen bestehender und künftiger 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft sowie legislativer Maßnahmen und Pläne 
einzelner Mitgliedstaaten (das Referenzszenario); 

• den grenzüberschreitenden Charakter des Ozonproblems, unter Verwendung 
international anerkannter Daten und Methoden für Emissionen, den weiträumigen 
Transport und die Berechnung der Ozonverteilung über ganz Europa; 

• die Identifizierung kosteneffizienter Strategien zur Bekämpfung troposphärischen 
Ozons, unter Berücksichtigung des Kosten- und Emissionsminderungspotentials 
verschiedener Maßnahmen; 

• die potentiellen Auswirkungen von Minderungsmaßnahmen von außerhalb des 
Territoriums der EG; und 

• die Auswirkungen auf mit diesem Problem zusammenhängende Umwelt- 
phänomene wie die Versauerung und die Eutrophierung. 

Die Kommission hat aus diesen Arbeiten den Schluß gezogen, daß eine wirksame und 

ausgewogene Strategie zur Ozonbekämpfung die folgenden Elemente haben sollte; 

• Zwischenziele, die sowohl Fortschritte in Richtung auf die Langfristziele 
bewirken, indem sie überall spürbare relative Verbesserungen der Ozonwerte in 
bezug auf die Situation im Basisjahr definieren (das Ziel der “Lückenschließung”) 
als auch die Situation in Gebieten mit der höchsten Ozonbelastung verbessern, 
indem sie einen einheitlichen Grenzwert für die Ozonkonzentration festlegen, der 
überall einzuhalten ist (das “absolute” Ziel); 

• Nationale Emissionshöchstgrenzen für NO^ und VOC, die auf Gemeinschafts- 
ebenein kosteneffizienter Weise zu einer allgemeinen Erreichung der Zwischen- 
ziele führen würden; 

• eine Tochterrichtlinie für Ozon, die die Umsetzung der Gesamtstrategie 
unterstützt und den spezifischen Anforderungen der Rahmenrichtlinie Luftqualität 
entspricht, indem sie unter anderem eine Kombination von Langfristzielen und 
Zielwerten (abgeleitet von den Zwischenzielen) vorschlägt; und 

• die Identifizierung und Umsetzung zusätzlicher spezieller Maßnahmen auf 
europäischer, nationaler und lokaler Ebene, die zu der Umsetzung der nationalen 
Emissionshöchstgrenzen und der Einhaltung der in der Tochterrichtlinie 
vorgelegten Zielwerte beitragen würden. 

Mit Bezug auf den letzten Punkt hat die durchgeführte Analyse für die Ozonstrategie 

ergeben, daß es wahrscheinlich kosteneffizient ist, VOC-Emissionen aus bestimmten 
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Lösemitteln , soweit sie nicht schon von der Lösemittelrichtlinie erfaßt sind, weiter zu 
vermindern. Dies betrifft insbesondere Farben und Lacke . Die Kommission prüft 
momentan die Möglichkeiten, Regelungen zur Reduktion des VOC-Gehalts von 
Dekorationsfarben und -lacken einzuführen. Ein solches Vorhaben wird momentan 
hinsichtlich technischer Aspekte und Kosteneffizienz analysiert. Die Kommission 
erwägt derzeit ferner die Ausarbeitung eines Vorschlags für eine Regelung der zur 
Lackierungder bei Kraftfahrzeugreparaturen verwendeten Produkte, um die VOC- 
Emission dieses Gewerbezweigs zu begrenzen. 

Um geeignete Zwischenziele für Ozon zu identifizieren, wurde eine eingehende 
Analyse mehrerer Grenzwerte und Kombinationen von Lückenschließungen und 
‘absoluten’ Zielen für die menschliche Gesundheit und die Vegetation durchgeführt, 
jeweils mit dem Schwerpunkt auf der Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für 
die menschliche Gesundheit. Es wurde davon ausgegangen, daß das Referenz- 
szenario(Überschreitungen des Richtwertes der WHO für die menschliche Gesundheit 
von 120 ^g/m^ wurde in der Modellrechnung ausgedrückt entspricht), zu einer 
Lückenschließung von mindestens 35 % oder einem AOT60-Wert von bis zu 
4,5 ppm.h im Jahr 2010 führen würde, im Vergleich zu 11,5 ppm.h im Jahr 1990 in 
Form eines AOTöO-Wertes, d.h. einer Akkumulation über einem Schwellenwert von 
60 ppb =120 pg/m^ ). Theoretisch würde die Einführung aller im MFR-Szenario 
(MFR = maximum feasible reduction = maximal durchführbare Minderung) beschrie- 
benen Maßnahmen die Überschreitungen der Ozongrenzwerte auf 1,5 ppm.h 
reduzieren. Allerdings wären an diesem Ende der Skala die Kosten und aller 
Wahrscheinlichkeit nach die Auswirkungen auf die Industrie untragbar. Der 
Untersuchungsbereich konzentrierte sich deshalb auf eine LücLenschließung von 
mindestens 60 % bis 70 % und einen absoluten Höchstwert zwischen 2,8 und 3 ppm.h 
für den AOT60-Wert. Für die Vegetation lag der Bereich bei einer Lückenschließung 
von 30 - 35 % und bei 9,5 - 10,5 ppm.h ausgedrückt als Überschreitungsrate des 
kritischen Wert von 3 ppm.h (= 6000 /ig/m^ h, was dem WHO-Leitwert für 
Nutzpflanzen und natürliche Vegetation entspricht). 

Die Kommissionsdienststellen haben kein gesondertes Dokument zu dieser Strategie 
erarbeitet, da alle obengenannten Elemente in den beiden Vorschlägen für die 
Richtlinien und in dieser Begründung enthalten sind. Die Strategie zur Bekämpfung 
troposphärischen Ozons sollte jedoch als eine Strategie betrachtet werden, die sich 
zusammen mit den anderen Initiativen zur Luftqualität weiterentwickelt. 

2.4 Die kombinierte Analyse 

Der Ausgangspunkt der kombinierten Analyse für die Berechnung kosteneffizienter 
Emissionsminderungen ist das Referenzszenario, das eine Prognose der betreffenden 
Schadstoffe für das Jahr 2010 darstellt, basierend auf der derzeitigen Gesetzgebung 
(einschließlich von Vorschlägen der Kommission bis Dezember 1998) und den 
aktuellen Minderungsplänen in den Mitgliedstaaten. Es wird geschätzt, daß etwa 40 % 
der bis zum Jahr 2010 entstehenden Kosten des Referenzszenarios mit Maßnahmen in 
Zusammenhang stehen, die bis jetzt (1999) bereits umgesetzt sind, üngefähr 90 % der 
Kosten aus verbleibenden, noch umzusetzenden Maßnahmen, beziehen sich auf den 
Straßenverkehrssektor, beispielsweise die in dem kürzlich verabschiedeten “Auto-Öl- 
I”-Paket enthaltenen Kraftfahrzeug- und Kraftstoffnormen. 
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Da der Ausgangspunkt für die Analyse ehrgeizige neue Maßnahmen im 
Verkehrssektor umfaßt, werden sich kosteneffiziente neue Maßnahmen, die zur 
Umsetzung der nationalen Emissionshöchstgrenzen ergriffen werden, größtenteils mit 
Emissionen von anderen Quellen als dem Straßenverkehr beschäftigen, obwohl das 
Verkehrsmanagement ebenfalls eine Rolle spielen kann. 

In den Modellrechnungen wurde ein Hauptszenario (Hl) festgelegt, das auf den 
Zwischenzielen der Strategie gegen Versauerung und Ozon basiert. Dieses Szenario 
wurde mit zwei Alternativen von unterschiedlichem Anspruchsgrad verglichen, um 
ein angemessenes Spektrum für einen verbesserten Schutz gegenüber der Situation . im 
Jahr 1990 sowie die zugehörigen Kosten und den Nutzen zu untersuchen:die erste 
(Szenario H2) mit vergleichsweise weniger strengen Zielen, die zweite (Szenario H3) 
mit relativ strengeren Zielen. Die Szenarien sind in Anhang I, Tabelle 6 beschrieben. 
Die Schlußfolgerung aus dieser Analyse war, daß sich die geschätzten Kosten für das 
untersuchte Spektrum von Umweltzielen relativ schnell erhöhen, wenn strengere 
Umweltziele als die im Hauptszenario enthaltenen untersucht werden. Ein Wechsel 
vom Hauptszenario zu den in H2 verwendeten weniger strengen Zielen führt zu einer 
Verringerung der Kosten und zu erhöhten Emissionen (Tabelle D weiter unten, und 
Abbildungen 8 - 1 1 in Anhang I). 

Tabelle D. Emissionshöchstgrenzen und das Referenzszenario übersteigende 
jährliche Kosten für die gesamte Gemeinschaft, resultierend aus den 
Umweltzielen für Versauerung und Ozon des Hauptszenarios und für zwei 
weitere Szenarien unterschiedlich strenger Zielsetzung 


EG- 15 

SO 2 

NO, 

VOC 

NHj 

jährliche 

Kosten 


10’ t 

10’ t 

10 ’ t 

10 ’ t 

Mio. EUR 

Strengere Ziele (H3) 

2 600 

5 185 

5 310 

2 537 

16 202 

Hauptszenario (Hl) 

3 637 

5 922 

5 581 

2 826 

7 514 

Weniger strenge Ziele 
(H2) 

4 026 

6 152 

5 739 

3 051 

4 227 


Bei einigen begrenzte Gebiete, bei denen die Liickenschließung am schwierigsten zu 
erreichen ist wurde ein begrenztes Defizit bei der Erreichung der Ziele zugelassen, um 
zu vermeiden, daß diese bei der Ermittlung der Emissionshöchstgrenzen einen zu 
dominierenden Faktor darstellen. Um aber zu gewährleisten, daß die gesamte 
Verbesserung nicht verringert wird, wurden solche Defizite möglichst durch 
Erhöhung der Schutzniveaus in angrenzenden Gebieten oder (für Ozon) in andere 
Jahren in demselben Land ausgeglichen (Abbildungen 12 - 14 in Anhang I zeigen, wo 
dieser Mechanismus im Hauptszenario zum Tragen kam). 

Darüber wurde bei der Berechnung des absoluten AOT60-Zielwertes für Ozon das 
Jahr mit dem höchsten AOT60-Wert pro Gitterzelle (aus einer Auswahl von fünf 
Jahren) ausgeklammert. 
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Für einige Gebieten (zwei Gittermaschen) an der Grenze zwischen einem 
Mitgliedstaat der Gemeinschaft und einem Drittland wurden die Ziele zur 
Versauerung in den Optimierungsläufen ausgeklammert, da sonst in diesenFällen 
besonderen geringe kritische Belastungen in den Drittländern teilweise Druck auf die 
Minderungsanforderungen der Gemeinschaft ausüben würden. In ähnlicher Weise 
wurden zwei Gittermaschen in Nordfinnland (an der russischen Grenze) 
ausgeklammert, da die Depositionen in diesen Gebieten hauptsächlich von Quellen in 
angrenzenden Gebieten in Rußland stammen und durch eine Strategie der 
Gemeinschaft nicht wesentlich verringert werden können. (Anhang I, Abbildung 15) 

Für Bodeneutrophierung führte das Hauptszenario zu einem bedeutenden Schritt in 
Richtung auf die Minderung zu hoher Stickstoffdepositionen im Vergleich zu der 
Situation im Jahr 1990. Obwohl die Bodeneutrophierung in enger Wechselbeziehung 
zu den beiden anderen Problemen, insbesondere der Versauerung steht, wurde es für 
zweckdienlich erachtet, den Zielen gegen Versauerung und Ozon die stärkste 
Wirkung auf die nationalen Emissionshöchstgrenzen einzuräumen. Spezifische Ziele 
in bezug auf die Bodeneutrophierung wurden deshalb in diesem Szenario nicht 
festgelegt. Die Auswirkungen der vorgeschlagenen Emissionsminderungen auf die 
Eutrophierung Wurden jedoch im einzelnen untersucht (vgl. Anhang I, Tabelle 5 und 
Abbildung 5). 

Die Summe der berechneten Umsetzungskosten für getrennt behandelte Szenarien 
gegen Versauerung und Ozon ist höher als die Umsetzungskosten für das Szenario zur 
gemeinsamen Behandlung dieser Probleme. Die Summe der Kosten der beiden 
getrennten Szenarien übersteigt bei denselben Umweltzielen die Kosten des Haupt- 
szenarios um ca. 5 % (Anhang I, Tabelle 7). Dies zeigt, daß i) die Emissions- 
minderungen bei gemeinsamer Behandlung der Probleme kosteneffizienter verteilt 
werden können, und daß ii) die für die Behandlung der Einzelprobleme erforderlichen 
NOx-Minderungen sich teilweise überschneiden. 

Das Ausmaß der Versauerung und der Luftverschmutzung durch Ozon ist innerhalb 
der Gemeinschaft sehr verschieden. Entsprechend verschieden ist auch der Einfluß, 
den diese Probleme auf die Anforderungen in bezug auf Emissionsminderungen in 
den einzelnen Mitgliedstaaten haben. In den Berechnungen wird es eine Anzahl von 
Gittermaschen in der Gemeinschaft geben, in denen das eine oder andere der 
Umweltziele sehr schwierig zu erreichen ist. Die Tatsache, daß ein Ziel in einer 
bestimmten Region dominiert, bedeutet jedoch nicht, daß es dort keine anderen 
Probleme gibt. 

Die Analyse zeigt, daß die für die Versauerung gesetzten Ziele an der 
deutsch/niederländischen Grenze, in Ostdeutschland, in Irland und - in begrenztem 
Umfang - in Spanien dominieren. Gesundheitsbezogene Ziele für Ozon dominieren 
die Notwendigkeit von Emissionsminderungen im Vereinigten Königreich, in 
Frankreich, den Beneluxländern, einigen Teilen Deutschlands und in Portugal. Ziele 
für Ozon im Zusammenhang mit dem Schutz der Vegetation stellen die ehrgeizigsten 
Ziele für Emissionsminderungen in den Mittelmeerländern dar (Anhang I, 
Abbildung 16). 

2.5 Aus der Modellierung hervorgehende Optionen 

Es wird anerkannt, daß fortschreitend spezifische Maßnahmen festgelegt und für alle 
Emissionsquellen angewandt werden müssen, um die Einhaltung der Ziele der 
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Gemeinschaft bis 2010 sowie die Einhaltung der landesweiten Emissionshöchstwerte 
zu gewährleisten. 

Die Mitgliedstaaten müssen beurteilen, welche Maßnahmen sich unter den bei ihnen 
vorherrschenden Umständen eignen, und entsprechende Maßnahmen ergreifen. Diese 
bietet ihnen die Möglichkeit, übermäßige Folgen für bestimmte Sektoren zu 
vermeiden. Die Kommission wird weiterhin mit den Mitgliedstaaten und übrigen 
Beteiligten Zusammenarbeiten, um die Maßnahmen und Instrumente zu ermitteln, die 
entweder auf Gemeinschafts-, auf Landes- oder Ortsebene umgesetzt werden können. 

SO 2 -, NOx-, VOC- und NHj-Emissionen entstammen in der Regel folgenden Quellen; 

S02-Emissionen entstehen größtenteils bei der Verbrennung von Kohle und Öl in 
allen Sektoren, hauptsächlichjedoch in Kraftw'erken. 

NOx-Emissionen entstehen ebenfalls bei der Verbrennung fossiler Brennstoffe in allen 
Sektoren, hauptsächlichjedoch im Kraftverkehr. 

VOC-Emissionen entstehen hauptsächlich bei der Kraftstoffverbrennung im Verkehr, 
durch Verflüchtigung beim Verladen und Umladen von Erdöl, industriellen Prozessen 
und der Verwendung von Produkten, die organische Lösungsmittel enthalten. 

NHrEmissionen entstehen fast ausschließlich in der Landwirtschaft und innerhalb 
dieses Sektors hauptsächlich in der Viehzucht. 

Durch die optimierte Modellierung wurden folgende Kosten der nationalen 
Höchstgrenzen ermittelt: 


Tätigkeitsgebiet 

Kosten der NEG 
(Mio. Euro/Jahr) 

Kraftwerke 

Industrie 

Haushalte 

Verkehr 

Landwirtschaft 

0,4 

3,5 

LO 

0,5 

2,1 

Total 7,5 


Die Modellierung verteilt natürlich die Kosten auf verschiedene Sektoren. Das 
unterschiedliche Kostenniveau spiegelt das Ausmaß sowohl des Beitrags der 
einzelnen Sektoren zu den Schadstoffemissionen, als auch der zur 
Emissionsminderung bereits ergriffenen Maßnahmen wider. 

Für SO 2 und NOx können hinsichtlich der Verbrennungsprozesse und Brennstoffe 
verschiedene Maßnahmen ins Auge gefaßt werden. Für VOC ist wie bereits 
angedeutet ein produktbezogener Ansatz möglich, während sich die Maßnahmen zur 
Minderung der Ammoniakemissionen vor allem auf die Landwirtschaft konzentrieren. 
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3. Ziele 

3.1 Langfristige Ziele 

Wie in Abschnitt 2 dargelegt, legt das Fünfte Umwelt-Aktionsprogramm als 
langfristiges Ziel fest, daß keine Überschreitung kritischer Belastungen (für 
Versauerung) und kritischer Werte (für Ozon) Vorkommen dürfen. Darüber hinaus 
sieht es vor, daß alle Menschen wirksam gegen bekannte Gesundheitsgefahren zu 
schützen sind und die WHO-Werte auf EG-Ebene verbindlich werden sollen. 

Im Falle der Versauerung werden unter den kritischen Belastungen die vom 
Koordinierungszentrum für Effekte zusammengestellten Werte verstanden 
(Unterabschnitt 2.1). 

Bei troposphärischem Ozon wird die Situation durch die Tatsache kompliziert, daß es 
in bezug auf den Schutz der menschlichen Gesundheit keine eindeutige 
Konzentrationschwelle anagegeben werden kann, unterhalb der nachteilige 
Auswirkungen ausgeschlossen werden können . Nichtsdestotrotz stellen die im 
Jahr 1997 von der WHO verabschiedeten Leitwerte eine zuverlässige und 
international anerkannte Grundlage für die Festlegung der Langfristziele der 
Gemeinschaft dar. Im Zusammenhang mit der Ozonstrategie und des Vorschlags für 
eine Tochterrichtlinie wurde der WHO-Leitwert für die menschliche Gesundheit als 
“kritischer Wert” betrachtet. 

Die vorgeschlagenen Langfristziele für Ozon sind deshalb: 



Parameter 

Langfristziel (innerhalb 
des Kalenderjahrs nicht zu 
überschreiten) 

1. Langfristziel für den Schutz 
der menschlichen Gesundheit 

8-Stunden-Mittel, errechnet 
aus stündlich gleitenden 8 h 
Mittelwerten 

120 ßg/m? 

2. Langfristziel für den Schutz 
der Vegetation 

AOT40-Wert*, errechnet aus 
1-Stunden-Werten von Mai 
bis Juli 

6 000 /xg/m’.h 


* AOT40 bedeutet die Akkumulation der Differenz zwischen stündlichen 

Konzentrationen größer 80 /rg/m^ (- 40 parts per billion) und 80 /rg/m^, wobei nur 
die 1-Stunden-Werte zwischen 8.00 und 20.00 Uhr MEZ an jedem Tag von Mai bis 
Juli verwendet werden. 

Die WHO hat drei Arten von kritischen Werten in bezug auf die Vegetation 
verabschiedet: für Nutzpflanzen und natumahe Vegetation, für Wälder und für 
sichtbare Schäden. In der Praxis ist der Leitwert für Nutzpflanzen und natumahe 
Vegetation fast immer strenger als der Leitwert für Wälder, was bedeutet, daß Wälder 
mit dem Langfristziel für Nutzpflanzen angemessen geschützt sein sollten, auch ohne 
daß ein gesondertes Langfristziel für Wälder eingeführt wird. Da es außerdem kein 
praktisch anwendbares Verfahren für die Messung von Überschreitungen des 
Leitwerts für sichtbare Schäden gibt, wird nur der Leitwert für Nutzpflanzen und 
natumahe Vegetation als Langfristziel vorgeschlagen. 
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Die Analyse der Kommission hat bestätigt, daß mittelfristig keine Aussicht besteht, 
diese Ziele einzuhalten. Sie schlägt infolgedessen derzeit nicht vor, einen Termin für 
ihre Erreichung festzusetzen. Die Kommission hält es dennoch für richtig, weiterhin 
ein hohes Schutzniveau anzustreben, welches als Bezugspunkt für die Bewertung 
langfristiger Fortschritte dienen sollte. 

3.2 Zwischenziele 

Zwischenziele sind eindeutig erforderlich, wenn quantifizierbare und zeitlich 
festgelegte Verpflichtungen in bezug auf Versauerung und Ozon verabschiedet 
werden sollen. Dieser Grundsatz wurde sowohl vom Rat als auch vom Parlament in 
ihren Schlußfolgerungen zu der Strategie gegen die Versauerung gebilligt. 

Auf der Grundlage der zur Unterstützung der Strategien gegen Versauerung und Ozon 
durchgeführten Analysen und der nachfolgenden kombinierten Analyse (Szenario Hl) 
schlägt die Kommission die folgenden Zwischenziele vor, die bis zum Jahr 2010 
erreicht werden sollten: 


Zwischenziel Versauerung 

• eine Verringerung von Gebieten mit Überschreitungen der kritischen 
Belastungen für Versauerung um mindestens 50 % (in jeder Gitterzelle) im 
Vergleich zu der Situation im Jahr 1990^*'. 


Zwischenziele Ozon 

• für das Kriterium menschliche Gesundheit, eine Verringerung der 
Überschreitungen des Langfristziels im Jahr 1990 um mindestens zwei 
Drittel; für das Kriterium Vegetation, eine Verringerung der Über- 
schreitungen des Langfristziels im Jahr 1990 um mindestens ein Drittel; und 

• ein einheitlicher Höchstwert für den gesundheitsbezogenen AOT60-Wert von 
2,9 ppm.h und für den AOT40-Wert von 10 ppm.h ausgedrückt als 
Überschreitung des kritischen Wertes von 3 ppm.h für die Vegetation. 


Diese Ziele werden bis Ende 2004 überprüft werden (siehe Abschnitt 8 weiter unten). 

Die vorgeschlagene Richtlinie über nationale Emissionshöchstgrenzen und die Ozon- 
Tochterrichtlinie wurden so konzipiert, daß sie im Einklang mit diesen 
Zwischenzielen stehen. Der Zusammenhang zwischen den Zwischenzielen für Ozon 
und den in der Ozon-Tochterrichtlinie enthaltenen Zielen wird ausführlicher in 
Abschnitt 5 erläutert. 


In den Modellrechnungen wurde das Ziel als 95%ige Lückenschließung der akkumulierten 
Überschreitungsrate für Versauerung (AEA - accumulated excess acidity) umgesetzt. Der 
AEA-Wert mißt die für alle Ökosysteme in einer Gitterzelle akkumulierte Sauredeposition, die 
die kritischen Belastungen übersteigt. Dieser Wert wurde in der Modellrechnung verwendet, 
um eine Fokussierung auf ein bestimmtes Ökosystem zu vermeiden und die Zuverlässigkeit 
der Modellergebnisse zu erhöhen. 
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3.3 Wissenschaftlicher Ausschuß 

Der wissenschaftliche Ausschuß für Toxikologie, Ökotoxikologie und Umwelt 
(CSTEE) der Kommission wurde konsultiert über die wissenschaftlichen Basis bei der 
Festlegung der Ozonziele und bei der Auswahl des Formats der in der 
Wirtschaftlichkeitsanalyse verwandten Zwischenziele. Das CSTEE hat seine Meinung 
am 21. Mai 1999 abgegeben. 

In seiner Stellungnahme hat das CSTEE die vorgeschlagenen Langfristziele zum 
Schutz der menschlichen Gesundheit und der Vegetation bestätigt. 

Nach Meinung des CSTEE repräsentiert AOT40 die bestmögliche Formulierung des 
Zwischenziels zum Schutz der Vegetation und es bestätigte die Verwendung von 
AOT60 als Format zur Beschreibung des Zwischenziel für die menschliche 
Gesundheit, jedenfalls solange bis eine Simulation der Anzahl der Überschreitungen 
von 120 pg/m^ möglich wird. 

4. Vorschlag für eine Richtlinie über nationale Emissions- 
höchstgrenzen 

4.1 Hauptelemente des Vorschlags 

Das Hauptmerkmal sind die für Emissionen von Schwefeldioxid, Stickstoffoxiden, 
flüchtigen organischen Verbindungen und Ammoniak in den einzelnen 
Mitgliedstaaten festgelegten Höchstgrenzen . Mit diesen Höchstwerten werden 
weitgehend die in Abschnitt 3 beschriebenen Zwischenziele erreicht werden. Sie sind 
spätestens im Jahr 2010 einzuhalten. 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, Programme für die fortlaufende Minderung 
ihrer nationalen jährlichen Emissionen aufzustellen und diese der Kommission bis 
Ende 2002 vorzulegen. Die Programme sind im Jahr 2006 zu aktualisieren und zu 
überarbeiten. 

Die Vorlage der nationalen Programme wird für die Beurteilung der Fortschritte in 
Richtung auf die Emissionshöchstgrenzen durch die Kommission sowie für die 
Beurteilung, ob eventuell für ergänzende Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene 
notwendig sind, von Bedeutung sein. Um eine derartige Beurteilung zu erleichtern, 
wird festgelegt, daß die Programme quantifizierte Prognosen für die Auswirkungen 
der Politiken und Maßnahmen auf die Emissionen im Jahr 2010 umfassen müssen. 
Die Mitgliedstaaten müssen ferner Uber die Strategien und Maßnahmen zur 
Einhaltung der nationalen Höchstwerte Bericht erstatten. Wenn zwischen 1995^’ und 
2010 wesentliche Veränderungen der geographischen Verteilung der nationalen 
Emissionen erwartet werden, ist dies ebenfalls anzugeben, da dies einen Einfluß auf 

die ökologischen Auswirkungen nationaler Emissionsminderungen haben kann. 

\ 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert-, nationale Emissionskataster und 
Emissionsprognosen für das Jahr 2010 für SO2, NOx, VOC und NH3 zu erarbeiten und 
regelmäßig zu aktualisieren. Diese Inventare und Prognosen sind der Kommission 
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Das Jahr, in dem EMEP seine letzte Aktualisierung der Verteilung nationaler Emissionen in 
Europain dem EME? Gitternetz vorgenommen hat. 
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jährlich vorzulegen. In Kombination mit den nationalen Programmen werden die 
Inventare wesentliche Daten über die Fortschritte in Richtung auf die Höchstgrenzen 
liefern und werden zeigen, ob die Mitgliedstaaten ihre Höchstgrenzen einhalten. 

Die Kommission muB dem Parlament und dem Rat in regelmäßigen Abständen (in 
den Jahren 2004, 2008 und 2012) über die Fortschritte bei der Umsetzung der 
Höchstgrenzen sowie über die Fortschritte in der Einhaltung der Umwelt- 
Zwischenziele Bericht erstatten . Diese Berichte müssen eine wirtschaftliche 
Beurteilung einschließlich der Kostenwirksamkeit, der Grenzkosten und des 
Grenznutzens, der Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit und der erwarteten 
sozioökonomischen Auswirkungen der Einhaltung der nationalen Emissions- 
höchstwerte in den einzelnen Mitgliedstaaten umfassen. Auch den Einschränkungen 
hinsichtlich des Geltungsbereichs der Richtlinie ist hierbei Rechnung zu tragen. 
Zusätzlich zu den oben beschriebenen Berichten der Mitgliedstaaten wird die 
Kommission andere für diese Berichte relevante Aspekte berücksichtigen und 
untersuchen, beispielsweise; 

- Emissionsminderungen und Minderungsverpflichtungen von Drittländern; 

- Erweiterung der Gemeinschaft; 

- neue Rechtsvorschriften der Gemeinschaft und internationale Vorschriften über 
Emissionen aus dem Schiffsverkehr; 

- neue technische und wissenschaftliche Daten; 

I 

- Beurteilung derzeitiger und prognostizierter Überschreitungen kritischer Belastun- 
gen sowie der Leitwerte der Weltgesundheitsorganisation für troposphärisches 
Ozon; 

- neue Vorausschätzungen der Entwicklung des Viehbestandes unter Berücksichti- 
gung der Gemeinsamen Agrarpolitik; 

- neue Energieprognosen unter Berücksichtigung der Maßnahmen der Mitglied- 
staaten zur Einhaltung des Übereinkommens von Kyoto; 

- Identifizierung eines Zwischenziels für die Minderung der Bodeneutrophierung. 

Die Berichte der Kommission erstrecken sich gegebenenfalls auf Vorschläge für 
Änderungen der in der vorgeschlagenen Richtlinie festgelegten nationalen 
Emissionshöchstgrenzen für Maßnahmen zur Einhaltung dieser Höchstwerte sowie 
für eventuelle weitere Emissionsminderungen. 

4.2 Rechtsgrundlage 

Die vorgeschlagene Richtlinie zielt auf den Schutz und die Verbesserung der 
Umweltqualität und auf den Schutz der menschlichen Gesundheit ab. Die 
Rechtsgrundlage ist deshalb Artikel 175 Absatz (1) des EG- Vertrags. 

4.3 Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit 

Versauerung, troposphärisches Ozon und Bodeneutrophierung sind grenzüberschrei- 
tende Probleme und müssen deshalb durch koordinierte Maßnahmen der 
Gemeinschaft behandelt werden. Dementsprechend legt die vorgeschlagene 
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Richtlinie, basierend auf einer umfassenden Analyse einer kosteneffizienten 
Verteilung von Emissionsminderungen zwischen den Mitgliedstaaten, Emissions- 
höchstgrenzen für die Mitgliedstaaten fest, um die in Abschnitt 1 beschriebenen 
Verbesserungen der Umweltqualität und der menschlichen Gesundheit zu erzielen. 

Gleichzeitig wird , die Festsetzung von nationalen Emissionshöchstgrenzen den 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit geben, bei der Festlegung der am besten für die 
Einhaltung der Höchstgrenzen geeigneten Mittel flexibel vorzugehen. Sie gestattet 
den Mitgliedstaaten, die dieses wünschen, auch stärkere Emissionsminderungen als 
durch die vorgeschlagene Richtlinie vorgeschrieben. 

4.4 Konsistenz mit anderen Politikfeldern der Gemeinschaft 

Die vorgeschlagenen nationalen Emissionshöchstgrenzen werden zu ökologischen 
Verbesserungen auf europäischer Ebene führen. Diese weiträumigen Auswirkungen 
auf die Luftqualität sowie auf zur Versauerung und Eutrophierung beitragende 
Depositionen werden den Hintergrund für Maßnahmen auf regionaler und städtischer 
Ebene bilden. Auf diese Weise ist die vorgeschlagene Richtlinie eine wichtige 
Ergänzung der Rahmenrichtlinie Luftqualität und ihrer Tochterrichtlinien. Aufgrund 
des ausgeprägten grenzüberschreitenden Charakters der Entstehung troposphärischen 
Ozons besteht ein besonders enger Zusammenhang zwischen diesem Vorschlag und 
der vorgeschlagenen Tochterrichtlinie über Ozon. 

Die vorgeschlagene Richtlinie ermöglicht den Mitgliedstaaten Flexibilität bei der 
Entscheidung darüber, wie die Emissionshöchstgrenzen erreicht werden. In 
bestimmten Sektoren können Maßnahmen jedoch am wirksamsten durch ein 
Vorgehen auf Gemeinschaftsebene umgesetzt werden. Die kürzlich erlassenen “Auto- 
Ol-T’-Richtlinien über Verkehrsemissionen, die Richtlinie über die Begrenzung von 
VOC-Emissionen, die bei bestimmten Tätigkeiten bei der Verwendung organischer 
Lösungsmittel entstehen, die neue Richtlinie über den Schwefelgehalt bestimmter 
flüssiger Brennstoffe, die vorgeschlagene Richtlinie über schwere Nutzfahrzeuge und 
der Vorschlag für eine Überarbeitung der Richtlinie über Großfeuerungsanlagen sind 
Beispiele für derartige sektorbezogene Maßnahmen. Darüber hinaus werden die 
Richtlinie über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umwelt- 
verschmutzung sowie die kürzlich verabschiedete Richtlinie über Grenzwerte für 
Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid, Stickstoffoxide, Partikel und Blei die Einhaltung 
dieser Höchstgrenzen begünstigen. 

Die Bestimmungen der vorgeschlagenen Richtlinie gelten unbeschadet der in der 
IVU-Richtlinie dargelegten Verpflichtungen der Mitgliedstaaten und der 
Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts zur Regelung der Emissionen von SO 2 , NOx, 
VOC und NH3 aus bestimmten Quellen. 

4.5 Stellungnahmen betroffener Parteien 

Im Verlauf von 1997 und 1998 fanden mehrere Zusammenkünfte der Kommission mit 
den Mitgliedstaaten, der Industrie und Nichtregierungsorganisationen statt, um über 
die Weiterverfolgung der Strategie gegen die Versauerung, die Entwicklung der 
Ozonstrategie und den Vorschlag über nationalen Emissionshöchstgrenzen 
nachzudenken. Die letzte Zusammenkunft, auf der die Szenario-Berechnungen und 
die Entscheidung der Kommission über das Hauptszenario für die nationalen 
Emissionshöchstgrenzen diskutiert wurden, fand am 19. Oktober 1998 statt. 




Drucksache 14/2987 


-34- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Alle Mitgliedstaaten unterstützen den bei der Entwicklung der vorgeschlagenen 
Richtlinie angewandten Ansatz und haben einen Beitrag zu den Modellsimulationen 
geleistet, in dem sie die Ausgangsdaten geprüft und kommentiert und ihre Ansichten 
zu der Festlegung von ökologischen Zwischenzielen mitgeteilt haben. Die meisten 
Mitgliedstaaten unterstützen den Anspruchsgrad der von der Kommission 
vorgeschlagenen ökologischen Zwischenziele. 

Einige Mitgliedstaaten sind der Ansicht, daß das Szenario zur Untermauerung der 
Höchstgrenzen Emissionsminderungen anderer UN-ECE-Länder umfassen sollte. 
Andere Mitgliedstaaten halten dies nicht für einen realistischen oder durchsetzbaren 
Ansatz. Einige Mitgliedstaaten sind der Ansicht, daß die Emissionshöchstgrenzen von 
einem Szenario abgeleitet werden sollten, das die Auswirkung der Klimapolitik auf 
die Energieprognosen umfaßt (ein “post-Kyoto”-Szenario). 

Mehrere Mitgliedstaaten stellen das Niveau und die Grundlage der ihnen in dem 
Entwurf für einen Vorschlag der Kommission zugewiesenen Emissionshöchstgrenzen 
in Frage. Einige Mitgliedstaaten befürworten einen zweistufigen Ansatz, bei dem über 
den ehrgeizigeren Schritt in Richtung auf eine Verbesserung in einigen Jahren 
entschieden werden sollte, z. B. im Jahr 2004. 

Die Industrie (Unice, Eurelectric, Europia/Concawe, Cecso, ES-VOC-CG) hat in 
Frage gestellt, ob die aufgrund des Vorschlags zu erwartenden ökologischen 
Verbesserungen im Hinblick auf die Kosten zu rechtfertigen sind. In diesem 
Zusammenhang wurden Unsicherheiten bezüglich der verwendeten Modelle und 
bezüglich der für die Ableitung der Emissionshöchstgrenzen benutzten Ausgangs- 
daten zum Ausdruck gebracht, ebenso wie Unsicherheiten bei der Beurteilung des 
monetären Nutzens des Vorschlags. Darüber hinaus ist die Industrie der Ansicht, daß 
die Strenge und die Kosten des Referenzszenarios bereits mit sehr beträchtlichen 
Anstrengungen verbunden sind, was Bedenken in bezug auf nationale und 
sektorbezogene Wirtschaftlichkeit und Wettbewerbsfähigkeit auslöst. . 

Nichtregierungsorganisationen aus dem Umweltschutzbereich (Europäisches Umwelt- 
schutzbiiro) haben den Ansatz der Kommission für nationale Emissionshöchstgrenzen 
unterstützt, betrachten aber die Umweltziele angesichts der vermutlichen 
Überbewertung von Emissionsminderungskosten in RAINS als nicht ehrgeizig genug. 
Insbesondere sind die Nichtregierungsorganisationen der Ansicht, daß auch die 
Klimapolitik und Bemühungen im Bereich von Energieeinsparung/rationellem 
Energieeinsatz die Emissionen von SO 2 und NOx senken würden, und zwar bei 
geringeren Kosten. 

5. Vorschlag für eine Tochterrichtlinie über den Ozongehalt der 
Luft 

5.1 Anforderungen der Rahmenrichtlinie 

Die Rahmenrichtlinie Luftqualität verlangt, daß Tochter-Richtlinien die folgenden 
Bestimmungen enthalten müssen: 

- Grenzwerte und/oder Zielwerte, einschließlich der zeitlichen Festlegung ihrer 
Einhaltung; 
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- Gegebenenfalls Alarmschwellen und die im Falle von Überschreitungen zu 
übermittelnden Mindestangaben; 

- Kriterien und Techniken für die Messung sowie sonstige Methoden für die 
Beurteilung der Luftqualität. 

5.2 Luftqualitätsziele für Ozon 

Wiebereits dargelegt sieht die Luftqualitätsrahmenrichtlinie für Ozon entweder die 
Festlegung eines Grenzwerts oder eines Zielwerts oder beides vor. Ein Zielwert wird 
definiert als ein Luftqualitätsziel, das innerhalb eines gegebenen Zeitraums soweit wie 
möglich erreicht werden muß. 

Luftverschmutzung durch Ozon hat eine beträchtliche grenzüberschreitende 
Komponente. Insbesondere in Nordwesteuropa ereignen sich Ozonepisoden häufig 
gleichzeitig in mehreren Mitgliedstaaten. Hohe Ozonkonzentj-ationen in einem 
bestimmten Mitgliedstaat sind auf Emissionen zurückzuführen, die aus Gebieten 
innerhalb als auch außerhalb seines Hoheitsgebiets stammen. Da Luftqualitätsziele ein 
wesentlicher Teil der gemeinsamen Anstrengungen Zur Lösung des Ozonproblems 
sind, legt die vorgeschlagene Richtlinie Zielwerte fest. 

Im Hinblick auf die Tatsache, daß die Erreichung des Langfristziels nicht in einem 
Schritt möglich ist, hat die Kommission in diesem Vorschlag einen aus mehreren 
Schritten bestehenden Ansatz gewählt. 

1. Der Vorschlag schließt ausdrücklich die WHO-Leitwerte für Ozon als langfristige 
Ziele ein. Das Endziel besteht in der Vermeidung von Überschreitungen dieser 
Langfristziele, wobei allerdings kein Zeitrahmen für ihre Einhaltung festgelegt 
wird. 

2. Als ersten Schritt legt der Vorschlag Zielwerte für das Jahr 2010 fest. Diese 
basieren auf den WHO-Leitwerten, mit der Absicht, schädliche Auswirkungen auf 
die menschliche Gesundheit und die ümwelt mittelfristig, aber so schnell wie 
möglich zu mindern, allerdings unter Berücksichtigung der Durchführbarkeit und 
derdafür anfallenden Kosten. Die Tatsache, daß die Kommission die Ergebnisse 
der von ihrem Auftragnehmer, IIASA, durchgeführten Szenario-Analyse für die 
Ableitung der vorgeschlagenen Zielwerte^' verwendet hat, sorgt für Konsistenz 
zwischen den letztgenannten Werten und den Zwischenzielen des NEG- 
Vorschlags (und somit den erwarteten Auswirkungen der in der Ozonstrategie 
vorgeschlagenen Emissionshöchstgrenzen). 

3. Die Kommission wird die Umsetzung dieser Richtlinie zu gegebener Zeit 
überprüfen und abwägen, ob weitere Fortschritte in Richtung auf die Erreichung 
der Langfristziele möglich sind. 

Verpflichtungen im Hinblick auf die Langfristziele 

Es wird vorgeschlagen, daß die Mitgliedstaaten der Kommission über 
Überschreitungen der Langfristziele Bericht erstatten. In Gebieten, in denen die 


Bei dieser Beurteilung wurden Ozon-Meßreihen verwendet, um die Wirkung von 
Modellungenauigkeiten zu minimieren. Eine detaillierte Beschreibung des Ansatzes 
(Arbeitspapier; ‘Results of the adaptation of RAINS .scenario results for 2010 to measured 
levels around 1990') ist bei der Kommission erhältlich. 
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Zielwerte bereits eingehalten werden, soljten sie die Erreichung der Langfristziele 
anstreben. Obwohl der Vorschlag keinen Termin für die Erreichung dieser 
Langfristziele festlegt, schreibt er den Mitgliedstaaten vor, die Kommission über die 
zur Erreichung der Langfristziele ergriffenen Maßnahmen zu unterrichten. 

Verpflichtungen im Hinblick auf die Zielwerte 

Artikel 4 Absatz 1 der Rahmenrichtlinie Luftqualität umreißt diese Verpflichtungen 
wie folgt: 

(i) Die Mitgliedstaaten identifizieren die Regionen oder Zonen, in denen der 
Zielwert nicht eingehalten wird; 

(ii) Die Mitgliedstaaten erstellen Pläne, die zeigen, wie der Zielwert innerhalb des 
vorgeschriebenen Zeitraums möglichst weitgehend erreicht werden soll, und 
unterrichten die Kommission über diese Pläne. 

(iii) Auf der Grundlage dieser Angaben wird die Kommission beurteilen, ob über 
die Ozonstrategie hinaus zusätzliche Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene 
notwendig sind, und ob sie dem Europäischen Parlament und dem Rat 
erforderlichenfalls weitere Vorschläge unterbreiten wird. 

Die Einzelheiten der Erfüllung dieser Verpflichtungen überläßt die Rahmenrichtlinie 
den Tochter-Richtlinien. Aus Gründen der Konsistenz orientiert sich der hier 
vorgelegte Vorschlag an den rechtlichen Anforderungen der Rahmenrichtlinie für 
andere Schadstoffe. Sie wurden jedoch entsprechend angepaßt, um den Unterschied 
zwischen einem Zielwert und einem Grenzwert zu reflektieren. 

Hier ist anzumerken, daß die Zielwerte aus der Analyse zur Untermauerung der Ozon- 
strategie abgeleitet wurden. Folglich sollte die Festlegung von nationalen Emissions- 
höchstgrenzen und die Umsetzung weiterer Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene die 
Einhaltung der Zielwerte auf regionaler Ebene gewährleisten. Die Anforderung für die 
Mitgliedstaaten, Pläne oder Programme zur möglichst weitgehenden Erreichung der 
Zielwerte aufzustellen und umzusetzen, wird für einen zusätzlichen Schutzgrad auf 
lokaler Ebene sowie für einen transparenteren und verständlicheren Bezugspunkt 
sorgen, an dem Fortschritte bei der Umsetzung von Ozonminderungsstrategien auf 
allen Ebenen gemessen werden können. 

5.3 Der Vorschlag der Kommission für langfristige Ziele und Zielwerte 

In Tabelle E sind die in dem Entwurf für die Tochterrichtlinie vorgeschlagenen Werte 
für Langfristziele und Zielwerte für den Schutz der menschlichen Gesundheit und der 
Vegetation angegeben. 
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Tabelle E: Langfristige Ziele und Zielwerte für Ozon in der Tochterrichtlinie 


Für den 

Schutz der 

Langfristziel 

1 

Ziel wert 

1 

Menschliche 

Gesundheit 

120 /tg/m’ als 
8-Stunden-Mittel 

120 /tg/m’ als 8-Stunden- 
Mittelwert, der an nicht 
mehr als 20 Tagen pro 
Kalenderjahr überschritten 
werden darf” 

Mittelwert 

über 3 Jahre 

Das Jahr, bis 
zu dem der 

Ziel wert soweit 
wie möglich 
erreicht sein 
muß, ist 2010 

Vegetation 

AOT40* = 

6 000 /ig/m’.Std. 

AOT40* von 

17 000 /tg/m’.Std. 

Mittelwert 
über 5 Jahre 



• AOT40 ist die Akkumulation der Differenz zwischen Stundenkonzentrationen von mehr als 
80 ßg/m^ (= 40 parts per billion) und 80 /^g/m^ wobei nur die zwischen 8.00 und 20.00 Uhr 
MEZ an jedem Tag von Mai bis Juli gemessenen 1-Stunden-Werte verwendet werden. 
(NB: Die WHO definiert eine flexible Tageslichtspanne für die Berechnung des AOT40-Wertes, die in 
der Praxis schwierig umzusetzen ist. Die Auswertung der Daten zeigt jedoch, daß die Verwendung der 
festen Zeitspanne zwischen 8.00 und 20.00 Uhr nur minimale Auswirkungen auf die AOT40-Werte hat.) 

Format des Zielwerts für die menschliche Gesundheit 

Es ist wichtig, wie der Zielwert für die menschliche Gesundheit ausgedrückt wird. Es 
wurden zwei Optionen in Betracht gezogen: 

• ein Zielwert, der eindeutig auf dem WHO-Leitwert für den Schutz der 
menschlichen Gesundheit basiert, d. h., der ausgedrückt wird als 120 pg/m^, 
die an nicht mehr als 20 Tagen überschritten werden dürfen; 

• ein Zielwert, der als höhere Konzentration mit einer geringeren Anzahl 
zulässiger Überschreitungen ausgedrückt wird. 

Die Kommission kam zu dem Schluß, daß die erste Option aus Gründen der 
Transparenz, des Vertrauens der Öffentlichkeit und des Risikomanagements 
vorzuziehen sei. Die überwiegende Mehrzahl der Experten, die Kommission bei der 
Erarbeitung dieses Vorschlags unterstützten, stimmen dem zu. 

Der Vorteil der Option, den Zielwert zu definieren in Relation zu einer Konzentration 
von 120 pg/m^ die an nicht mehr als 20 Tagen überschritten werden darf, liegt in 
seiner eindeutigen Beziehung zu dem WHO-Leitwert: Der Zielwert ist so angelegt 
daß die Überschreitungen des Leitwerts von dem heutigen hohen Niveau^“* sobald wie 
möglich auf ein viel niedrigeres Niveau reduziert werden. Ein eventueller Nachteil 
besteht darin, daß die Aufmerksamkeit auf fortbestehende Überschreitungen des 


Wie in Abschnitt 2 erläutert, wurden die in der IIASA-Modellanalyse verwendeten Zwischen- 
ziele für Ozon aus praktischen Gründen in Einheiten eines AOT60-Wertes ausgedrückt, d. h. 
als akkumulierte Überschreitung des oben aufgeführten Grenzwerts von 120 /tg/m’. So ent- 
spricht ein AOT60-Wert von mehr als Null mindestens einer Überschreitung von 120 pg/m’. 
Die Ergebnisse des Szenariolaufs mit den in Abschnitt 3 dargestsellten Zielen dienten zur 
Ableitung eines Zielwerts ausgedrückt als reine Anzahl von Tagen mit Überschreitungen. 

Die heutigen Ozonkonzentrationen überschreiten den WHO-Leitwert von 120 /rg/m’ an mehr 
als 50 Tagen pro Jahr; der AOT40-Wert erreicht häufig mehr als 20 000 ßglrn^ mal Stunden 
(siehe „Ozone Position Paper“)- 















Drucksache 14/2987 


-38- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Leitwertes konzentriert wird, und daß eine relativ große Zahl dieser Überschreitungen 
zulässig ist. Dies könnte zu Bedenken in der Öffentlichkeit führen. Hierfür gibt es 
allerdings Präzedenzfälle auf EG-Ebene (in der kürzlich verabschiedeten Tochter- 
Richtlinie zur Festlegung von Grenzwerten für SO 2 , NOx, PMio und Blei) und auf der 
Ebene der Mitgliedstaaten (die nationalen Standards für Ozon des Vereinigten 
Königreichs). 

Die Wahl der anderen Option, den Zielwert in Form einer höhere Konzentration mit 
einer geringeren Anzahl zulässiger Überschreitungen auszudrücken, wäre dem Format 
vieler Grenzwerte für die Luftqualität näher und würde vermutlich in der 
Öffentlichkeit ein höheres Maß an Vertrauen erwecken, aber die Schwierigkeit 
bestünde dann darin, den Konzentrationswert festzulegen. Er könnte zwar so gewählt 
werden, daß er denselben Anspruchsgrad wie bei die ersten Option repräsentiert. Das 
Risiko liegt aber darin, daß die Wahl des höheren Schwellenwertes willkürlich ist 
oder sogar als ein Versuch erscheinen würde, Fortschritte in Bezug auf den WHO- 
Leitwert zu verbergen. Dies würde in der Öffentlichkeit ein geringeres Maß an 
Verständnis erwecken. 

Im Hinblick auf das Risikomanagement hat die Kommission sorgfältig abgewogen, ob 
möglicherweise die eine Formulierung eine bessere Risikominderung für die 
öffentliche Gesundheit bewirkt als die andere. Beispielsweise könnte argumentiert 
werden, daß , ein Zielwert von beispielsweise 160 pg/m^ mit wenigen 
Überschreitungen Ozon-Spitzenkonzentrationen wirksamer mindern würde als ein 
Zielwert von 120 pg/m^ mit einer größeren Zahl von Überschreitungen, Der höhere 
Wert könnte tatsächlich einen besseren Schutz bieten, wenn hohe Spitzen- 
konzentrationen das Hauptproblem darstellten. Die Kommission istaber zu dem 
Schluß gekommen, daß dies nicht der Fall ist, sowohl aufgrund von Argumenten 
bezogen auf gesundheitliche Effekte als auch aus Gründen die mit der Charakteristik 
der Luftqualität zu tun haben. 

Die WHO ist angesichts jüngster Belege zu dem Schluß gekommen, daß eine lineare 
Beziehung zwischen Exposition und gesundheitlichen Effekten besteht. WHO 
betrachtete es deshalb als unmöglich, als Basis für die Definition eines Leitwertes ein 
Konzentrationsniveau festzulegen, bei dem nachteilige Auswirkungen gerade noch 
erkennbar sind und das eine bestimmte Sicherheitsmarge enthält. Bei der Wahl eines 
Leitwerts akzeptierte WHO die Prämisse, daß gewisse nachweisbare Reaktionen von 
geringer Bedeutung für die Gesundheit sind, daß bei geringen Konzentrationen die 
Zahl der Personen, die auf diese Konzentrationen ansprechen zu klein sei, um 
Vorkehrungen zu ihrem Schutz gewährleisten zu können, und daß Medikamente zur 
Linderung von Asthmasymptomen und zur Verhinderung ernsterer Konsequenzen zur 
Verfügung stehen. Unter Berücksichtigung all dieser Überlegungen verabschiedete 
die WHO einen Leitwert von 120 pg/m^ als Konzentration, bei der akute Auswir- 
kungen auf die öffentliche Gesundheit aller Wahrscheinlichkeit nach gering sind. 

Da die Beziehung zwischen Effekten und Konzentration bisherunter zu mindestens 
120 pg/m^ linear ist, sollte die Senkung der Spitzenkonzentrationen an wenigen Tagen 
pro Jahr nicht das Hauptziel einer Ozonminderungsstrategie sein. Ein Anstieg der 
Konzentration von 120 auf 140 pg/m^ würde dieselbe Zunahme akuter Effekte auf die 
Gesundheit bewirken wie beispielsweise ein Anstieg von 160 auf 180pg/m4 Wie 
oben dargelegt, ist auch die chronische Exposition gegenüber geringen Konzentra- 
tionen von Bedeutung. Die Verminderung häufiger Überschreitungen bei geringeren 
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Konzentrationen durch eine Senkung der Durchschnittskonzentrationen ist deshalb 
mindestens ebenso wichtig wie die Senkung relativ seltener hoher Spitzen- 
konzentrationen. Tatsächlich ist dies vermutlich sogar wichtiger. 

Es wurde vorgeschlagen, daß einem Zielwert der kürzlich verabschiedete US- 
Standard von 160 pg/m^ zugrunde gelegt werden könnte. Die US-EPA betrachtet 
diese Konzentration jedoch nicht als einen Wert, unterhalb dessen Auswirkungen auf 
die Gesundheit nicht zu erwarten sind. Bei der Entwicklung ihres Vorschlags für den 
kürzlich eingeführten US Ambient Air Quality Standard von 160 pg/m^ als 
8-Stunden-Mittelwert merkte die EPA an, daß dieser Standard ''nicht notwendiger- 
weise einen Schwellenwert darstellt, unterhalb dessen keine Auswirkungen aiiftreten, 
sondern daß er eher Konzentrationen entspricht, für die Untersuchungen 
durchgeführt wurden, bei denen statistisch signifikante und relevante Effekte 
festgestellt worden sind’’. Sie wies darauf hin, daß eine geringere Konzentration 
“einen erhöhten Schutz vor Langzeit-Expositionen bieten würde, die mit 
möglicherweise ernsteren, aber unsicheren chronischen Auswirkungen in Verbindung 
gebracht werden können"^^. Diese Einschätzung wird durch aktuelle Daten belegt, 
sowohl im Hinblick auf akute Auswirkungen bei Konzentrationen von weniger als 
160 pg/m^ als auch im Hinblick auf chronische Effekte. Den Informationen der WHO 
über die Zahl von Krankenhauseinweisungen nach Ozonexposition ist zu entnehmen, 
daß der größte Teil dieser Fälle auf Ozonkonzentrationen unter 160 pgivn? zurück- 
zuführen sind (siehe Anhang I Abb. 17). Eine sehr ähnliche Beziehung besteht 
zwischen Ozonniveaus und vorzeitigen Todesfällen. Dies bestätigt klar die 
Notwendigkeit, den Zielwert auf 120pg/m^ festzusetzen, um sowohl den Gesund- 
heitsschutz zu gewährleisten als auch sicherzustellen, daß die Möglichkeiten zur 
Verbesserung der Luftqualität wahrgenommen und in Gebieten Maßnahmen ergriffen 
werden, in denen der Zielwert von 120 ßg/m? oft überschritten wird. 

Was die Luftqual itätangeht, wird die vorgeschlagene Richtlinie über nationale 
Emissionshöchstgrenzen, wie oben erläutert, das wichtigste Instrument dafür sein,um 
zu gewährleisten, daß der Zielwert soweit wie möglich auf regionaler Ebene erreicht 
wird. Der Zielwert wird aus der Abwägung der Maßnahmen abgeleitet, die zur 
Erfüllung des NEG-Vorschlags zur Verfügung stehen. Die NEG-Richtlinie, und damit 
die regionalen Ozonkonzentrationen, wird sich nicht ändern, unabhängig davon, wie 
der Zielwert ausgedrückt wird. Es können jedoch weitere lokale Maßnahmen 
erforderlich sein, um lokal erzeugte Überschreitungen zu reduzieren. Im Prinzip 
könnte daher die Formulierung des Zielwerts für die lokaler Ebene von Bedeutung 
sein. Es gibt mehrere Gebiete, z.B. in Ostspanien, in denen zahlreiche Werte über 
120 pg/m^ jedoch praktisch keiner über 160 pg/m^ gemessen wurde. Die Festlegung 
des Zielwertes auf 120 pg/m* würde gewährleisten, daß alle Gebiete, in denen signifi- 
kante Auswirkungen auf die Gesundheit zu erwarten sind, ermittelt und verbesserte 
örtliche und regionale Maßnahmen erwogen werden könnten. Es wurde nachge- 
wiesen, daßdurch Maßnahmen zur Minderung des Ozonniveaus auf etwa 120 pg/m^ 
die Ozonspitzenwerte rascher zurückgehen als niedrigere Konzentrationensniveaus. 
Mit anderen Worten: Bei Einhaltung eines Zielwertes von 120 pg/m^ mit 20 zulässi- 
gen Überschreitungen dürften Spitzenwerte von 180 ßg/w? vermieden werden. 

Auch praktische Überlegungen legeneine Formulierung nahe, die eher eine höhere als 
eine geringere Zahl von Überschreitungen gestattet. Da die Ozonkonzentrationen von 
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Jahr zu Jahr in Abhängigkeit von den Witterungsverhäitnissen beträchtlich 
schwanken, kann es ■ ommen, daß der Umstand, ob dort die Zielwerte eingehalten 
werden oder nicht. . Falle eines höheren Wertes von 160 pg/m^ mit weniger 
Überschreitungen von Jahr zu Jahr sehr viel öfter wechselt, als bei der Wahl eines 
niedrigeren Wertes von 120 pg/m^ mit mehr Überschreitungen. 

üm dieses Problem der Schwankung zwischen Einhaltung und Nichteinhaltung der 
Zielwerte noch weiter zu verringern, wird eine Mittelwertbildung der 
Überschreitungen über drei Jahre (im Falle der menschlichen Gesundheit) und über 
fünf Jahre (im Falle der Vegetation) vorgeschlagen. Der letztgenannte Zeitraum folgt 
einer WHO-Empfehlung und wird eine zweckmäßige Bewertung von Tendenzen 
aufgrund von Emissionen und den Auswirkungen von Minderungsprogrammen 
ermöglichen. Da das Staniahr für die Berechnung der Einhaltung der Zielwerte das 
Jahr 2010 ist, wird der erste Zeitraum, in dem die Einhaltung erforderlich ist 
2010 - 2012 für den Zielwert für den Schutz der menschlichen Gesundheit und 
2010 - 2014 für den Zielwert für den Schutz der Vegetation betragen. 

5.3a Wissenschaftlicher Ausschuß 

Zur Bestätigung der wissenschaftlichen Grundlage der Ableitung der Ziele und 
Zielwerte für Ozon und zum Format des Zwischenzielwerts im Vorschlag für die 
Ozonrichtlinie wurde die Stellungnahme des Wissenschaftlichen Ausschusses für 
Toxikologie, Ökotoxikologie und ümweit der Kommission (CSTEE) eingeholt. Der 
Ausschuß hat seine Stellungnahme am 21. Mai 1999 abgegeben. 

Wie bereits in Abschnitt 3.3 erwähnt, unterstützte das CSTEE das vorgeschlagene 
Langfristziel für den Schutz der menschlichen Gesundheit und der Vegetation. 

Der Ausschuß war insbesondere der Ansicht es sei unmöglich Ozonkonzentrationen 
festzulegen bei denen keine Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit mehr zu 
beobachten sind. Er bestätigte die wissenschaftliche Begründung für das Langfristziel 
von 120 pg/m^. Außerdem unterstützte er die Beschreibung des Zielwertes relative zu 
120 pg/m^ und vertrat die Ansicht, daß die Häufigkeit und Ausmaß von Über- 
schreitungen dieses Wertes so stark wie möglich eingeschränkt werden sollte. 

Der Ausschuß äußerte Bedenken dahingehend, daß die verfügbare Datengrundlage für 
die Festlegung von zusätzlichen Langzeitgrenzwerten zum Schutz der menschlichen 
Gesundheit gegen mögliche chronische Wirkungen durch Exposition unzureichend 
sind und empfahl zusätzliche Forschungsanstrengungen zur Lösung dieser Frage 
(siehe auch Kapitel 8). 

Das CSTEE betrachtete außerdem einen Zielwert für den Schutz der Vegetation auf 
der Grundlage von AOT als wissenschaftlich gut fundiert. Es stellte fest, daß lokale 
Faktoren (Art der Vegetation, Luft-, Wasser- oder Bodenbeschaffenheit, Wetter- 
bedingungen) die Toxizität von Ozon beeinflussen können wobei allerdings, der 
Schluß gezogen wurde, man solle vom schlecht-möglichsten Fall ausgehen, solange 
spezifische Information zur präzisen Beschreibung der lokalen Phänomene fehlen. 
Mit Bezug auf den Zielwert unterstützte der Ausschuß die Verwendung von AOT40 
als eine geeignetes Format und betonte der vorgeschlagene Bereich (16-18 000 pg/m^) 
sei akzeptabel. 




Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-41- 


Drucksache 14/2987 


5.4 Alarmschwellen und Unterrichtung der Öffentlichkeit 

Artikel 2 der Rahmenrichtlinie Luftqualität definiert eine Alarmschwelle als einen 
Grad der Luftverschmutzung, bei dessen Überschreitung bei kurzfristiger Exposition 
eine Gefahr für die menschliche Gesundheit besteht und bei dem die Mitgliedstaaten 
umgehend Maßnahmen ergreifen müssen. Richtlinie 92/72/EWG legte einen ähnlich 
definierte Wamschwelle zur Information der gesamten Bevölkerung fest, sowie einen 
Informationswert für die Unterrichtung der Teile der Bevölkerung die besonders 
empfindlich auf Ozon reagieren. Die Mitgliedsstaaten sind verpflichtet, die 
betroffenen Bevölkerungsgruppen so bald wie möglich über jegliche Überschrei- 
tungen dieser Werte zu informieren, um Personen die Reduzierung ihrer persönlichen 
Ozonexposition zu ermöglichen. Auf Anraten der Ad-hoc-Arbeitsgruppe kam die 
Kommission zu dem Schluß, daß diese zweigleisige Regelung in diesem Vorschlag 
beibehalten werden sollte. 

üm diese Regelung fortzuführen, dabei aber die Konsistenz mit anderen 
Rechtsvorschriften in der Luftqualitätsrahmenrichtlinie zu erhalten, legt dieser 
Vorschlag eine ‘Alarmschwelle’ für die ünterrichtung der Bevölkerung insgesamt 
und eine niedrigere Alarmschwelle, definiert als ‘Informationsschwelle’ für 
empfindliche Bevölkerungsgruppen fest (der Ausdruck "Informationsschwelle" 
entspricht dem sogenannten "Schwellenwert für die ünterrichtung der Bevölkerung" 
der geltenden Richtlinie 92/72/EWG). Die Alarmschwelle wird auf 240/tg/m^ 
festgesetzt, die Informationsschwelle auf 180 gg/m^ Bei beiden handelt es sich um 
1 -Stunden-MitteP^. 

Die Kommission ersuchte auch das CSTEE um Rat zu der Frage der Informations- 
und Alarmschwellen für Ozon. Der Ausschuß bestätigte die wissenschaftliche Basis 
für die vorgeschlagene Alarmschwelle von 240 pg/m^. Es vertrat die Ansicht es gebe 
keine besondere wissenschaftliche Grundlage für eine Unterstützung den 
vorgeschlagenen Wertes von 180 pg/m^ für die Informationsschwelle. Das CSTEE 
räumte allerdings ein, daß 180 pg/m^ als Ih-Mittelwert aus der Sicht des Risiko- 
managements durchaus ein sinnvolles Niveau für die Informationsschwelle darstellt. 

Die Ad-Hoc Arbeitsgruppe zu Ozon hat ebenfalls für .Risikomanagement geeignete 
Informationschwellenwerte betrachtet. Unter Einbezug der Beziehung zwischen der 
Häufigkeit der Verbreitung einer Information und dem Wert dieser Information für 
die Öffentlichkeit empfahl die Arbeitsgruppe ein Niveau von 180 pg/m^. Dies ist die 
weithin bekannte Informationsschwelle in der jetzigen Richtlinie 92/72/EWG. 

Artikel 1 der Rahmenrichtlinie Luftqualität versteht Alarmschwellen als nur ein 
Element einer Strategie für die Unterrichtung der Öffentlichkeit. Dieser Vorschlag 
legt fest, daß die Öffentlichkeit regelmäßig mit Informationen über Ozon versorgt 
werden sollte. Derartige Informationen sollten darüber unterrichten, wann die 
Konzentrationen die Langfristziele, die Zielwerte sowie die Alarmschwelle und die 
Informationsschwelle überschreiten. Die ’WHO-Leitwerte für Ozon, die nicht als 
geeignete Grundlage für langfristige Ziele oder Zielwerte betrachtet wurden, sind hier 
in der Form von zusätzlichen Referenzwerten als Interpretationshilfe eingeschlossen. 


Siehe „Ozone Position Paper“ zur Häufigkeit gegenwärtiger Überschreitungen; 
Überschreitungen des als Alarmschwelle vorgeschlagenen Niveaus werden den Erwartungen 
zufolge aufgrund der in der Ozonstrategie angenommenen Emissionsminderung fast 
verschwinden. 
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Richtlinie 92/72/EWG sieht vor, daß der Kommission die gemessenen Immissions- 
daten übermittelt werden und sie daraus Berichte über die Ozonsituation in der 
Gemeinschaft während des Sommers des laufenden Jahres und während des 
vergangenen Jahres erstellt. Um der Kommission die weitere Erstellung dieser 
Berichte zu ermöglichen, enthält der Vorschlag ein verändertes Verfahren für die 
monatliche (während des Sommers) und jährliche Datenübermittlung durch die 
Mitgliedstaaten. Insbesondere die monatliche Lieferung der Daten wird die 
Kommission in die Lage versetzen monatliche Ozonberichte mittels neuer 
elektronischer Medien zu veröffentlichen. 

5.5 Kurzfristige Maßnahmen 

Artikel 7 Absatz 3 der Rahmenrichtlinie Luftqualität behandelt kurzfristige 
Maßnahmen zur Senkung von Spitzenwerten im Verlauf von Episoden hoher 
Luftverschmutzung. Im Falle von Ozon verändert sich die Wirksamkeit derartiger 
Maßnahmen merklich in Abhängigkeit von den Witterungsverhältnissen. Zwar sollten 
kurzfristigen Maßnahmen selbstverständlich umgesetzt werden, wenn sie 
verhältnismäßig und wirksam sind; es kann jedoch keine Verpflichtung geben, 
Maßnahmen zu ergreifen, die zu keinerlei Verbesserungen führen würden. Dieser 
Vorschlag liefert ergänzende Einzelheiten bezüglich kurzfristiger Maßnahmen zu 
Ozon. Die Mitgliedstaaten werden in Gebieten, in denen es zu Überschreitungen der 
Alarmschwelle kommt, den folgenden Anforderungen unterliegen: 

- Sie müssen die Wirksamkeit kurzfristiger Maßnahmen zur Senkung von 
Ozonspitzen in den betroffenen Regionen untersuchen; 

- Sie müssen feststellen, ob kurzfristige Pläne erfolgversprechend sind, und, wenn 
dies der Fall ist, derartige Pläne ausarbeiten und umsetzen. 

Die Kommission wird Leitlinien erarbeiten und einen Informationsaustausch 
bezüglich der Ausarbeitung derartiger Pläne organisieren. 

5.6 Beurteilung der Luftqualität 

Beurteilung der Luftqualität ist der in der Rahmenrichtlinie Luftqualität benutzte 
Begriff, unter den alle Methoden für die Sammlung vo:: Informationen über die 
Luftqualität fallen, einschließlich der Messung, der Zusammenstellung von 
Emissionskatastem und der Anwendung von Modellsimulationen zur Luftqualität. 
Alle diese Methoden sind für eine erfolgreiche Überwachung der Luftqualität 
unverzichtbar. Artikel 6 der Rahmenrichtlinie Luftqualität sieht deshalb den Einsatz 
aller geeigneten Instrumente zur Beurteilung der Luftqualität vor. 

Die Rahmenrichtlinie identifiziert zwei Niveaus der Luftverschmutzung, die dazu 
dienen, den Grad der für einen Ballungsraum oder ein anderes Gebiet erforderlichen 
Überwachung auf die Gefahr der Überschreitung eines Grenzwerts zu beziehen. Da 
für Ozon kein Grenzwert vorgeschlagen wird, werden die Anforderungen für die 
Überwachung statt dessen auf die Langfristziele bezogen. Die Einhaltung des 
Langfristziels in fünf aufeinanderfolgenden Jahren ist die Voraussetzung für eine 
Lockerung der Anforderungen für die Überwachung der Luftqualität. 

Im Prinzip wäre es möglich, Anforderungen für die Beurteilung statt dessen auf 
Zielwerte zu beziehen, aber dies würde wenig Informationen über das Ausmaß der 
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Nichteinhaltung der Langfristziele liefern. Die Kommission hält dies für eine 
ungeeignete Grundlage für die Beurteilung der Auswirkungen auf die menschliche 
Gesundheit und die Umwelt sowie für die Abwägung der Notwendigkeit eventueller 
weiterer Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene. 

Anzahl von Meßstationen und Einsatz zusätzlicher Beiirteilungsverfahren 

Die Vorschläge der Kommission enthalten Kriterien für die Ermittlung der 
Mindestzahl von Meßstationen in Ballungsräumen und anderen Gebieten, in denen die 
Messung vorgeschrieben ist, wenn die Messung die einzige Datenquelle für die 
Berichterstattung darstellt. Anhang IV enthält Kriterien für die Lagebestimmung 
sowie einen Klassifizierungsplan für Stationen, der das in der Entscheidung des Rates 
Nr. 97/101/EG über den Austausch von Informationen^’ dargelegte Konzept leicht 
abändert. 

Die Mitgliedstaaten werden häufig eine umfassendere Analyse der Luftqualität 
innerhalb eines Gebiets vornehmen, bei der andere Instrumente eingesetzt und weitere 
Informationen generiert werden (zusätzliche Messungen, objektive Schätz verfahren, 
Modellrechnungen zur Luftqualität). Ein Schlüsselinstrument für die Verbesserung 
der Repräsentativität, der Bewertung und der Qualität von Ozonmessungen ist die 
kombinierte Überwachung von Ozon- und Stickstoffdioxidkonzentrationen. Die 
parallele Aufzeichnung der Stickstoffdioxidkonzentrationen ist an mindestes 50 % der 
Stationen erforderlich. 

In Situationen, in denen ein umfassendes Bild generiert wird, gestattet der Vorschlag 
die Reduzierung der Mindestanzahlder Probenahmestellen um 33 %, unter der 
Voraussetzung, daß das gesamte Ozon-Meßnetz mit Meßgeräten für Stickstoffdioxid 
ausgerüstet ist. In jedem Fall sollten die Anzahl und der Ort der permanenten 
Meßstationen hinreichend sein, um zusammen mit den Zusatzinformationen 
Sicherheit in bezug auf die Qualität der gesamten Überwachungsvorkehrungen zu 
gewährleisten. Je nach der Situation vor Ort können mehr oder weniger Stationen als 
vorgegeben erforderlich sein. Die Mitgliedstaaten werden zur ünterstützung von 
Entscheidungen über die Entwicklung der Meßnetze Informationen zusammenstellen 
müssen. Diese Strategie sollte ein viel besseres Bild der Immissionswerte in der 
gesamten Gemeinschaft gewährleisten können, als dies die Messung allein könnte. 

Hierbei ist anzumerken, daß hoch über der Baumgrenze und auf hohen Bergspitzen 
gelegene Gebiete in Bezug auf die Zielsetzung dieses Vorschlags keinen 
Beurteilungsschwerpunkt darstellen. Derartige Gebiete haben eine relativ hohe 
Ozonbelastung, die auf eine geringe Deposition von Ozon und einen höheren Beitrag 
aus natürlichen Quellen zurückzuführen ist. Da diese Gebiete jedoch größtenteils 
unbewohnt sind und über eine spärliche Vegetation verfügen, betrachtet die 
Kommission sie nicht als geeignete Orte für Meßstellen, um die Einhaltung der 
Ozonziele dieses Vorschlags zu überprüfen. Es ist jedoch aus wissenschaftlichen 
Gründen wichtig, daß einige Ozon-Meßstationen in derartigen Gebieten betrieben 
werden (zur Verbesserung der Verständnisses der Ozonentstehungsprozesse und zur 
Aufzeichnung von Trends der Ozon-Hintergrundbelastung). 


.17 
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Unsicherheitbei der Beurteilung der Luft qualität 

Alle Methoden zur Beurteilung der Luftqualität, einschließlich der Messung, 
unterliegen gewissen Unsicherheiten. Gute Qualitätssicherungsprogramme, wie von 
der Luftqualitätsrahmenrichtlinie vorgeschrieben, können einige der mit der Messung 
verbundenen Unsicherheiten verringern. Dieser Vorschlag enthält strenge 
Qualitätsziele - Anforderungen in bezug auf Präzision und Genauigkeit - für die 
Messung und für andere Beurteilungsmethoden. 

5.7 Rechtsgrundlage 

Die Rechtsgrundlage des Vorschlags ist Artikel 175 Absatz (1) des EG-Vertrags. Dies 
ist’ auch die Rechtsgrundlage von Richtlinie 96/62/EG des Rates. Die Ziele der 
Rahmenrichtlinie Luftqualität und der Tochter-Richtlinien beziehen sich auf die 
Erhaltung und den Schutz der Umwelt und die Verbesserung ihrer Qualität sowie auf 
den Schutz der menschlichen Gesundheit. 

5.8 Subsidiarität 

Dieser Vorschlag ändert bestehende EG-Rechts Vorschriften über Ozon in 
Übereinstimmung mit den Anforderungen von Richtlinie 96/62/EG des Rates. Die 
diese Richtlinie begleitende Begründung (KOM(94) 109 endg.) legt die Gründe für 
den neuen Aktionsrahmen im Bereich der Luftqualität sowie seinen Anwendungs- 
bereich dar. Dieser Vorschlag folgt den Prinzipien des Aktionsrahmens, indem er 
allgemeine, gemeinschaftsweite Luftqualitätsziele festlegt, aber die Verantwortung für 
die Festlegung und die Umsetzung der spezifischen Maßnahmen, die am besten auf 
die lokalen Bedingungen abgestimmt sind, den Mitgliedstaaten überträgt. 

Der spezielle Charakter von Ozon als sekundärer Schadstoff und seine starke 
grenzüberschreitende Verbreitung legen eindeutig die Formulierung einer Strategie 
auf Gemeinschaftsebene nahe. Die Kommission erkennt an, daß für Ozon das 
Potential weiterer Maßnahmen auf lokaler Ebene begrenzt ist. 


5.9 Stellungnahmen betroffener Parteien 

Alle Mitgliedstaaten und Nichtregierungsorganisationen befürworteten die Festlegung 
Ozonziele auf der Basis der WHO-Leitwerte. 

Die meisten Mitgliedstaaten unterstützen den Grundsatz eines zweistufigen Ziels; ein 
Langfristziel, das den WHO-Werten entspricht, und Zielwerte als ein erreichbares 
Zwischenziel. Zwei Mitgliedstaaten würden die Festsetzung nur eines Ziels - des 
Zielwerts - auf der Höhe der WHO-Leitwerte vorziehen. Sie haben Bedenken, daß 
Zielwerte zusätzliche unkoordinierte Minderungsmaßnahmen einzelner Mitglied- 
staaten auslösen würden, während Maßnahmen auf EG-Ebene angesichts des 
grenzüberschreitenden Charakters von Ozon kosteneffizienter wären. Einige Mitglied- 
Staaten äußerten ähnliche Bedenken im Hinblick auf kurzfristige Maßnahmen. 

Die Hauptsorge der Industrie ist die Rolle des Langfristziels, da es nichtüberall in 
Europa innerhalb eines vorhersehbaren zeitlichen Rahmens erreichbar ist. UNICE 
stellt auch die wissenschaftliche Grundlage, von der die WHO ihre Leitwerte 
abgeleitet hat, in Frage. Sie würde die Festsetzung eines Zielwerts bei einer höheren 
Konzentration (160 pg/m^) mit weniger zulässigen Überschreitungen der Verwendung 
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der geringeren Konzentration des WHO-Leitwerts als Bezugswert vorziehen. Der für 
die Festsetzung von Ozon-Zielwerten auf der Grundlage der Wirtschaftlichkeits- 
analyse von IIASA verwendete Ansatz wurde in Zweifel gezogen. UNICE 
beanstandete auch die Aufnahme der Sterblichkeit in die Prognose für den monetären 
Nutzen der Erreichung der vorgeschlagenen Ozon-Standards. 

Nichtregierungsorganisationen (Europäisches Umweltschutzbüro) unterstützten 
allgemein den Vorschlag der Kommission, insbesondere den mehrstufigen Ansatz der 
Festsetzung von Langfristzielen und Zwischenzielen (Zielwerten). Da auch der WHO- 
Leitwert von 120 pg/m^ für die menschliche Gesundheit keinen Wert darstellt bei dem 
Effekte ausgeschlossen werden, wünscht das Europäische Umweltschutzbüro, daß der 
Zielwert bezogen auf 120 pg/m^ festgesetzt wird anstatt auf höhere 
Konzentrationswerte, beispielsweise 160 pg/m^ abzuheben. Sie sind nicht für die 
Verwendung eines mehrjährigen Mittelwerts für die Kontrolle der Einhaltung des 
Zielwerts für die menschliche Gesundheit. Sie äußerten Bedenken in bezug auf die 
Frage, ob der vorgeschlagene Wert von 180 pg/m^ als Schwelle für die Unterrichtung 
der Öffentlichkeit nicht besser auf 150 pg/m^ festgesetzt werden sollte. 

6. Kosten DER Umsetzung UND MONETÄRER Nutzen 

Die NEG-Richtlinie hat einen breiteren Anwendungsbereich als die Ozonrichtlinie, da 
sie Vorschriften für Schadstoffe enthält, die Versauerung, Eutrophierung und Ozon 
verursachen. Darüber hinaus kombinieren die der NEG-Richtlinie zugrunde liegenden 
Zwischenziele für Ozon einen absoluten Wert für die Ozonkonzentration mit einer 
allgemeinen prozentualen Verbesserung (“Lückenschließung”), während die 
Ozonrichtlinie nur die Erreichung eines vom absoluten Konzentrationswert der 
Zwischenziele abgeleiteten Zielwerts vorschreibt. Die Kosten und Nutzen der NEG- 
Richtlinie sind deshalb höher als die für die Ozonrichtlinie allein berechneten Kosten. 

Die für die Einhaltung der Bestimmungen der Ozonrichtlinie geschätzten Kosten 
entstehen nicht zusätzlich zu den Kosten für die nationalen Emissionshöchstgrenzen. 
Sie sind im wesentlichen in den NEG-Kosten enthalten. Um jedoch die getrennte 
Bewertung der Kosten und Nutzen der beiden Vorschläge zu ermöglichen, werden die 
Zahlen für die Ozonrichtlinie allein in den Unterabschnitten 6.2 und 6.5 aufgeführt. 

6.1 Abschätzung der Kosten der Umsetzung der nationalen Emissions- 
höchstgrenzen 

Wie in Abschnitt 2 dargelegt, wurden die Vorschläge durch integrierte 
Bewertungsmodelle untermauert. Als Ausgangspunkt wurden für jeden Schadstoff 
Referenzszenarios festgelegt, und zwar unter Berücksichtigung bestehender 
Rechtsvorschriften auf nationaler, gemeinschaftlicher und internationaler Ebene sowie 
von bis Dezember 1998 vorgeschlagenen EU-Rechtsvorschriften. Die Analyse 
identifizierte dann die Art und Weise, wie die zur Erreichung der vorgeschlagenen 
Umweltziele erforderlichen zusätzlichen Emissionsminderungen in kosteneffizienter 
Weise auf die Mitgliedstaaten verteilt werden könnten. 

Die zusätzlichen Kosten (d. h. die das Referenzszenario übersteigenden Kosten) der 
vorgeschlagenen Höchstgrenzen sind nach Schadstoff und Mitgliedstaat in Anhang I, 
Tabelle 8 aufgeführt. 
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Für den Zweck der Wirtschaftlichkeitsberechnungen wurde für jeden Schadstoff für 
Jeden Mitgliedstaat eine Kostenkurve entwickelt. Als Grundlage für diese Kurve 
wurde eine begrenzte Liste charakteristischer Optionen für die Emissionsbegrenzung 
gewählt. Für jede Option extrapolierte das Modell die derzeitige betriebliche 
Erfahrung auf künftige Jahre, unter Berücksichtigung der wichtigsten landes- und 
situationsspezifischen Bedingungen. Die Mitgliedstaaten und die Industrie lieferten 
die Ausgangsdaten und überprüften und kommentierten die Kostenkurven. 

Es ist wichtig, sich bewußt zu sein, daß es sich bei den in den Modelhechnungen 
betrachteten Maßnahmen um “end of pipe”-Lösungen - d. h. technologische Lösungen - 
handelt. Das Modell berücksichtigt keine Veränderungen der Energieversorgung oder 
sonstige strukturelle Maßnahmen. In der Realität können strukturelle Veränderungen 
aus anderen Entwicklungen sowie aus anderen Politiken als der Umweltpolitik 
resultieren. Sie können auch eine große Rolle für Politiken zur Einhaltung der hier 
angesprochenen Emissionshöchstgrenzen sowie für die Klimapolitik spielen und 
können Kosten beinhalten, die in einigen Fällen beträchtlich unter den Kosten der 
technischen Optionen zur Emissionsbegrenzung liegen können. 

Darüber hinaus kann der Einsatz wirtschaftlicher Instrumente zur Initiierung von 
Emissionsminderungen zu kostengünstigeren Lösungen führen als “command-and- 
control”-Instrumente. Auch möglicherweise auf lokaler Ebene einzuführende 
Optionen, beispielsweise Straßenbenutzungsgebühren oder die Einführung von 
Bussen, die mit komprimiertem Erdgas./Flüssiggas angetrieben werden, sind im 
derzeitigen Format nicht enthalten. 

Aus diesen Gründen ist es sehr wahrscheinlich, daß das RAINS-Modell einen oberen 
Schätzwert für die Kosten der Umsetzung der nationalen Emissionshöchstgrenzen 
geliefert hat. Die tatsächlichen Kosten werden den Erwartungen zufolge unterhalb der 
durch RAINS veranschlagten 7,5 Milliarden EUR pro Jahr liegen. 

Diese Schlußfolgerung wird durch die Berechnungen unterstützt, die zur Unter- 
suchung der Auswirkungen durchgeführt wurden, die strukturelle Veränderungen im 
Energie- und Landwirtschaftssektor auf die Emissionshöchstgrenzen und Kosten haben 
können. Diese Szenarien sind jedoch stark “stilisiert” und können nur als Illustration 
für Veränderungen der Modellannahmen bezüglich dieser Sektoren dienen. 

Das Hauptszenario und die Szenarien zur Untersuchung mehr oder weniger strenger 
Ziele (H3 und H2) basieren auf Energieprognosen für das Jahr 2010, die nicht die 
Maßnahmen reflektieren, die die Mitgliedstaaten zur Einhaltung des Abkommens von 
Kyoto zur Klimaveränderung ergreifen werden. Es ist derzeit noch ungewiß, wie sich 
die Maßnahmen der Mitgliedstaaten auf die Energieprognosen auswirken werden, da, 
neben COj, weitere fünf Klimagase sowie die Möglichkeit des Handels mit 
Emissionsrechten berücksichtigt werden müssen. Es wurde jedoch ein sehr 
überschlägliches “Post-Kyoto/Niedrig-C02-Szenario” entwickelt, in dem die CO 2 - 
Emissionen in der Gemeinschaft insgesamt dem Ziel von Kyoto nahe kommen. 

Dieses “Post-Kyoto/Niedrig-COi-Szenario” zeigt, daß die zusätzlichen Kosten für die 
Erreichung der ökologischen Zwischenziele des Hauptszenarios (Hl) beträchtlich 
verringert werden, wenn bei der Analyse die klimapolitischen Ziele berücksichtigt 
werden. In dem Niedrig-CO^-Szenario wurden die zusätzlichen Kosten um ca. 40 % 
verringert. Die Kosten des Referenzszenarios wurden um ungefähr 10 % verringert. 
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Obwohl die Kosten bei “Post-Kyoto/Niedrig-C02”-Energieprognosen beträchtlich 
verringert werden, bleibt die Struktur kosteneffizienter Emissionshöchstgrenzen 
relativ stabil. Insgesamt waren die VOC- und NH 3 -Emissionshöchstgrenzen in dem 
Post-Kyoto-Szenario etwas höher (um insgesamt 1 - 3 %) als in Fl, was zeigte, daß 
aus der “Niedrig- C02”-Politik geringere SO 2 - und NOx-Emissionsminderungen 
resultieren würden. 

Eine weitere wichtige in den Modellrechnungen verwendete Aktivitätsprognose sind 
die Viehbestandsprognosen für das Jahr 2010. Die Gemeinsame Agrarpolitik wird 
gegenwärtig reformiert. Viehbestandsprognosen, die die Vorschläge der Kommission 
für die Agenda 2000 reflektieren, sind nicht verfügbar, und es wurde noch nicht über 
sie entschieden. Deshalb wurde ein sehr überschlägliches Szenario entwickelt, in dem 
die Viehbestandsprognosen für das Jahr 2010 bei allen Viehbestandskategorien in 
allen Mitgliedstaaten um 10 % verringert wurden. Diese “Niedrig-NH 3 ”-Prognose 
dient zur Illustration der Auswirkungen, die strukturelle Veränderungen im 
Landwirtschaftssektor auf die Verteilung von Emissionshöchstgrenzen und Kosten 
haben könnten. 

Im Vergleich zum Hauptszenario senkt das “Niedrig-NH3”-Szenario die Kosten der 
Umwelt-Zwischenziele um ca. 18 % auf ungefähr 6 Milliarden EUR pro Jahr. Das 
Szenario würde einen höheren S02-Emissionshöchstwert (insgesamt 3 - 4 %) 
gestatten, während der Höchstwert für Ammoniak niedriger wäre. 

6.2 Schätzkosten für die Umsetzung der Ozonrichtlinie 

Die geschätzten Kosten für die alleinige Erreichung der Ozon-Zwischenziele, die den 
vorgeschlagenen nationalen Emissionshöchstgrenzen zugrunde liegen, liegen bei 
ca. 4.3 Milliarden EUR pro Jahr für die Gemeinschaft als Ganzes. Die zusätzlichen 
Kosten je Mitgliedstaat für die erforderlichen Minderungen der Ozon-Vorläuferstoffe 
(NOx und VOC) werden in Anhang I, Tabelle 9 aufgeführt. Diese Kostenschätzung 
wurde unter Verwendung der oben beschriebenen Methodik erzielt und entspricht aus 
denselben Gründen vermutlich einem oberen Schätzwert. 

Die Ozon-Zwischenziele umfassen eine allgemeine relative Verbesserung in Richtung 
auf das langfristige Ziel der Überschreitungsfreiheit (% Lückenschließung) und die 
Erreichung eines absoluten Ozonkonzentrationswertes. 

t)er Vorschlag für eine Ozon-Tochterrichtlinie setzt jedoch keine Ziele in bezug auf 
die Lückenschließung fest. Er legt nur absolute Zielwerte für Ozonkonzentrationen 
fest, die bis zu einem bestimmten Termin zu erreichen sind. Auf der Grundlage 
früherer Arbeiten werden die Kosten für die alleinige Erreichung des absoluten 
Zielwerts der vorgeschlagenen Richtlinie auf ca. 10 % weniger geschätzt^*. 

Dementsprechend, und um die gleichzeitige Diskussion zu vieler Zahlensätze zu 
vermeiden, beziehen sich die für Ozon aufgeführten Kosten-Nutzen-Zahlen auf die 
Emissionsminderungsmaßnahmen, die erforderlich sind, um sowohl die Ziele in 
bezug auf die “Lückenschließung” als auch die “absoluten” Ziele der NEG-Richtlinie 
zu erreichen, nicht nur den “Zielwert” der Ozon-Tochterrichtlinie. 


Diese Schätzung basiert auf der im 5. Zwischenbericht (5* Interim Report) von IIASA 
beschriebenen Analyse. 
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Zusätzliche lokale Maßnahmen 

Der Vorschlag für nationale Emissionshöchstgrenzen soll unter anderem 
gewährleisten, daß der Zielwert für Ozon in möglichst weiten Teilen der 
Gemeinschaft in kosteneffizienter Weise erreicht wird. Jedoch können bestimmte 
lokale Bedingungen in einigen Fällen die Umsetzung zusätzlicher lokaler Maßnahmen 
erforderlich machen, wenn die Zielwerte erreicht werden sollen. 

Da die Notwendigkeit lokaler Maßnahmen größtenteils von äußerst lokalen 
Umständen abhängig sein wird, kann nicht genau festgelegt werden, welche 
Ballungsräume betroffen sein könnten; auch genaue Kostenschätzungen sind nicht 
möglich. Die Fallstudie für Athen und Stuttgart ergab jedoch große Unterschiede 
zwischen den beiden Städten in bezug auf das lokale Emissionsminderungspotential. 
Diese Ergebnisse werden wahrscheinlich auf ähnliche Bedingungen anderswo in der 
Gemeinschaft übertragbar sein. 

In Stuttgart, wo die Luftmassen häufig wechseln, ist das Potential für zusätzliche, über 
die in der EU-weiten Ozonstrategie vorgeschlagenen Maßnahmen hinausgehende 
Minderungen recht begrenzt. In Athen, das von Bergen umgeben ist und wo das 
Klima die lokale Ozonbildung begünstigt, ist das Potential größer. In beiden Fällen 
würden die Kosten für zusätzliche lokale Maßnahmen zur Erreichung der Zielwerte 
größtenteils im Zusammenhang mit strukturellen und wirtschaftlichen Maßnahmen 
stehen, beispielsweise Veränderungen der Verkehrsinfrastruktur, veränderter 
Verkehrsteilung und Verkehrsentlastung. Diese Veränderungen würden auch 
wesentliche Vorteile in anderen Bereichen mit sich bringen. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß die Kosten zusätzlicher lokaler Maßnahmen im 
Vergleich zu den geschätzten Kosten für die nationalen Emissionshöchstgrenzen 
voraussichtlich sehr gering sein werden, sich auf jeden Fall auf weniger als 10 % der 
Gesamtkosten der Ozon-Zwischenziele belaufen werden. 

6.3 Ökonomische Bewertung der Nutzeffekte 

Verringerte Emissionen von SO 2 , NOx, VOC und NH3 sowie die daraus resultierenden 
Verringerungen der Konzentrationen und Depositionen dieser Schadstoffe sowie der 
Ozonkonzentrationen werden zu Nutzeffekten (vermiedenen nachteiligen 
Auswirkungen) für die menschliche Gesundheit, für Materialien, Gebäude, 
Nutzpflanzen, Wälder sowie für terrestrische und aquatische Ökosysteme führen. Die 
Nutzeffekte der vorgeschlagenen nationalen Emissionshöchstgrenzen und der 
vorgeschlagenen Ozonrichtlinie wurden soweit wie möglich monetär quantifiziert^®. 
Einige Auswirkungen konnten nicht quantifiziert und monetär beurteilt werden, 
darunter die direkten Auswirkungen von NO 2 und VOC auf die Gesundheit, 
Auswirkungen auf das historische und kulturelle Erbe sowie die Überschreitung 
kritischer Belastungen und Grenzwerte für Ökosysteme. Unbedingt Kenntnis zu 
nehmen ist von dem Umstand, daß sich ein wesentlicher Teil des durch die 
Umsetzung dieser Vorschriften erzielten Nutzens durch die wirtschaftliche Analyse 
nicht erfassen läßt und wirtschaftliche Analysen zu einer systematischen 
Unterschätzung des Nutzens neigen. Dies gilt insbesondere für den Nutzen einer 


39 


AEA Technology als Vertragnehmer von IIASA “Economic evaluation of proposals for 
Emission Ceilings for Atmospheric Pollutants”. Die Methodik folgt weitgehend derjenigen 
des ExternE-Projekts der GD XII. 
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verminderten Versauerung der Ökosysteme, die Eutrophierung und die Wirkungen 
des troposphärischen Ozons auf die Ökosysteme. Die Wirtschaftsanalyse ist zwar ein 
wichtiges Mittel zur Information über den angestrebten Wirkungsgrad, doch ist die zu 
treffende Wahl weitgehend politischer Natur. 

Die wichtigsten Auswirkungen bei der Analyse des monetären Nutzens bezogen sich 
deshalb auf die Gesundheit und auf Nutzpflanzen. Neben den Auswirkungen auf die 
Krankheitsanfälligkeit (wie Tage mit eingeschränkter Aktivität und Bronchitis) 
untersuchte die Analyse die Auswirkungen der kurzfristigen Exposition gegenüber 
einer Verschmutzung durch Ozon und den aus den primären Schadstoffen gebildeten 
Partikeln auf die Sterblichkeit (häufig als akute Sterblichkeit bezeichnet). Sie umfaßte 
auch die Auswirkungen der langfristigen Exposition gegenüber derartigen Partikeln 
(häufig als chronische Sterblichkeit bezeichnet). Die Zuverlässigkeit der für die 
Beurteilung der chronischen Auswirkungen von partikelförmigen Schadstoffen 
verwendeten Funktionen ist jedoch umstritten. Aus diesem Grund werden im 
folgenden zwei Zahlensätze aufgeführt: ein Zahlensatz, der diese chronischen 
Auswirkungen einschließt, und ein Zahlensatz, der sie ausschließt. 

Ein möglicherweise signifikantes Element, das nicht quantifiziert wurde, sind die 
Auswirkungen der chronischen Exposition gegenüber Ozon auf die menschliche 
Gesundheit. Die Forschungswelt ist sich allgemein einig, daß diese von Bedeutung 
sind. Angesichts des Fehlens adäquater Daten, die quantitativen Beurteilungen dieser 
Auswirkungen zugrunde gelegt hätten werden können, wurden diese nicht in die 
Analyse aufgenommen. 

Die monetären Werte, die den Auswirkungen auf die chronische und akute 
Sterblichkeit zuzuschreiben sind, sind schwierig zu beurteilen und stark umstritten. 
Zur Verdeutlichung der Unterschiedlichkeit der Ergebnisse, die aus verschiedenen 
Annahmen abgeleitet werden können, verwendet diese Studie zwei verschiedene 
Ansätze; Sie berücksichtigt den Wert eines statistischen Lebens (value of a Statistical 
life - VOSL) und den Wert eines verlorenen Lebensjahrs (value of a lost life year - 
VOLY). 

Die VOSL-Technik beurteilt die Zahlungsbereitschaft von Einzelpersonen zum 
Zweck der Minderung des Sterblichkeitsrisikos. Das Ergebnis ist ein Indikator für die 
Bedeutung, die die Menschen dem Risiko beimessen, keine Beurteilung des Wertes 
eines Lebens an sich. Die Wahl eines VOSL-Wertes für eine bestimmte Studie ist 
schwierig. Der hier angewandte Ansatz verwendete relativ konservative Schätzungen 
von 2,2 Millionen EUR als VOSL-Wert für die Auswirkungen auf die akute 
Sterblichkeit und 1,1 Millionen EUR als VOSL-Wert für die Auswirkungen auf die 
chronische Sterblichkeit. 

Die Zweckdienlichkeit der Verwendung des VOSL-Wertes für Fälle, in denen die 
Verringerung der auf die Exposition zurückzuführenden Lebenserwartung gering ist, 
war umstritten. Dies wird beispielsweise häufig der Fall sein, wenn chronische 
Vorerkrankungen der Atemwege oder des Herzens mitwirkende Todesfaktoren sind. 
Ein alternativer Ansatz besteht darin, jedem aufgrund eines frühzeitigen Todes 
verlorenen Lebensjahr einen Wert beizumessen (VOLY), wodurch eine Anpassung 
für die geringe Lebenserwartung der Betroffenen vorgenommen wird. Die Studie der 
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Kommission verwendet einen Wert von 1 10 000 EUR für jedes verlorene Lebensjahr 
für akute Sterblichkeit und 67 000 EUR für chronische Sterblichkeit“’®. 

Es kann jedoch argumentiert werden, daß der VOLY-Ansatz irn Widerspruch steht zu 
den empirischen Beweisen für den Zusammenhang zwischen dem Alter und der 
Bereitschaft, für die Vermeidung von Risiken zu zahlen. Statt sich direkt mit der 
Debatte über VOSL und VOLY zu beschäftigen, verwendet die Methode zur 
Abschätzung der Nutzens beide Ansätze, um die Empfindlichkeit der Analyse des 
Nutzens in bezug auf diese Frage aufzuzeigen. Deshalb werden sowohl für chronische 
als auch für akute Auswirkungen auf die Gesundheit zwei Arten der Bemessung des 
Nutzens .vorgenommen, wobei die niedrigeren Schätzungen der Verwendung des 
VOLY-Ansatzes und die höheren Schätzungen der Verwendung des VOSL-Ansatzes 
entsprechen“”. 

Die Analyse des Nutzens ist auf den meisten Ebenen der Modellanalyse mit 
Unsicherheiten behaftet. Die bedeutendsten Unsicherheiten sind jedoch der Ansatz für 
die Bewertung der Sterblichkeit und die Aufnahme von Werten für chronische 
Auswirkungen. Es ist unwahrscheinlich, daß andere Faktoren eine ebenso bedeutende 
Auswirkung auf das Gleichgewicht der Kosten und Nutzen insgesamt haben. Obwohl 
beispielsweise die Aufnahme eines Schwellenwertes für die akute Sterblichkeit durch 
Ozon den direkten Nutzens einer Minderung der Ozonkonzentrationen verringert, hat 
dies relativ geringe Auswirkungen auf das Kosten/Nutzen-Gleichgewicht insgesamt, 
da viele der Auswirkungen auf die Gesundheit im Zusammenhang mit den 
Vorläuferstoffen und den zugehörigen partikelförmigen Schadstoffen stehen. 

6.4 Monetärer Nutzen der vorgeschlagenen nationalen Emissionshöchst- 
grenzen 

Wenn man alle quantifizierbaren Effekte, einschließlich der chronischen 
Auswirkungen auf die Gesundheit, in Betracht zieht, beläuft sich der Nutzen 
insgesamt auf einen Betrag von schätzungsweise 17.5 bis 30 Milliarden EUR pro 
Jahr . Die große Spanne wird durch den Faktor der Bewertung der Sterblichkeit 
bestimmt. Das untere Ende des Bereichs wird erreicht, wenn für akute und chronische 
Auswirkungen auf die Sterblichkeit eine geringe Bewertung der Sterblichkeit (VOLY) 
verwendet wird, das obere Ende, wenn eine hohe Bewertung der Sterblichkeit 
(VOSL) verwendet wird. 

Die Bewertung der anderen Auswirkungen (Krankheitsanfälligkeit, Materialien, 
Landwirtschaft usw.) wird durch die Art und Weise der Bewertung der Sterblichkeit 
nicht beeinflußt. Der Nutzen in bezug auf die Krankheitsanfälligkeit beläuft sich auf 
2,3 Milliarden EUR, Verbesserungen der landwirtschaftlichen Produktivität auf 
1,8 Milliarden EUR, Nutzen in bezug auf Materialien auf HO Millionen EUR und 
bezüglich der Produktivität von Wäldern auf 140 Millionen EUR (die Auswirkungen 
auf die Wälder beziehen sich nur auf die Luftverschmutzung durch Ozon; die 
Auswirkungen von Versauerung und Eutrophierung auf die Wälder wurden nicht 
berücksichtigt). 


Die Zahl für chronische Auswirkungen ist niedriger, da chronische Auswirkungen erst viele 
Jahre in der Zukunft auftreten und ihnen deshalb geringere Bedeutung beigemessen wird. 

Eine eingehende Erörterung ist zu finden in: AEA Technology: Economic Evaluation of the 
Control of Acidification and Ground-Level Ozone. Zwischenbericht für KEG, GDXl, 
August 1998, basierend auf dem 5. Bericht von IIASA. 
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Für die Gemeinschaft als Ganzes überwiegt deshalb der monetären Nutzen die 
geschätzten Kosten der vorgeschlagenen nationalen Emissionshöchstgrenzen, sowohl 
bei Verwendung einer geringen Bewertung der Sterblichkeit (VOLY) als auch bei 
Verwendung einer hohen Bewertung der Sterblichkeit (VOSL). 

Wenn der Sterblichkeit aufgrund der chronischen Exposition gegenüber 
partikelförmigen Schadstoffen kein Wert zugewiesen wird, liegt der geschätzte 
monetäre Nutzen der vorgeschlagenen Höchstgrenzen zwischen 5,5 Milliarden EUR 
und 16 Milliarden EUR pro Jahr. Auch hier ist die große Spanne wieder vor allem auf 
die Unsicherheit in bezug auf die Bewertung der akuten Sterblichkeit zurückzuführen. 
Der Nutzen durch die Verringerung der akuten Sterblichkeit allein liegen zwischen 
270 Millionen EUR und 1 1 Milliarden EUR. Der höhere Wert wird bei Verwendung 
des VOSL-Ansatzes erreicht, der niedrigere bei Verwendung des VOLY- Ansatzes. 
Der überwiegende Anteil des Nutzens leitet sich aus geringeren Schädigungen durch, 
aus Ozon-Vorläuferstoffen entstandenen, feinen partikelförmigen Schadstoffen ab. 

Abschließend kann festgestellt werden, daß der Nutzen die Kosten beträchtlich 
übertrifft , außer bei Verwendung des VOLY- Ansatzes für die Bewertung der 
Sterblichkeit und bei Ausschluß der Bewertung chronischer Effekte der Exposition 
gegenüber partikelförmigen Schadstoffen. Wenn diese chronischen Effekte 
eingeschlossen werden, übertrifft der Nutzen eindeutig die Kosten, unabhängig von 
der Art und Weise der Bewertung der Sterblichkeit. Einmal mehr ist zu 
unterstreichen, daß einige Hauptziele des Vorschlags von der Wirtschaftsanalyse nicht 
erfaßt werden, so beispielsweise der Nutzen einer verminderten Schädigung der 
Ökosysteme. 

Der größte Nutzen wurden in Deutschland, Frankreich, Italien, dem Vereinigten 
Königreich, den Niederlanden, Spanien und Belgien ermittelt. Für alle Mitgliedstaaten 
mit Ausnahme von Belgien und Griechenland überwiegt der monetäre Nutzen die 
Kosten für die Umsetzung, sogar bei Verwendung des VOLY-Ansatzes für die 
Bewertung der Sterblichkeit - sofern die chronischen Auswirkungen auf die 
Gesundheit eingeschlossen werden. Für Belgien und Griechenland übertrifft der 
Nutzen die Kosten, wenn der VOSL-Ansatz für die Bewertung der Sterblichkeit 
verwendet wird. Eine detaillierte Aufgliederung des Nutzens nach Mitgliedstaat und 
Wirkungsbereich (Gesundheit, Landwirtschaft) ist im Anhang wiedergegeben 
(Tabellen 10 bis 12). 

6.5 Monetärer Nutzen der vorgeschlagenen Ozon-Tochterrichtlinie 

Die vorgeschlagene Ozon-Tochterrichtlinie erfordert nur die Erreichung eines 
absoluten Konzentrationswerts (Ozon-Zielwert). Der weiter oben erwähnten Analyse 
zufolge verändert diese Begrenzung das Kosten/Nutzen-Verhältnis nicht signifikant. 

Der Nutzen aus der Minderung der Ozonkonzentrationen und der Emissionen von 
Vorläuferstoffen (NO, und VOC) zur ausschließlichen Erreichung der Ozon - 
Zwischenziele, die den vorgeschlagenen nationalen Emissionshöchstgrenzen 
zugrunde liegen, bewegt sich in der Größenordnung von 10 bis 18 Milliarden EUR 
pro Jahr . Wie in Unterabschnitt 6.3 erläutert, ist die Erreichung des unteren oder des 
oberen Endes der geschätzten Spanne abhängig von dem für die Bewertung der 
akuten und chronischen Auswirkungen auf die Sterblichkeit verwendeten Ansatzes 
(VOLY oder VOSL). Der Nutzen in bezug auf die Krankheitsanfälligkeit beläuft sich 
auf 1,2 Milliarden EUR, aus Verbesserungen der landwirtschaftlichen Produktivität 
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auf 1,9 Milliarden EUR, Nutzen in bezug auf Materialien auf 17 Millionen EUR und 
der Nutzen in bezug auf Wälder auf 140 Millionen EUR. Dieser Nutzen wird durch 
die Art und Weise der Bewertung der Sterblichkeit nicht beeinflußt. 

Wie beim NEG-Vorschlag liegt der geschätzte monetäre Nutzen der vorgeschlagenen 
Ziele zwischen 3 und 10 Milliarden EUR pro Jahr, wenn der Sterblichkeit aufgrund 
der chronischen Exposition gegenüber partikelförmigen Schadstoffen kein Wert 
zugewiesen wird. Auch hier ist die große Spanne wieder vor allem auf die Unsicher- 
heit in bezug auf die Bewertung der akuten Mortaliät zurückzuführen. Der Nutzen 
durch Verringerung der akuten Sterblichkeit liegt zwischen 180 Millionen EUR und 
87,3 Milliarden EUR. Der höhere Wert wird bei Verwendung des VOSL-Ansatzes 
erreicht, der niedrigere bei Verwendung des VOLY-Ansatzes. Die Mehrzahl dieses 
Nutzens leitet sich aus geringeren Schädigungen durch feine partikelförmige 
Schadstoffe im Zusammenhang mit Ozon-Vorläuferstoffen her. 

Abschließend, und wie beim NEG-Vorschlag, kann festgestellt werden, daß der 
Nutzen die Kosten beträchtlich übertrifft , außer bei Verwendung des VOLY-Ansatzes 
für die Bewertung der Sterblichkeit und bei Ausschluß der Bewertung chronischer 
Auswirkungen der Exposition gegenüber partikelförmigen Schadstoffen. Wenn diese 
chronischen Auswirkungen eingeschlossen werden, überwiegt der Nutzen eindeutig 
die Kosten, unabhängig von der Art und Weise der Bewertung der Sterblichkeit. 

6.6 Günstige Nebeneffekte 

Die im Rahmen der vorgeschlagenen NEG-Richtlinie geplanten Emissions- 
minderungen würde auch Nutzen sekundärer Art erzeugen, indem sie zur Minderung 
anderer, durch die gleichen Schadstoffe verursachte Umweltprobleme beitragen, wie 
z.B. schlechte Luftqualität und Klimaveränderung, oder indem sie vorteilhafte 
strukturelle Veränderungen fördern, z. B. im Verkehrssektor. Beispielsweise; 

• würden Minderungen der Emissionen der primären Schadstoffe auch zur Senkung 
der Konzentrationen von sekundären Schadstoffen, CO, Benzol und anderen 
schädlichen organischen Verbindungen beitragen. Dies ist nötig, um die für die 
meisten dieser Schadstoffe in anderen vorgeschlagenen Tochterrichtlinien 
festgelegten Grenzwerte zu erreichen. Einige, jedoch nicht alle dieser Aspekte 
wurden in die vorliegende Analyse des monetären Nutzens einbezogen; 

• führt eine Senkung der troposphärischen Ozonwerte auch zu einer Verringerung 
seines Beitrags zu dem Problem der globalen Erwärmung'*^; 

• ebenso wie Emissionsminderungen in Nichtmitgliedsländem von Vorteil für die 
Gemeinschaft wären, gilt auch das Umgekehrte; Schätzungen zufolge würde der 
gemittelte Ozon-Expositionsindex der Bevölkerung in allen Nichtmitgliedsländern 
in der UN-ECE-Region um ca. 17 % im Vergleich zum Referenzszenario fallen; 
der Nutzen in bezug auf die Minderung der Ozonexposition der Vegetation in 
Nichtmitgliedsländern würde bei ca. 7 % liegen; insbesondere östliche 
Nachbarländer (Polen, die Tschechische Republik und Ungarn) könnten infolge der 
Umsetzung der vorgeschlagenen Richtlinie weniger Überschreitungen der Ozon- 


Schätzungen zufolge beträgt der Beitrag von troposphärischem Ozon zu dem 
Erwärmungspotential der anderen Treibhausgase wie COi und halogenierte 
Kohlenwasserstoffe ca. 8 %. 
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Schwellenwerte erwarten. Es würde auch zu einer gewissen Zunahme der vor 
Versauerung und Eutrophierung geschützten Gesamtfläche kommen. 


7. Internationale Dimension 

SO 2 -, NOx-, NH 3 - und VOC-Emissionen in Ländern der Gemeinschaft haben 

Auswirkungen auf die Umwelt und die menschliche Gesundheit in Drittländern und 
umgekehrt. Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene stehen deshalb im Zusammenhang 
mit weitreichenderen internationalen Maßnahmen, insbesondere innerhalb der 

UN-ECE-Konvention über weiträumige grenzüberschreitende Luftverschmutzung von 
1979 (CLRTAP). 

7.1 Beitrittsländer 

Die UN-ECE/CLRTAP ist das wichtigste Forum, über das die Europäische 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten Emissionsminderungen in Nichtmitglieds- 
ländern beeinflussen und fördern können. Weitere Maßnahmen in einigen dieser 
Länder haben sich im allgemeinen als sehr kosteneffizient erwiesen. Beispielsweise 
hat eine Sensitivitätsanalyse, in der die Zwischenziele auf den größeren UN-ECE- 
Raum angewandt und die Maßnahmen für den gesamten UN-ECE-Raum optimiert 
wurden, eine jährliche Kostensenkung für die Gemeinschaft von unge;fähr 
7,5 Milliarden EUR bis ungefähr 5,5 Milliarden EUR ergeben, sowie eine Erhöhung 
der Kosten für Begrenzungsmaßnahmen in nicht der Gemeinschaft angehörenden UN- 
ECE-Staaten von ungefähr 1,9 Milliarden EUR. Es liegt auch im Interesse der 
Gemeinschaft, eine ehrgeizige Vereinbarung anzustreben, in der sich die 
Beitrittsländer verpflichten, ihre aziditätserhöhenden und zur Eutrophierung 
beitragenden Emissionen sowie die Ozonvorläuferemissionen über den “business as 
usuar’-Fall hinaus wesentlich zu begrenzen. 

Nach ihrem Erlaß werden sowohl die Tochterrichtlinie zu Ozon und Luftqualität als 
auch die Richtlinie über nationale Emissionshöchstgrenzen (und was das betrifft, das 
gesamte Gemeinschaftsrecht im Referenzszenario) zum Zeitpunkt des Beitritts Teil 
des Gemeinschaftlichen Besitzstands werden. Zur gegebenen Zeit werden folglich die 
Beitrittsländer diesen Standards entsprechen. (Nationale Emissionshöchstgrenzen und 
andere Vereinbarungen für die beitrittswilligen Länder werden in dem Beitrittsvertrag 
für jedes Land in die NEG-Richtlinie aufgenommen werden müssen.) 

In diesem Stadium wäre es jedoch verfrüht, Annahmen bezüglich der weiteren 
Emissionsminderungen, die aufgrund der Erweiterung erwartet werden können, zu 
treffen. Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß weitere Verbesserungen in 
Richtung auf die Langfristziele in jedem Fall zur gegebenen Zeit erzielt werden 
müssen, wird vorgeschlagen, diese Fragen in die für das Jahr 2004 geplante 
Überarbeitung der vorgeschlagenen Richtlinie über nationale Emissionshöchstgrenzen 
aufzunehmen. 

7.2 UN-ECE-Verhandlungen über ein neues NOx-Protokoll 

Die Kommission und die Mitgliedstaaten müssen eine aktive und fördernde Rolle in 
den laufenden CLRTAP-Verhandlungen für ein neues Protokoll über NOx und 
verwandte Substanzen spielen, das nationale Emissionshöchstgrenzen für die meisten 
UN-ECE-Länder festlegen wird. Der “Multi-Schadstoff/Multi-Effekt”-Ansatz ist 




Drucksache 14/2987 


-54- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


derselbe wie der von der Kommission bei der Erarbeitung des Vorschlags über 
nationale Emissionshöchstgrenzen verwendete. Es ist wichtig, daß die Gemeinschaft 
die Entwicklung des Protokolls unterstützt, um zu gewährleisten, daß die UN-ECE- 
Verhandlungen ein Ergebnis erzielen, das in möglichst hohem Grade zu den 
Umweltschutzzielen der Gemeinschaft beiträgt. Dies wäre auch ein erster Schritt zur 
Harmonisierung der Umweltschutzziele der Beitrittsländer mit denjenigen der 
Gemeinschaft. 

Es ist jedoch noch nicht klar, welchen Anspruchsgrad das CLRTAP-Protokoll 
anstreben wird, bis zu welchem Jahr seine Festlegungen umgesetzt sein werden oder 
wie viele Parteien es letztendlich unterzeichnen und ratifizieren werden. Die 
Kommission hat deshalb eine Reihe von nationalen Emissionshöchstgrenzen 
vorgeschlagen, mit deren Hilfe die ökologischen Zwischenziele für die Gemeinschaft 
unter der Annahme von Emissionsprognosen für Nichtmitgliedsländer auf einer 
“business as usual”-Basis erreicht werden können. 

Schließlich werden im Kontext der Beitrittsverhandlungen die Emissions- 
höchstgrenzen für die Beitrittsländer auf derselben Grundlage wie für die derzeitigen 
Mitgliedstaaten berechnet werden müssen. Die Auswirkungen der Erweiterung sowie 
der Verabschiedung und schließlich der Ratifizierung/des Inkrafttretens des 
CLRTAP-Protokolls sollten in der geplanten Überarbeitung der vorgeschlagenen 
Richtlinie im Jahr 2004 beurteilt werden. 

7.3 Das S02-Protokoll von 1994 zur CLRTAP 

Das S02-Protokoll von 1994 wurde unter Verwendung des sogenannten Ansatzes der 
kritischen Belastungen entwickelt, d. h. unter Verwendung von Modellen der 
integrierten Beurteilung zur Entwicklung einer wirkungsbezogenen und kosten- 
effizienten europäischen Strategie zur Emissionsminderung. Es setzt differenzierte 
Schwefel-Emissionshöchstgrenzen für die Vertragsparteien fest. Elf Mitgliedstaaten 
und die Europäische Gemeinschaft haben das Protokoll ratifiziert, das 1998 in Kraft 
trat. 

7.4 VOC-Protokoll von 1991 zur CLRTAP 

Das Protokoll über die Begrenzung der Emissionen von flüchtigen organischen 
Verbindungen oder ihrer grenzüberschreitenden Ströme wurde im November 1991 
angenommen und trat im September 1997 in Kraft. Bei seiner Unterzeichnung gab die 
Europäische Gemeinschaft folgende Erklärung ab: 

"Unter besonderer Berücksichtigung der ihren Mitgliedstaaten in Anwendung von 
Artikel 2 Absatz 2 des Protokolls zur Verfügung stehenden Alternativen erklärt die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hiermit, daß ihre Verpflichtungen gemäß dem 
Protokoll im Hinblick auf die Ziele zur Minderung der VOC-Emissionen die Summe 
der von ihren Mitgliedstaaten, die das Protokoll ratifiziert haben, eingegangenen 
Verpflichtungen nicht übersteigen darf" 

Bis Dezember 1998 hatten 11 Mitgliedstaaten das Protokoll ratifiziert. Die Verpflich- 
tung der Gemeinschaft zur Minderung der VOC-Emissionen in Übereinstimmupg mit 
der obigen Erklärung würde beinhalten, daß die Gesamtemissionen dieser elf Länder 
von 13 Millionen Tonnen (Emissionen im Basisjahr) auf 9,1 Millionen Tonnen im 
Jahr 1999 verringert werden müssen. Im Jahr 1996 betrugen die Emissionen dieser 
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Länder noch immer insgesamt 11,4 Millionen Tonnen, was einer Verringerung von 
ungefähr 14 % und einem beträchtlichen Rückstand gegenüber der bis 1999 zu 
erreichenden Verringerung um 30 % entspricht. Durch bestehende und verabschiedete 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft wurde festgelegt, daß die Gesamtemissionen der 
Gemeinschaft auf ungefähr 7,1 Millionen Tonnen im Jahr 2010 fallen sollen 
(Minderung um 47 % gegenüber den Werten von 1990). Die volle Wirkung dieser 
Instrumente wird jedoch bis Ende 1999 noch nicht erreicht sein. 

Da die Erfüllung der Verpflichtungen des Protokolls bis 1999 ungewiß erscheint, hat 
die Kommission seine Ratifizierung bisher noch nicht vorgeschlagen, was sonst ein 
selbstverständlicher Schritt gewesen wäre. In der gegenwärtigen Situation ist die 
Kommission der Ansicht, daß der Schwerpunkt für die Bemühungen der 
Gemeinschaft auf dem längeren Zeitrahmen bis zum Jahr 2010 wird liegen müssen, 
der in den laufenden Verhandlungen im Rahmen der CLRTAP in Betracht gezogen 
wird und der strengere VOC-Minderungen als das Protokoll von 1991 festlegen wird. 

7.5 Internationaler Seeverkehr 

Technische Analysen zeigen eindeutig, daß eine Minderung der Emissionen von 
Schiffen im Vergleich zu weiteren Maßnahmen bei landgebundenen Quellen 
kosteneffizient ist“*^. Zur Untersuchung der potentiellen Auswirkungen, die die 
Begrenzung der Emissionen von Schiffen auf die Emissionshöchstgrenzen haben 
könnte, wurde ein sehr überschlägliches Szenario erarbeitet, das das Begrenzungs- 
potential für SO 2 und Nox-Emissionen von Schiffen berücksichtigte. Die Ergebnisse 
zeigen, daß der Einsatz von schwerem Heizöl mit einem Schwefelgehalt von 1,5 % 
sowie die Anwendung von Technologien zur selektiven katalytischen Reduktion zur 
Begrenzung der Nox-Emissionen zu einer Senkung der Gesamtkosten um 11 %, d. h. 
um ca. 800 Millionen EUR, pro Jahr führen würde. Die Kosten für die Begrenzung 
der Schiffsemissionen würden sich auf annähernd 200 Millionen EUR pro Jahr 
belaufen. 

Weitere Maßnahmen zur Begrenzung des Schwefelgehalts werden eventuell innerhalb 
der Internationalen Seeschiffahrtsorganisation (IMO) in naher Zukunft in Betracht 
gezogen werden. Derzeit sind derartige Maßnahmen jedoch nur für den Schiffs- 
verkehr in der Ostsee vorgesehen. Aber auch wenn innerhalb der IMO beschlossen 
wird, weitere Maßnahmen in bezug auf den Schiffsverkehr in der Nordsee und 
möglicherweise in anderen europäischen Seegebieten zu ergreifen, beträgt die 
Vorlaufzeit bis zum Inkrafttreten von IMO-Maßnahmen mindestens 5-10 Jahre. 

Die Schlußfolgerungen des Rates in bezug auf die Strategie gegen die Versauerung 
sowie eine Erklärung bezüglich der Verabschiedung eines gemeinsamen Standpunkts 
zu der Richtlinie über den Schwefelgehalt von flüssigen Brennstoffen unterstützten 
entschieden die Maßnahmen der Mitgliedstaaten und der Kommission zur 
Ausweisung der Nordsee und, falls berechtigt, anderer Seegebiete als SO 2 - 
Schutzbereich im Rahmen von MARPOL. Die Kommission hat die Absicht, diese 
Frage in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten weiterzuverfolgen, obwohl neue 
Schutzbereiche erst formal eingeführt werden können, nachdem der Anhang zur 
Luftverschmutzung in Kraft getreten ist. 


7. Zwischenbericht (7"’ Interim Report) von IIASA. 
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Parallel zu Bemühungen bezüglich der Gewährleistung zweckdienlicher internationa- 
ler Maßnahmen im Rahmen der IMO wird die Kommission den Spielraum für 
wirksame Maßnahmen seitens der Gemeinschaft untersuchen. Eventuelle konkrete 
Maßnahmen zur Begrenzung der Emissionen von Schiffen sollen bei der ersten 
Überarbeitung der NEG-Richtlinie im Jahr 2004 in Erwägung gezogen werden. Da 
aber Annahmen über das Ausmaß derartiger Maßnahmen und ihren Zeitrahmen 
gegenwärtig rein spekulativ sind, wurden die vorgeschlagenen nationalen Emissions- 
höchstgrenzen derart festgelegt, daß die ökologischen Zwischenziele für die Gemein- 
schaft auch unter der Annahme erreicht werden können, daß keine neuen Maßnahmen 
zur Minderung der Luftschadstoffemissionen von Schiffen eingeführt werden. 

8. Revision 

Die Kommission wird dem Rat und dem Parlament sowohl über die Richtlinie über 
nationale Emissionshöchstgrenzen als auch über die Ozon-Tochterrichtlinie im 
Jahr 2004 Bericht erstatten. Beide Berichte werden die Überarbeitung der 
Bestimmungen der Richtlinien gestatten. Weitere Berichte werden in späteren Jahren 
folgen. 

Der Bericht über die Richtlinie über nationale Emissionshöchstgrenzen wird auf 
Berichten der Mitgliedstaaten sowie auf anderen sachdienlichen Informationen und 
Beurteilungen beruhen. Die Kommission kann Änderungen der Emissionshöchstwerte 
und Maßnahmen zur Gewährleistung der Einhaltung der Höchstgrenzen vorschlagen 
und weitere Emissionsminderungen empfehlen. Der Bericht muß ferner eine 
wirtschaftliche Beurteilung enthalten, die sich auf die Kostenwirksamkeit, Nutzen, 
marginale Kosten und Nutzen, den Einfluß auf die Wettbewerbsfähigkeit und die zu 
erwartenden sozioökonomischen Auswirkungen der Einhaltung der landesweiten 
Emisssionshöchstwerte in den einzelnen Mitgliedstaaten erstreckt. 

Der Bericht über die Ozon-Tochterrichtlinie wird neue wissenschaftliche 
Informationen über die Auswirkungen von Ozon auf die menschliche Gesundheit und 
die Umwelt sowie technologische Entwicklungen einschließlich der erwarteten 
Ergebnisse des Fünften Programms für Forschung und technologische Entwicklung 
berücksichtigen. Weitere Forschung über die Auswirkungen von Ozon auf die 
menschliche Gesundheit und die Vegetation wurde auch vom CSTEE empfohlen. 

Der Ausschuß regte insbesondere zusätzliche Forschungsaktivitäten in Richtung 
möglicher chronischer Effekte durch Langzeitozonexposition auf die menschliche 
Gesundheit an, sowie über mögliche additive oder synergistische Wirkungen von 
Ozon mit anderen Schadstoffen, die häufig zur selben Zeit auftreten. Er nannte 
insbesondere PMio Partikel, allerdings auch Schwefeldioxid, Stickoxide und andere 
relevante Schadstoffe. Der Ausschuß empfahl die Untersuchung der Frage, ob die 
Verwendung von AOT-Werten im Vergleich zur Zahl von Grenzwert- 

überschreitungen oder einer anderen Art von Parameter einen relativen Vorteil hätte; 
nicht nur bei der Verwendung als Parameter in Modellrechnungen sondern als 
mögliches Ziel in Gesetzgebung zum Schutz der menschlichen Gesundheit vor 
Luftverschmutzung. 

Die Vegetation betreffend hat der Ausschuß festgestellt, daß zusätzliche 

Informationen über die Empfindlichkeit verschiedener Spezies und bezüglich lokaler 
Umwelteinflüsse, bei Erreichung eines äquivalenten Schutzniveaus, eine räumliche 
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Differenzierung der Ziele ermöglichen dürfte. Er kam zu dem Schluß, daß mehr 
Forschung über die Reaktion von Ozon mit oder die Durchdringung von 
Plasmamembranen nötig sei und daß die Entwicklung von Schadensmerkmalen 
angeregt werden sollte, die direkter und genauer meßbar sind als die Abnahme von 
Biomasse. 

Im Rahmen des obengenannten Berichts wird die Kommission abwägen, ob weitere 
Fortschritte in Richtung auf die vollständige Einhaltung der WHO-Luftqualitäts- 
leitwerte für Ozon gemacht werden sollten, und, wenn ja, mit welchen Mitteln. 

Für die kommenden Jahre sind noch mehrere weitere Berichte oder Überarbeitungen 
in bezug auf die Luftqualität geplant. Beispielsweise ist bis Ende 2003 ein Bericht 
über die Anwendung der vorgeschlagenen Tochterrichtlinie über SO 2 , NO 2 , Partikel 
und Blei'^ erforderlich, während ein Bericht über die Fortschritte in Richtung auf die 
Erreichung der Ziele der Gemeinschaftsstrategie gegen die Versauerung bis 
Ende 2004 zu erstellen ist. Es werden auch weiterhin weitere Vorschläge zu 
zusätzlichen Schadstoffen und Vorschläge zur Minderung von Schadstoffemissionen 
aus verschiedenen Quellen entwickelt werden. 

Es bestehen viele wichtige Verknüpfungen zwischen diesen Tätigkeiten, sei es in 
bezug auf die Datensammlung, die Modellbildung oder die Identifizierung von 
Kontrollmaßnahmen. Durch die gleichzeitige Untersuchung von Schadstoffen und 
durch die Betrachtung sowohl der regionalen als auch der lokalen Dimension können 
sich auch Möglichkeiten zur Entwicklung optimierter Strategien bieten. Deshalb 
werden ein umfassenderes Programm und eine weitreichendere Strategie zur 
Verbesserung der Luftqualität vorgeschlagen, die auch die Versauerung und die 
Eutrophierung umfassen. Ein derartiger Ansatz würde die vielen Elemente der 
Maßnahmen der Gemeinschaft zur Luftqualität vereinen. Die Kommissions- 
dienststellen haben Experten aus den Mitgliedstaaten und andere Beteiligte 
aufgefordert, sich aktiv an einer offenen Diskussion über die langfristigere 
Vorgehensweise zu beteiligen. Diese Ideen sind als ausdrückliche Verpflichtung für 
die Kommission in Artikel 11 des Vorschlags für die Ozon-Tochterrichtlinie 
enthalten. 


44 


KOM(97) 500. 
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ANHANG I 

Tabelle 1. Nationale Emissionshöchstgrenzen (zu erreichen bis ■ 2010) 
aufgrund des zentralen Szenarios (Hl) und Schätzung der 
Implementierungskosten (Mio. EUR/Jahr) 


Land 

SO, 

NO, 

voc 

NH, 

Insgesamt 


1 000 t 

1 000 t 

1 000 t 

1 000 t 

Kosten 


76 

127 

102 

57 

1 053 

Dänemark 

77 

127 

85 

71 

5 

Deutschland 

463 

1 05.1 

924 

413 

2 146 


116 

152 

110 

31 

0 

Frankreich 

218 

679 

932 

718 

916 

Griechenland 

546 

264 

173 

74 

338 

Irland 



59 

55 

123 

44 

Italien 

566 

869 

962 

430 

403 


3 

8 

6 

7 

5 

Niederlande 

50 

238 

156 

104 

971 

Österreich 

40 

91 

129 

67 

119 


141 

144 

102 

67 

57 


746 

781 

662 

353 

22 

Schweden 

67 

152 

219 

48 

87 

VK 

497 

1 181 

964 

264 


EG15 

3 634 

5 923 

5 581 

2 827 

7 514 
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Tabelle 2. Ökosysteme, in denen die kritischen Belastungen für die 
Versauerung überschritten werden. Lage in den Jahren 1990 
und 2010 gemäß dem Bezugsszenario (REF) und nach Einhaltung 
der nationalen Emissionshöchstgrenzen (NEG) 


Land 

Nichtgeschützte 
Ökosystemfläche % 
1990 

Nichtgeschützte 
Ökosystemfläche % 
2010 (REF) 

Nichtgeschützte 
Ökosystemfläche % 
2010 (NEG) 


58,4 

22,1 

7,4 

Dänemark 

13,8 

2.3 

1,5 

Deutschland 

79.5 

15,8 

7,1 

Finnland 

17,2 

4.3 

4,2 

Frankreich 

25,8 

0.7 

0.3 

Griechenland 

0.0 

0.0 

0.0 

Irland 

10,7 

1,3 

1.0 

Italien 

19,6 

0,7 

0.6 

Luxemburg 

66.7 

5,9 

0.9 

Niederlande 

89,3 

60,4 

iin 

Österreich 

47,6 

3,3 

2.0 

ISSRÜI^H 

0.0 

0.0 

0.0 


0.9 

0.2 

0.2 

Schweden 

16,4 

4.1 

3,7 

VK 

43,0 

12,3 

6,8 

EG15 

24,7 

4,3 

2,9 
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Tabelle 3. Aufgrund des Expositionsindexes AOTöO''^ gemessene 
gesundheitsgefährdende Ozonbelastung. Lage in den Jahren 1990 
und 2010 gemäß dem Bezugsszenario (REF) und nach Einhaltung 
der nationalen Emissionshöchstgrenzen (NEG) 



Kumulative Exposition der 
Bevölkerung 
(10* Personen.ppm.Std) 

1990 2010 2010 Minderung 

(REF) (NEG) % 

1990-NEG 

Belgien 

71 

34 

23 

-32% 

Dänemark 

9 

3 

1 

-67% 

Deutschland 

405 

140 

99 

-29% 

Finnland 

0 

0 

0 

0% 

Frankl eich 

310 

89 

53 

-40% 

Griechenland 

7 

4 

2 

-50% 

Irland 

3 

1 

0 

- 100 % 

Italien 

183 

63 

38 

-40% 

Luxemburg 

3 

1 

1 

-0% 

Niederlande 

73 

38 

27 

-29% 

Österreich 

16 

3 

2 

-33% 

Portugal 

16 

8 

6 

-25% 

Spanien 

35 

7 

4 

-43 % 

Schweden 

4 

0 

0 

-0% 

VK 

125 

77 

45 

-42% 

EG- 15 

1 260 

468 

301 

- 36% 


45 


Der Index wird durch Multiplikation des Wertes AOT60 für jedes Gebiet.squadrat berechnet, 
dessen Bevölkerung zu dem betreffenden Land gehört. 
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Tabelle 4. Aufgrund des Indexes AOT40 für die Exposition von Pflanzen“*® 
gemessene Ozonbelastung von Pflanzen. Lage in den Jahren 1990 
und 2010 nach dem Bezugsszenario (REF) und nach Einhaltung 
der nationalen Emissionshöchstgrenzen (NEG) 



Kumulativer Index der Exposition von 
Pflanzen 

(10‘ ha. den Höchstwert übersteigende 
ppm.Std) 

1990 2010 2010 Minderung 

(REF) (NEG) % 

1990.NEG 

Belgien 

177 

141 

115 

- 18% 

Dänemark 

141 

53 

36 

- 32% 

Deutschland 

2 344, 

1 204 

943 

-22% 

Finnland 

0 

0 

0 

0% 

Frankreich 

4 158 

2 345 

1 816 

-23% 

Griechenland 

231 

170 

137 

- 19 

Irland 

25 

8 

3 

-69% 

Italien 

1 773 

1 186 

966 

- 16% 

Luxemburg 

25 

14 

11 

-21 %. 

Niederlande 

109 

79 

63 

- 20 % 

Österreich 

468 

257 

213 

- 17% 

Portugal 

379 

274 

233 

- 15% 

Spanien 

2 037 

1 281 

1 093 

- 15 % 

Schweden 

116 

18 

9 

- 50 % 

VK 

192 

153 

96 

- 37 % 

EG- 15 

12 175 

7 183 

5 764 

-20% 


Der kumulative Expositionsindex für Pflanzen wird -berechnet als Überschreitung von AOT40, 
multipliziert mit der Fläche der Ökosysteme, die von der den Höchstwert überschreitenden 
Konzentration belastet wird. Der Index wird auf Grund einer Verkaufslösung unter 
Bezugnahme auf landwirtschaftliche Nutzfläche, natürliche Vegetation und Wald berechnet. 
Er beruht auf Ozonkonzentrationen in ländlichen Gebieten. 
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Tabelle 5. Eutrophierung. Ökosysteme, in denen die kritischen Nährstoff- 
belastungen überschritten werden. Lage in den Jahren 1990 
und 2010 gemäß dem Referenzszenario (REF) und nach 
Einhaltung der landesweiten nationalen Emissionshöchstgrenzen 
(1000 ha/Anteil an der Gesamtfläche des Ökosystems in %) 


Land 

Nichtgeschützte 
Ökosystemfläche % 
1990 

Nichtgeschützte 
Ökosystemfläche % 
2010 (REF) 

Nichtgeschützte 
Ökosystemfläche % 
2010 (NEG) 


100.0 

96.4 

83.4 

Dänemark 

63.0 

37.6 

28.9 

Deutschland 

99.0 

89.5 

72.9 

Finnland 

45.0 

15.4 

13.1 

Frankreich 

92.0 

79.2 

70.9 

Griechenland 

12.0 

9.6 

8.6 

Irland 

10.0 

6.4 

5.9 

1 Italien 

49.0 

31.7 

28.8 


100.0 

91.3 

75.1 

Niederlande 

98.0 

91.0 

87.0 

Österreich 

90.0 

57.6 

46.5 


32.0 

25.1 

24.2 


28.0 

13.6 

11.3* 

Schweden 

14.0 

4.7 

3.9 

VK 

11.0 

1.4 

0.7 


55.0 

40.2 

34.9 
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Tabelle 6. Zusammenfassung der Umwelt-Zischenziele für die Szenarien Hl, 
H2 und H3 


Versauerung 

Lückenschließung hinsichtlich der 
akkumulierten übermäßigen Acidität 

Höchster übermäßiger Eintrag 
oberhalb der kritischen Säurebelastung 
(2.Perzentil) 


Gesundheitsgefahrdende 

Ozonbelastung 

Lückenschließung AOT60 

Höchstwert für AOT60, einzuhalten in 
4 von 5 Jahren 


Vegetationsgefährdende 

Ozonbelastung 

Lückenschließung AOT40 

Höchste Überschreitung von AOT40, 
Mittelwert von fünf Jahren 


Niedrige 
Zielstellung (H2) 

Zentrale 

Zielstellung (Hl) 

Hohe Zielstellung 
(H3) 

90% 

95% 

95% . 

(900 eq/ha) 

(850 eq/ha) 

800 eq/ha 

60% 

67% 

70% 

3.0 ppm.h 

2.9 ppm.h 

2.8 ppm.h 

30% 

33% 

35% 

10.5 ppm.h 

10 ppm.h 

9.5 ppm.h 
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Tabelle 7. Kosten von Szenarien über einzelne Wirkungen mit gleichem Ziel 
wie Hl'" 


EU- 15 

SO 2 

10* EUR 

NO.WOC 

10* EUR 

NH 3 

10* EUR 

Insgesamt | 
Kosten | 

10* EUR 

Szenario aus- 
schließlich mit 

Zielen für die 
Versauerung 

942 

464 

2240 

3646 

Szenario aus- 
schließlich mit 

Zielen für die 
Ozonbelastung 

0 

4280 

0 

4280 

Zentrales Szenario 

(gemeinsame 

Analyse) 

860 

4508 

2146 

7514 


Die zusätzlichen (zu denjenigen gemäß REF hinzukommenden) Kosten zur Einhaltung des 
Zwischenzieles für die Versauerung sind im Vergleich zu der für die Versauerungsstrategie 
durchgeführten Analyse vermindert. Dadurch wird den Veränderungen sowohl der 
Eingabedaten als auch des Modellierungsansatzes Rechnung getragen. Eingabedaten wie 
kritische Belastungen, Kostenkurven und Bezugsszenario wurden verfeinert und aktualisiert. 
Der Kompensationsmechanismus, der in den Gitterzellen mit den höchsten Schwierigkeiten 
eine beschränkte Nichteinhaltung des Zielwertes zuläßt (siehe Absatz 2.4), vermindert den 
Einsatz der teuersten Maßnahmen der Kostenkurve. 
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Tabelle 8. Zusätzliche Kosten der Umsetzung der vorgeschlagenen Richtlinie 
über nationale Emissionshöchstgrenzen (Mio. EURO/Jahr) 



SO 2 

NO,/VOC 

NHj 

Insgesamt 

Belgien 

127 

459 

467 

1 053 

Dänemark 

5 

0 

0 

5 

Deutschland • 

244 

1 048 

854 

2 146 

Finnland 

0 

0 

0 

0 

Frankreich 

136 

739 

41 

916 

Griechenland 

0 

338 

0 

338 

Irland 

20 

4 

20 

44 

Italien 

0 

403 

0, 

403 

Luxemburg 

1 

4 

0 

5 

Niederlande 

19 

211 

741 

971 

Österreich 

0 

119 

0 

119 

Portugal 

0 

57 

0 

57 

Spanien 

19 

13 

0 

22 

Schweden 

0 

87 

0 

87 

VK 

299 

1 026 

23 

1 348 

EG- 15 

860 

4 508 

2 146 

7 514 
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Tabelle 9. 


Zusätzliche Kosten der Verminderung von Ozonvorläufern je 
Mitgliedstaat (Mio. EURO/Jahr) 


NOxWOC 

Kosten 

Kosten zusätzlich 
zu REF 

Belgien 

459 

Dänemark 

0 

Deutschland 

933 

Finnland 

0 

Frankreich 

719 

Griechenland 

363 

Irland 

0 

Italien 

420 

Luxemburg 

30 

Niederlande 

140 

Österreich 

120 

Portugal 

57 

Spanien 

10 

Schweden 

73 

VK 

957 

EG- 15 

4 281 
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Tabelle 10. Gesamtnutzen gemäß dem Szenario Hl mit unterschiedlichen 
Empflndiichkeiten, unter Einschluß und Ausschluß der chroni- 
schen Wirkungen auf die Sterblichkeit. Alle Ergebnisse sind in 
10^ EURO/Jahr angegeben und auf 2 signifikante Zahlen 
gerundet. 




Land 


Belgien 


Dänemark 


Deutschland 


Finnland 


Frankreich 


Griechenland 


Irland 


Italien 


Luxembur 


Niederlande 


Österreich 


Portugal 


Spanien 


Schweden 


Vereinigtes Königreich 


Insgesamt 


unter Ausschluß der 

unter Einschluß der 

chronischen Wirkungen 

chronischen Wirkungen 

auf die Sterblichkeit 

auf die Sterblichkeit 

VOLY 

VOSL 

VOLY 

VOLY 

240 

730 

860 

1 600 

36 

95 

110 

190 

1 200 

3 700 

'IHPH 

8 000 

8 

26 

23 

46 

1 300 


3 500 

6 100 

110 

260 

230 

390 

23 

56 

57 

110 

1 000 

2 700 

2 800 

4 700 

36 

140 



390 

1 200 

1 500 

2 700 

130 

390 . 

440 

790 

65 

190 

180 

330 

320 

810 

820 

1 400 

39 

130 

140 

260 

680 

2 300 

2 300 

4 700 

5 500 

16 000 

17 000 

32 000 
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Tabelle 11. Gesamtnutzen gemäß dem Szenario Hl in allen Wirkungs- 
kategorien bei Bewertung der Sterblichkeit auf Grund der 
statistischen Lebensdauer (VOSL). Alle Ergebnisse sind in 
10® EURO/Jahr angegeben und auf zwei signifikante Zahlen 
gerundet. 


Hl 


Akute 

Sterblich- 

keif“ 

Chronische 

Sterblichkeit 



Forst- 

wirt- 

schaft 

Sicht 

Insgesamt 

' VOSL^* 

Land 

Belgien 

120 

510 

1 000 

9 

43 

6 

44 

1 600 

Dänemark 

13 

61 

120 

0 

14 

0 

7 

190 

Deutschland 

610 

2 600 

5 300 

22 

200 

38 

220 

8000 

Finnland 

3 

18 

24 

0 

1 

2^ 

2 

46 

Frankreich 

420 

2000 

3 600 

14 

590 

■n 

170 

6 100 

Griechenland 

22 

150 

190 

0 

78 

1 

7 

390 

Irland 

7 

34 

59 

1 

8 

0 

6 

110 

Italien 

330 

1 700 

3 000 

5 


9 

120 

4 700 

Luxemburg 

24 

110 

210 

1 


0 

8 

300 

Niederlande 

210 

840 

1 800 

14 

74 

1 

74 

2 700 

Österreich 

59 

270 

520 

2 


12 

24 

790 

Portugal 

22 

130 

190 

0 

25 

6 

9 

330 

Spanien 

94 

510 

830 

2 

160 

7 

39 

1 400 

Schweden 

18 

90 

160 

1 

3 

5 

10 

260 

Vereinigtes 

Königreich 

330 

1 700 

2 700 

41 


3 

150 

4 700 

Insgesaml 

2 300 

11 000 

20 000 

110 

1 800 

140 

890 

32 000 


Die Gesamtwerte in der letzten Spalte sind niedriger als die Summe der Werte in den übrigen Spalten, da bestimmte, der 
akuten Sterblichkeit zugeschriebene Daten nicht in die Schlitzungen der chronischen Sterblichkeit aufgenommen werden 
können, weil sie dadurch doppelt befaßt würden. Für die im Rahmen der Studie durchgefilhrte Empfindlichkeitsanalyse war 
jedoch eine vollständige Quantifizierung sowohl der akuten als auch der chronischen Wirkungen auf die Sterblichkeit 
notwendig. 
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Tabelle 12. Gesamtnutzen gemäß dem Szenario Hl in jeder Wirkungs- 
kategorie, wenn die Sterblichkeit auf Grund der Lebensjahre 
bewerte wird (VOLY). Alle Ergebnisse sind in 10* EURO 
angegeben und auf zwei signifikante Zahlen gerundet. 


HI 

Krank- 

heits- 

ziffer 

Akute 

Sterblich- 

keit" 

Chronische 

Sterblichkeit 

Werk- 

stoffe 

Land- 

wirt- 

schaft 

Forst- 

wirt- 

schaft 

Sicht 

Insgesamt 

VOLY" 

Land 

Belgien 

120 

13 

630 

9 

43 

6 

44 

860 

Dänemark 

13 

2 

71 

0 

14 

0 

7 

110 

Deutschland 

610 

64 

3 300 

22 

200 

38 

220 

4 400 

Finnland 

3 

0 

15 

0 

1 

2 

2 

23 

Frankreich 

420 

50 

2 200 

14 

590 

51 

170 

3 500 

Griechenland 

22 

4 

120 

0 

78 

1 

7 

230 

Irland 

7 

1 

36 

1 

8 

0 

6 

57 

Italien 

330 

42 

1 800 

5 

500 

9 

120 

2 800 

Luxemburg 

24 

3 

130 

I 

0 

0 

8 

160 

Niederlande 

210 

21 

1 100 

14 

74 

I 

74 

1 500 


59 

7 

320 

2 

21 

12 

24 

440 


22 

3 

120 

0 

25 

6 

9 

180 

Spanien 

94 

13 

500 

2 

160 

7 

39 

820 

Schweden 

18 

2 

98 

1 

3 

5 

10 

140 

Vereinigtes 

Königreich 

330 

42 

1 600 

41 

HO 

3 

150 

2 300 

Insgesamt 

2 300 

270 

12 000 

110 

1 800 

140 

880 

17 000 


Die Gesamtwerte in der letzten Spalte sind niedriger als die Summe der Werte in den Übrigen Spalten, da bestimmte, der 
akuten Sterblichkeit zugeschriebene Daten nicht in die Schlitzungen der chronischen Sterblichkeit aufgenommen werden 
können, weil sie dadurch doppelt befaßt würden. Für die im Rahmen der Studie durchgeführte Empfindlichkeitsanalyse war 
jedoch eine vollständige Quantifizierung sowohl der akuten als auch der chronischen Wirkungen auf die Sterblichkeit 
notwendig. 
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Abbildung 1. Versauerung. Minderung der ungeschützten Ökosystemfläche 
nach dem Szenario Hl in % im Vergleich zu den Niveaus von 1990 
(pro Gitterzelle) 
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Abbildung 2. Versauerung. Anteil der Ökosysteme, in denen der Säureeintrag 
nach Umsetzung des Szenarios Hl die kritischen Belastungen 
übersteigt, in % 
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Abbildung 3. Gesundheitsgefährdende Ozonbelastung. Prozentuale Reduktion 
des Wertes AOT60 gemäß dem Szenario Hl im Vergleich zu 1990 
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Abbildung 4. Vegetationsgefährdende Ozonbelastung. Prozentuale Reduktion 
des Wertes AOT40 in % oberhalb des kritischen Wertes gemäß 
. dem Szenario Hl im Vergleich zu 1990 
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Abbildung 5. 


Eutrophierung. Lückenschließung hinsichtlich des akkumulier- 
ten Stickstoffeintrags über der kritischen Belastung gemäß dem 
Emissionsminderungsszenario Hl 
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Abbildung 6. Kritische Belastungen: Versauerung 


Drucksache 14/2987 


Cnlit^ai ICOta Qt Aecl'ly (5‘4 CLn-jK'Sl'l 







Drucksache 14/2987 


- 76 - Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Abbildung 7. Kritische Belastungen: Eutrophierung 


CritiCA; LCOC-’i EutfQphv^liOn |5^4 CLnuT^Ki) 
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Abbildung 8. Gesundheitsgefährdende Ozonbelastung: Kosteneffizienz der 
Szenarien Hl, H2 und H3 bei kumulativem Index der Exposition 
der Bevölkerung. 



Abbildung 9. Vegetationsgefährdende Ozonbelastung. Kosteneffizienz der 
Szenarien Hl, H2 und H3 bei Änderungen des kumulativen 
Indexes der Exposition der Pflanzen 



Index der Exposition der Vegetation (Mio ha.ppm.h) über dem kritischen Wert 




Kosten oberhalb REF (Mrd Euro/a) 
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Abbildung 10. Versauerung. Kosteneffizienz der Szenarien Hl, H2 und H3 in 
Bezug auf die gegen Versauerung ungeschützte Ökosystemfläche 



Abbildung 11. Eutrophierung des Bodens. Kosteneffizienz der Szenarien Hl, H2 
und H3 in Bezug auf die gegen Eutrophierung ungeschützte 
Ökosystemfläche. 



Ungeschützte Flächen (Mio ha} 
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Abbildung 12. Gitterzellen, in denen der Zielwert für die Versauerung im 
Szenario Hl überschritten wird (schwarz), und Gittermaschen, in 
denen diese Überschreitung kompensiert wird (grau). 
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Abbildung 13. Gitterzellen, in denen die Zielwerte für Ozon (AOT60) im 
Szenario Hl mindestens in einem Jabr überschritten werden 
(schwarz) und in anderen Jahren im gleichen oder anderen 
Gitterzellen kompensiert werden (grau) 
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Abbildung 14. Gitterzellen, in denen die Zielwerte für vegetationsgefährdende 
Ozonbelastung (AOT40) im Szenario Hl überschritten (schwarz) 
und kompensiert (grau) werden 
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Abbildung 16. Gitterzellen, in denen die Umweltziele am schwierigsten zu 
verwirklichen sind 



Acid = Säure: Acid & AOT60 = Säure und AOT60 ; All = alle 









Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-85- 


Drucksache 14/2987 


ANHANG II 

ERLÄUTERUNG DER EINZELNEN BESTIMMUNGEN DER 
VORGESCHLAGENEN TOCHTERRICHTLINIE ÜBER OZON 


Artikel I: Erklärung des Zwecks des Vorschlags. 

Artikel 2: Sämtliche Begriffsbestimmungen der Rahmenrichtlinie über Luftqualität 
gelten auch für diese Tochterrichtlinie. In Artikel 2 sind die zur Auslegung der 
Tochterrichtlinie notwendigen Begriffsbestimmungen einschließlich des Langfrist- 
zieles und der Informationsschwelle hinzugefügt. 

Artikel 3: Zum Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt werden neue 
Zielwerte für Ozon festgelegt. Sie müssen bis zum Jahr 2010 eingehalten werden. Die 
Einhaltung der Zielwerte wird deshalb ab diesem Jahr beurteilt, wobei in 
Abhängigkeit von dem für den betreffenden Zielwert festgelegten Mittlungszeitraum 
eine Anzahl der darauffolgenden Jahre in Betracht gezogen werden. In diesem Artikel 
wird auch angegeben, welche Maßnahmen zu ergreifen sind, wenn die Zielwerte nicht 
eingehalten werden. Hierzu gehört die Verpflichtung zur Ausarbeitung und 
Umsetzung von Plänen, die andere Schadstoffe einschließen. 

Artikel 4 erfordert von den Mitgliedstaaten die Festlegung von Gebieten und 
Ballungsräumen, in denen die Zielwerte, nicht jedoch die im gleichen Artikel 
festgelegten Langfristziele eingehalten werden. Er verpflichtet die Mitgliedstaaten 
ferner zur möglichst weitgehenden Einhaltung der Langfristziele. 

Artikel 5 verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Bestimmung von Gebieten und 
Ballungsräumen, in denen die Langfristziele eingehalten werden, und zur Aufrecht- 
erhaltung dieses Zustandes. 

Artikel 6 verpflichtet die Mitgliedstaaten, zu gewährleisten, daß die Öffentlichkeit 
regelmäßig über den neuesten Stand der Konzentrationen von Ozon und der 
einschlägigen Vorläuferstoffe unterrichtet wird. Diese Informationen sollten kurze 
Angaben über das Ausmaß des Überschreitens der in diesem Vorschlag festgelegten 
Schwellenwerte und einiger zusätzlicher, in Anhang II festgelegter Referenzwerte 
»enthalten. In Absatz 2 sind eine Informationsschwelle und eine Alarmschwelle 
festgelegt, bei deren Überschreiten die Mitgliedstaaten den beteiligten Bevölkerungs- 
gruppen Ratschläge für den Gesundheitsschutz erteilen müssen. Die diesbezüglichen 
Einzelheiten sind in Anhang II festgelegt. 

Artikel 7 betrifft die kurzfristigen Aktionspläne, die die Mitgliedstaaten zur 
Vermeidung von Überschreitungen der Alarmschwelle ausarbeiten müssen, sofern 
solche Maßnahmen ein signifikantes Potential zur Minderung von Ausmaß und Dauer 
solcher Übertretungen aufweisen. Die Mitgliedstaaten müssen dieses Potential im 
Wege einer Untersuchung bewerten. Leitlinien zur Anwendung und Umsetzung 
solcher Pläne werden ausgearbeitet und ein diesbezüglicher Informationsaustausch 
organisiert. Die Kommission übernimmt diese Aufgabe mit der Unterstützung des in 
Artikel 12 der Rahmenrichtlinie über Luftqualität erwähnten Ausschusses. 
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Artikel 8 erstreckt sich auf alle Aspekte der grenzüberschreitenden Verschmutzung 
mit dem Ziel einer verbesserten Koordinierung zwischen benachbarten 
Mitgliedstaaten. Hierzu gehört die Ausarbeitung gemeinsamer Pläne und Programme 
und der Austausch von Informationen über die zweckdienliche Abwicklung von 
Tätigkeiten bei Überschreitungen der Informations- und Alarmschwelle sowie die 
Umsetzung kurzfristiger Maßnahmen. 

Artikel 9 betrifft die Beurteilung der Ozonkonzentrationen. Er wird von einer Anzahl 
Anhängen ergänzt, in denen die Kriterien für die Wahl der Standorte und die 
Mindestzahl der Meßstationen, Datenqualitätsziele und Referenzmethoden für die 
Messungen festgelegt sind. Hinsichtlich der Einhaltung der Langfristziele werden die 
Kriterien für die verbindlichen Messungen der Ozonkonzentration und die 
gleichzeitige Messung der Stickstoffdioxidkonzentrationen in 50 % der Stationen 
vorgeschrieben. Werden zusätzliche Verfahren zur Bewertung und Beurteilung 
angewandt, so kann die Zahl der Stationen gegebenenfalls um ein Drittel vermindert 
werden. Für diesen Fall wird eine vollständige Ausstattung mit Stickstoffdioxid- 
Meßgeräten gefordert. Werden die Langfristziele nicht überschritten, so muß eine 
Mindestzahl an Meßstationen eingesetzt werden. 

Artikel 10 regelt den Austausch von Informationen zwischen Mitgliedstaaten und der 
Kommission sowie die Verpflichtung der Kommission, diese Informationen zu 
veröffentlichen. 

Artikel 11 verpflichtet die Kommission, dem Rat und dem Europäischen Parlament 
über die Erfahrungen im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Richtlinie zu 
berichten. Dies gilt auch für die Ergebnisse der Forschung über die Auswirkungen des 
Ozons sowie über den Fortschritt im Bereich der Bewertungsmethoden. Der Bericht 
umfaßt eine Übersicht über die Bestimmungen der vorgeschlagenen Richtlinie. Er 
wird als Teil einer integrierten Luftqualitätsstrategie betrachtet, die die Kommission 
Ende des Jahres 2004 vorlegen muß. Dies umfaßt die Überprüfung und Vorlage von 
Gemeinschaftszielen im Bereich der Luftqualität, Versauerung und Eutrophierung 
sowie den Entwurf von Umsetzungskonzepten zur Verwirklichung dieser Ziele. Die 
Strategie muß sich u.a. auf alle von den Mitgliedstaaten nach diesem Vorschlag 
eingereichten Informationen stützen und den konzeptionellen Anforderungen 
Rechnung tragen. 

.Artikel 12 verpflichtet die Kommission, Leitlinien für die Umsetzung der 
vorgeschlagenen Richtlinie auszuarbeiten. An diesen Arbeiten beteiligt sich ein 
Sachverständigenausschuß nach dem Verfahren in Artikel 12 der Rahmenrichtlinie 
zur Luftqualität. 

Artikel 13, 14, 16, 17: Standardbestimmungen. 

In Artikel 15 ist das Datum der Aufhebung der geltenden Richtlinie 92/72/EWG 
festgelegt. Es wurde auf den Anfang eines Kalenderjahres gelegt, um eine 
komplizierte Übergangsregelung für die Datenübermittlung zwischen Mitgliedstaaten 
und der Kommission zu vermeiden. 

ln Anhang I sind die Zielwerte, Langfristziele für Ozon und die Fristen zu ihrer 
Einhaltung festgelegt. 
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In Anhang II sind eine Informationsschwelle und eine Alarmschwelle für Ozon und 
die der Öffentlichkeit im Falle des Überschreitens dieser Schwellenwerte 
bekanntzugebenden Einzelheiten festgelegt. 

In Anhang III ist die Art und Menge der von den Mitgliedstaaten jeden Monat und 
jedes Jahr der Kommission zu übermittelnden Informationen festgelegt. 

In Anhang IV sind Kriterien zur Einstufung und Wahl der Standorte von 
Meßstationen zur Überwachung des Ozons festgelegt. Für und Standortwahl sind 
großräumige und kleinräumige Kriterien angegeben. 

In Teil I von Anhang V sind die Kriterien zur Bestimmung der Mindestzahl von 
Probenahmestellen für die ortsfesten Messungen der Konzentrationen von Ozon- und 
Ozonvorläuferstoffen für die einzelnen Gebietskategorien von Ballungsräumen und 
sonstigen Gebieten festgelegt. In Teil II sind die Vorkehrungen für Gebiete 
angegeben, in denen das langfristige Ziel eingehalten wird und deshalb eine geringere 
Zahl von Stationen erforderlich ist. 

In Anhang VI sind die nach Artikel 9 zu messenden Ozonvorläuferstoffe festgelegt. 
Ferner sind die Ziele, Referenzmethoden für die Messungen und Kriterien zur Wahl 
der Standorte der Meßstationen angegeben. 

In Teil I von Anhang VII sind Anleitungen für die Qualität der Ergebnisse festgelegt, 
die die Mitgliedstaaten mit Hilfe verschiedener Methoden zur Bewertung der 
Luftqualität anstreben sollten. In Teil II sind die Minimalinformationen festgelegt, die 
zusammengestellt werden müssen, wenn andere Methoden als Messungen zur 
Bewertung der Luftqualität angewandt werden. 

In Anhang VIII sind die Referenzmethoden für die Überwachung und 
Modellrechnungen festgelegt. Diese Anforderungen sind gemäß Artikel 12 der 
Rahmenrichtlinie über die Beurteilung und Kontrolle der Luftqualität an den 
technischen Fortschritt anzupassen. 
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99/0067 (COD) 

Vorschlag für eine 

RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
über nationale Emissionshöchstgrenzen für bestimmte Luftschadstoffe 
(Text von Bedeutung für den EWR) 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 175 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission', 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses^, 
nach Anhörung des Ausschusses der Regionen^, 
gemäß dem Verfahren des Artikels 251 EG-Vertrag“', 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. Auf der Grundlage der in Artikel 174 EG-Vertrag niedergelegten 
Grundsätze, ist im fünften Aktionsprogramm für den Umweltschutz, das vom 
Rat und den im Rat vereinigten Vertretern der Mitgliedstaaten in der 
Entschließung vom 1. Februar 1993 über ein Programm der Europäischen 
Gemeinschaft für Umweltpolitik und Maßnahmen im Hinblick auf eine 
dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung^ angenommen wurde, das Ziel 
festgelegt, die kritischen Belastungen und Werte für die Versauerung in der 
Gemeinschaft nicht zu überschreiten. In diesem Programm wird gefordert, 
alle Menschen wirksam gegen die Gefahren durch Luftverschmutzung zu 
schützen und bei der Festlegung der zulässigen Belastungsniveaus dem 
Umweltschutz Rechnung zu tragen. In diesem Programm wird gefordert, die 
Einhaltung der Leitwerte der Weltgesundheitsorganisation (WHO) auf 
Gemeinschaftsebene vorzuschreiben. 

2. Im Beschluß des Europäischen Parlaments und des Rates Nr. 2179/98/EG 
vom 24. September 1998 über die Überprüfung des Programms der 
Europäischen Gemeinschaften für Umweltpolitik und Maßnahmen im 
Hinblick auf eine dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung „Für eine 
dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung^“ wurde das Engagement für 


1 

2 

3 

4 

" ABI. C 138 vom 17.5.1993, S. 1. 

^ ABI. L 275 vom 10.10.1998,5. 1. 
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die allgemeinen Ansätze und Konzepte des fünften Aktionsprogramms für 
den Umweltschutz bekräftigt und erklärt, daß der Ausarbeitung und 
Umsetzung einer Strategie mit dem Ziel, sicherzustellen, daß die kritische 
Belastung durch säuernde,, eutrophierende und photochemische Luftschad- 
stoffe nicht überschritten wird, besondere Aufmerksamkeit zukommen soll. 

3. Gemäß der Richtlinie 92/72/EWG des Rates vom 21. September 1992 über 
die Luftverschmutzung durch Ozon’ legt die Kommission dem Rat einen 
Bericht über die Bewertung der Verschmutzung durch photochemische 
Oxidantien in der Gemeinschaft vor. Sie fügt diesem Bericht die von ihr für 
geeignet erachteten Vorschläge zur Kontrolle der Luftverschmutzung durch 
Ozon bei, die erforderlichenfalls auf eine Verringerung der Emissionen von 
Ozonvorläuferstoffen abzielen. 

4. Die Versauerung, die Eutrophierung des Bodens und die Ozonbildung sind 
insbesondere auf grenzüberschreitende Luftverschmutzung zurückzuführen, 
deren Bekämpfung ein koordiniertes Vorgehen der Gemeinschaft erfordert. 

5. Weite Gebiete der Gemeinschaft sind sauren Niederschlägen und Einträgen 
eutrophierender Stoffe ausgesetzt, die die Umwelt schädigen. Die von der 
WHO für den Schutz der menschlichen Gesundheit und der Pflanzen gegen 
photochemische Luftverschmutzung festgelegten Leitwerte werden in allen 
Mitgliedstaaten beträchtlich überschritten. Die Überschreitungen der 
kritischen Belastungen und Leitwerte müssen deshalb beendet werden. 

6 . Zur Zeit ist eine Beseitigung der negativen Auswirkungen der Versauerung 
oder eine Verringerung der Exposition von Mensch und Umwelt gegenüber 
Ozon auf das Niveau der Leitwerte der WHO technisch nicht durchführbar. 
Deshalb müssen Maßnahmen zur Verminderung der Luftverschmutzung sich 
für Versauerung und Ozonbelastung auf Umweltzwischenziele gründen. 

7. Die Umweltzwischenziele und die zu ihrer Erreichung ergriffenen 
Maßnahmen sollten der technischen Durchführbarkeit und ihrem 
Kosten/Nutzen-Verhältnis Rechnung tragen. Alle ergriffenen Maßnahmen 
sollten für die Gemeinschaft insgesamt kosteneffizient sein. 

8 . Der kosteneffizienteste Weg ist die gemeinsame Bekämpfung der für 
Versauerung und Ozonbelastung verantwortlichen Schadstoffe. Die Vermin- 
derung der Emission dieser Schadstoffe wird auch zur Minderung der 
Eutrophierung des Bodens beitragen. 

9. Die Festlegung nationaler Höchstgrenzen der Emissionen von SO 2 , NOx, 
VOC und NH 3 für die einzelnen Mitgliedstaaten bildet einen kosten- 
effizienten Weg zur Verwirklichung der Umweltzwischenziele. Solche 
Emissionshöchstgrenzen bieten der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten 
Flexibilität bei der Festlegung der Strategien zu ihrer Einhaltung. 


7 
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10. Die Kommission sollte weitere Maßnahmen der Gemeinschaft prüfen, die als 
kosleneffiziente Maßnahmen zum Erreichen der Umweltziele in Frage 
kommen. 

11. Die Mitgliedstaaten sollten für die Umsetzung der Maßnahmen zur 
Einhaltung der nationalen Emissionshöchstgrenzen verantwortlich sein. Der 
Fortschritt in Richtung Einhaltung dieser Emissionshöchstgrenzen muß 
evaluiert werden. Deshalb müssen nationale Programme zur Minderung der 
Emissionen entwickelt werden, über die der Kommission umfassend und in 
offener Art und Weise berichtet werden muß. Solche Programme sollten 
Informationen über erlassene oder geplante Maßnahmen zur Einhaltung der 
Emissionshöchstgrenzen enthalten. 

12. Die Bestimmungen dieser Richtlinie sollten unbeschadet der Rechtsvor- 
schriften der Gemeinschaft über Emissionen dieser Schadstoffe aus spezifi- 
schen Quellen und der Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Anwendung der 
besten verfügbaren Techniken entsprechend der Richtlinie 96/61/EWG des 
Rates vom 24. September 1996 über die integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung® gelten. 

13. Zur Überwachung des Fortschritts hinsichtlich der Einhaltung der Emissions- 
höchstgrenzen sind Bestandsaufnahmen der Emissionen erforderlich; diese 
sind nach international vereinbarten Verfahren zu berechnen; der 
Kommission und der Europäischen Umweltagentur (EUA) ist über die 
Ergebnisse regelmäßig Bericht zu erstatten. 

14. Die Entwicklung in der Gemeinschaft in Richtung Einhaltung der Höchst- 
grenzen in 2010 sowie der wissenschaftliche und technische Fortschritt, die 
Weiterentwicklung der Rechtsvorschriften der Gemeinschaft und die Emissions- 
minderungen außerhalb der Gemeinschaft sind rechtzeitig zu überprüfen. Im 
Hinblick auf diese Überprüfung sollte die Kommission Kosten und Nutzen 
der Emissionshöchstgrenzen einschließlich ihrer Kostenwirksamkeit, ihrer 
marginalen Kosten und ihres marginalen Nutzens sowie ihrer sozioökonomi- 
schen Auswirkungen nochmals prüfen. Hierbei sollten auch die Beschrän- 
kungen des Geltungsbereichs dieser Richtlinie erwogen werden. Die 
Kommission sollte zu diesem Zweck einen Bericht an das Europäische Parla- 
ment und den Rat erstellen und gegebenfalls Änderungen dieser Richtlinie 
Vorschlägen. Im Rahmen der Überarbeitung der Richtlinie im Jahre 2004 ist 
ein Zwischenziel für die Eutrophierung des Bodens festzulegen. 

15. Die Gemeinschaft sollte im Hinblick auf die Verwirklichung der Ziele dieser 
Richtlinie international kooperieren und die hierfür erforderliche wissen- 
schaftliche und technische Eorschung und Entwicklung fördern. Zu diesem 
Zweck sollte die Kommission die notwendige bilaterale und multilaterale 
Kooperation verfolgen. 

16. Die Mitgliedstaaten sollten Sanktionen für Verstöße gegen diese Richtlinie 
festlegen und deren Durchsetzung gewährleisten. Diese Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 


ABI. L 257 vom 10.10.1996. S. 26. 




Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-91- 


Drucksache 14/2987 


17. Format und Verfahren der Berichterstattung über die nationalen Programme 
und Emissionskataster werden eingehendere technische Spezifikationen 
erfordern. Die Verfahren und Formate sollten nach Bedarf aktualisiert 
werden. Bei der Spezifikation des Formats und der Verfahren sollte der 
Kommission der Ausschuß, der durch die Richtlinie 96/62/EG des Rates vom 
27. September 1996 über die Beurteilung und die Kontrolle der Luftqualität’ 
errichtet wurde, zur Seite stehen. 

18. Entsprechend dem in Artikel 5 EG- Vertrag niedergelegten Subsidiaritäts- 
und Verhältnismäßigkeitsprinzip können die Ziele dieser Maßnahme, die 
Begrenzung der Emissionen der Schadstoffe, die für die Versauerung und die 
Eutrophierung verantwortlich sind, sowie der Ozonvorläufer, auf der. Ebene 
der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden; sie können daher 
besser auf Gemeinschaftsebene ereicht werden. Die vorliegende Richtlinie 
beschränkt sich auf das zur Erreichung dieser Ziele notwendige Mindestmaß 
und geht nicht über das dazu Erforderliche hinaus - 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 
Ziel 

Ziel dieser Richtlinie ist die Begrenzung der Emissionen derjenigen Schadstoffe, die 
für Versauerung und Eutrophierung verantwortlich sind sowie der Ozonvorläufer, um 
den Schutz der Umwelt und der menschlichen Gesundheit gegen die Gefahren der 
Versauerung, der Eutrophierung des Bodens und des troposphärischen Ozons im 
Hinblick auf das langfristige Ziel der Einhaltung kritischer Werte und Belastungen 
und des wirksamen Schutzes aller Menschen gegen bekannte Gesundheitsgefahren 
durch Luftverschmutzung zu verbessern. 

Artikel 2 
Geltungsbereich 

Die vorliegende Richtlinie gilt für Emissionen der in Artikel 4 genannten Schadstoffe 
aus allen anthropogenen Quellen im Gebiet der Mitgliedstaaten und ihrer 
ausschließlichen Wirtschaftszonen. 

Sie gilt nicht für: 

a) Emissionen des internationalen Seeverkehrs, 

b) Emissionen von Flugzeugen außerhalb des Lande- und Startzyklus, 

c) Spanien: Emissionen auf den Kanarischen Inseln, 

d) Frankreich: Emissionen in den überseeischen Departements (DOM), 

e) Portugal: Emissionen in Madeira und den Azoren. 


ABI. L 296 vom 21.1 1.1996, S. 55. 
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Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet: 

1. „kritische Belastung“: quantitative Schätzung der Exposition' gegenüber einem 
oder mehreren Schadstoffen, unterhalb deren nach dem gegenwärtigen 
Erkenntnisstand keine negativen Folgen für bestimmte empfindliche Bestandteile 
der Umwelt eintreten, 

2. „kritischer Wert“: die Konzentration von Schadstoffen in der Luft, bei deren 
Überschreitung nach dem gegenwärtigen Erkenntnisstand direkte negative Folgen 
für Rezeptoren, wie z.B. Menschen, Pflanzen, Ökosysteme oder Materialien 
eintreten können, 

3. ,JEmission“: Abgabe von Stoffen in die Atmosphäre, 

4. „Überschreitung“: Differenz zwischen kritischer Belastung oder kritischem Wert 
und den festgestellten oder geschätzen Depositionen oder Konzentrationen, 

5. „Lande- und Startzyklus“: Zyklus, der sich aus den folgenden Zeitspannen der 
jeweiligen Flugphasen ergibt: Landung 4 Minuten, Rollen/Leerlauf 26 Minuten, 
Start 0.7 Minuten, Steigphase 2.2 Minuten, 

6. nationale Emissionshöchstgrenze: Höchstmenge eines Stoffes in lOft, die in einem 
Mitgliedstaat während eines Kalenderjahres emittiert werden darf, 

7. flüchtige organische Verbindung (VOC): jede organische Verbindung anthropo- 
gener Herkunft mit Ausnahme von Methan, die durch Reaktion mit Stickstoff- 
oxiden in Gegenwart von Sonnenlicht photochemische Oxidantien erzeugen kann. 

Artikel 4 

Nationale Emissionshöchstgrenzen 

(1) Bis spätestens 2010 begrenzen die Mitgliedstaaten ihre nationalen Emissionen 
an Schwefeldioxid (SO 2 ), Stickstoffoxiden (NOx), flüchtigen organischen 
Verbindungen (VOC) und Ammoniak (NH3) auf die in Anhang I festgelegten 
Höchstgrenzen. 

(2) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, daß die Emissionshöchstgrenzen in 
Anhang I nach dem Jahr 2010 nicht mehr überschritten werden. 


Artikel 5 

Umweltzwischenziele 

Die Zwischenziele dieser Richtlinie sind in Anhang II festgelegt. 

o 00 
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Artikel 6 

Nationale Programme 

(1) Die Mitgliedstaaten legen bis spätestens 1. Oktober 2002 Programme für die 
fortschreitende Verminderung der nationalen jährlichen Emissionen der in 
Artikel 4 festgelegten Schadstoffe fest, mit dem Ziel, bis Ende 2010 
mindestens die nationalen Emissionshöchstgrenzen in Anhang I einzuhalten. 

(2) Die nationalen Programme umfassen Informationen über eingeführte und ge- 
plante Strategien und Maßnahmen sowie quantifizierte Schätzungen der Wir- 
kung dieser Strategien und Maßnahmen bezüglich der Schadstoffemissionen 
im Jahr 2010. Voraussichtliche Veränderungen der geographischen Verteilung 
der nationalen Emissionen von erheblicher Bedeutung sind anzugeben. 

(3) Die Mitgliedstaaten aktualisieren und überarbeiten gegebenenfalls ihre 
nationalen Programme zunfi 1. Oktober 2006. 

(4) Die Mitgliedstaaten stellen die gemäß den Absätzen 1, 2 und 3 ausgearbeiteten 
Programme der Öffentlichkeit und interessierten Organisationen, wie z.B. 
Umweltorganisationen, zur Verfügung. Die Informationen für die Öffentlich- 
keit und die interessierten Organisationen gemäß diesem Absatz müssen klar, 
verständlich und zugänglich sein. 

Artikel 7 

Emissionskataster und Vorhersagen 

(1) Die Mitgliedstaaten erstellen für die in Artikel 4 genannten Schadstoffe 
Emissionskataster und -Vorhersagen für das Jahr 2010 und aktualisieren diese 
regelmäßig. 

(2) Die Mitgliedstaaten erstellen ihre Emissionskataster und -Vorhersagen unter 
Anwendung der Methoden in Anhang III. 

(3) Mit Unterstützung der Europäischen Umweltagentur und in Zusammenarbeit 
mit den Mitgliedstaaten erstellt die Kommission auf der Grundlage der von 
ihnen gelieferten Informationen Emissionskataster und -Vorhersagen für die in 
Artikel 4 genannten Schadstoffe. Die Emissionskataster und -Vorhersagen sind 
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

(4) Die in Anhang III festgelegten Anforderungen können nach dem Verfahren in 
Artikel 1 1 geändert werden. 

Artikel 8 

Berichte der Mitgliedstaaten 

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission und der Europäischen 
Umweltagentur spätestens am 31. Dezember jeden Jahres ihre nationalen 
gemäß Artikel 7 Absätze 1 und 2 erstellten Emissionskataster und 
-Vorhersagen für das Jahr 2010. 
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Ferner übermitteln sie ihre endgültigen Emissionskataster für das zwei Jahre 
zurückliegende Jahr und die vorläufigen Emissionskataster für das Vorjahr. 

Die Emissionsvorhersagen umfassen eine quantitative Beschreibung der ihrer 
Berechnung zugrunde gelegten sozioökonomischen Annahmen. 

(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission spätestens am 31. Dezem- 
ber 2002 über die gemäß Artikel 6 Absätze 1 und 2 erstellten Programme. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission spätestens am 31. Dezem- 
ber 2006 über die gemäß Artikel 6 Absatz 3 aktualisierten Programme. 

(3) Die Kommission leitet die ihr übermittelten nationalen Programme binnen 
einem Monat nach ihrem Eingang an die anderen Mitgliedstaaten weiter. 

(4) Die Kommission erläßt gemäß dem in Artikel 11 festgelegten Verfahren 
Bestimmungen zur Gewährleistung einer einheitlichen und transparenten 
Berichterstattung über die Programme der Mitgliedstaaten. 

Artikel 9 

Berichte der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 

(1) Die Kommission berichtet dem Europäischen Parlament und dem Rat in den 
Jahren 2004 und 2008 über den Fortschritt, der bei der Umsetzung der 
nationalen Emissionshöchstgrenzen des Anhangs I und beim Erreichen der 
Umweltzwischenziele des Anhangs II erzielt wurde. Diese Berichte müssen 
eine wirtschaftliche Beurteilung einschließlich der Kosteneffizienz, des 
Nutzens, einer Bewertung der Grenzkosten und des Grenznutzens sowie der 
sozioökonomischen Wirkungen der Einhaltung der nationalen Höchstgrenzen 
auf bestimmte Mitgliedstaaten und Sektoren umfassen. Sie müssen ferner eine 
Überprüfung des in Artikel 2 geregelten Geltüngsbereichs der Richtlinie 
umfassen. Darüber hinaus müssen sie die von den Mitgliedstaaten gemäß 
Artikel 8 Absätze 1 und 2 übermittelten Berichte sowie die folgenden Punkte 
berücksichtigen: 

a) Emissionsminderungen in Drittländern und von diesen eingegangene 
Minderungsverpflichtungen, 

b) Erweiterung der Europäischen Union, 

c) neue Vorschriften des Gemeinschaftsrechts und internationale Regelun- 
gen über Emissionen durch Schiffe, 

d) neue technische und wissenschaftliche Daten, 

e) Beurteilung der derzeitigen und voraussichtlichen Überschreitungen 
kritischer Belastungen und der von der WHO festgelegten Leitwerte für 
troposphärisches Ozon, 

f) Festlegung eines Zwischenzieles zur Minderung der Eutrophierung des 
Bodens, 

g) neue Prognosen des Viehbestands unter Berücksichtigung neuer 
Entwicklungen der gemeinsamen Agrarpolitik und 
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h) neue Energieprognosen, die den Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur 
Einhaltung des Übereinkommens von Kyoto Rechnung tragen. 

(2) Im Jahre 2012 berichtet die Kommission dem Europäischen Parlament und 
dem Rat über die Einhaltung der in Anhang I festgelegten Höchstgrenzen und 
über Fortschritte im Zusammenhang mit den in Anhang II festgelegten 
Umweltzwischenzielen. Sie trägt hierbei den von den Mitgliedstaaten gemäß 
Artikel 8 Absätze 1 und 2 übermittelten Berichten sowie den in Absatz 1 
Buchstabe a) bis e) dieses Artikels erwähnten Punkten Rechnung. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Berichte berücksichtigen die Faktoren 
in Absatz 1 und werden gegebenenfalls begleitet von Vorschlägen für 
Änderungen der in Anhang I festgelegten Höchstgrenzen, für Maßnahmen, mit 
denen die Einhaltung der Höchstgrenzen gewährleistet wird, sowie von 
Vorschlägen für mögliche weitere Emissionsminderungen. 

Artikel JO 

Zusammenarbeit mit Drittländern 

Zur Verwirklichung des in Artikel 1 festgelegten Zieles arbeitet die Kommission mit 
Drittländern und den zuständigen internationalen Organisationen (beispielsweise ECE 
und IMO) im Bereich der technischen und wissenschaftlichen Forschung sowie der 
Entwicklung und der Emissionsminderungen auf bilateraler oder multilateraler Basis 
zusammen. 


Artikel 11 
Ausschuß 

Der Kommission wird von dem durch Artikel 12 der Richtlinie 96/62/EG eingesetzten 
Ausschuß unterstützt. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß einen Entwurf der zu 
treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksichtigung der Dringlichkeit 
der betreffenden Frage festsetzen kann. Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit 
abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags für die Annahme der vom Rat 
auf Vorschlag der Kommission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei der 
Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen der Vertreter der Mitgliedstaaten 
gemäß dem vorgenannten Artikel gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 

Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnahmen, wenn sie mit der 
Stellungnahme des Ausschusses übereinstimmen. 

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der Stellungnahme des Ausschusses 
nicht überein oder liegt keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die Kommission dem 
Rat unverzüglich einen Vorschlag für die zu treffenden Maßnahmen. Der Rat 
beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 
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Hat der Rat nach Ablauf einer Frist, die in jedem vom Rat gemäß diesem Absatz zu 
erlassenden Rechtsakt festgelegt wird, keinesfalls aber drei Monate von der 
Befassung des Rates an überschreiten darf, keinen Beschluß gefaßt, so werden die 
vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommission erlassen. 


Artikel 12 
Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten legen Sanktionen fest, die bei einem Verstoß gegen die 
einzelstaatlichen Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie zu verhängen sind. 

Die Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 


Artikel 13 
Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen schrittweise die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, um Artikel 4 dieser Richtlinie bis spätestens 31. De- 
zember 2009 nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich 
hiervon in Kenntnis. 

Bei dem Erlaß dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in diesen 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die 
Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie im Geltungsbereich dieser 
Richtlinie erlassen. 


Artikel 14 
Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 


Artikel 15 
Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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ANHANG I 

Nationale Höchstgrenzen der Emissionen von SO 2 , NO,, VOC und NH.i 
(in Kilotonnen), die bis 2010 erreicht werden müssen 
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ANHANG II 
Umweltzwischenziele* 


Die nationalen Emissionshöchstgrenzen haben die generelle Einhaltung nach- 
stehender Umweltzwischenziele bis 2010 zum Ziel. 


Versauerung 

• Verminderung der Fläche, in der die kritischen Belastungen für den Säuregehalt 
überschritten werden, um mindestens 50 % (pro Gitterzelle^) im Vergleich zur 
Situation im Jahre 1990 

Gesundheitsbezogene Ozonexposition 

• Die Ozonbelastung, die das für die menschliche Gesundheit festgelegte Kriterium 
(AOTöO^ = 0) übersteigt, soll im Vergleich zur Situation im Jahre 1990 in allen 
Gitterzellen um zwei Drittel gesenkt werden. Außerdem darf die Ozonbelastung in 
keiner Gitterzelle den absoluten Grenzwert von 2.9 ppm.h überschreiten. 

V egetationsbezogene Ozonexposition 

• Die Ozonbelastüng, die den für Nutzpflanzen und natumahe Vegetation 
festgelegten kritischen Wert (AOTdO"* = 3ppm.Std.) überschreitet, ist in allen 
Gitterzellen im Vergleich zur Situation im Jahre 1990 um ein Drittel zu senken. 
Außerdem darf die Ozonbelastung in keiner Gitterzelle größer sein als 10 ppm.h, 
ausgedrückt als Überschreitungsrate des kritischen Wertes von 3 ppm.h. 


Verbesserungen hinsichtlich der Eutrophierung des Bodens; Augrund der nationalen 
Emissionshöchstgrenzen wird die Flaäche in der Gemeinschaft, in der die düngenden 
Stickstoffeinträge die kritischen Belastungen überschreiten, im Vergleich zur Situation im 
Jahre 1990 um rund 30% abnehmen. 

Eine Gitterzelle mißt 150 x 150km"; dies entspricht der Auflösung bei der Kartographierung 
der kritischen Belastungen in europäischem Maßstab und bei der Messung der Emissionen 
und Depositionen von Luftschadstoffen im Rahmen des kooperativen Programms für die 
Überwachung und Bewertung des großräumigen Transports von Luftschadstoffen in Europa 
(EMEP). 

Maß für die akkumulierte Überschreitung von Ozon über einen Schwellenwert von 60 ppb. 
Maß für die akkumulierte Überschreitung von Ozon über einen Schwellenwert von 40 ppb. 
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ANHANG III 


Verfahren für die Erstellung von Emissionskatastem und -Vorhersagen 

Die Mitgliedstaaten erstellen Emissionskataster und -Vorhersagen unter Anwendung 
der Verfahren, die im Rahmen der Konvention über die großräumige 
grenzüberschreitende Luftverunreinigung vereinbart wurden; sie werden ersucht, 
hierzu das gemeinsame Handbuch von EMEP/CORINAIR' anzuwenden. 


I 


Emissionskataster für Luftschadstoffe der EUA. 
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99/0068 (COD) 

Vorschlag für eine 

RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
über den Ozongehalt der Luft 
(Text von Bedeutung für den EWR) 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere 

Artikel 175 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission', 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses , 

<5 

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen , 

nach dem Verfahren des Artikels 251 EG-Vertrag'^, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

1. Auf der Grundlage der in Artikel 174 EG-Vertrag niedergelegten Grundsätze 
sieht das Fünfte Aktionsprogramm für den Umweltschutz, das vom Rat und den 
im Rat vereinigten Vertretern der Mitgliedstaaten in der Entschließung vom 
1. Februar 1993 über ein Programm der Europäischen Gemeinschaft für 
Umweltpolitik und Maßnahmen im Hinblick auf eine dauerhafte und 
umweltgerechte Entwicklung (fünftes Umweltaktionsprogramm^), das vom Rat 
angenommen wurde, insbesondere Änderungen der bestehenden Rechts- 
vorschriften über Luftschadstoffe vor. In diesem Programm wird die Festlegung 
langfristiger Luftqualitätsziele empfohlen. 

2. Gemäß Artikel 4 Absatz 5 der Richtlinie 96/62/EG des Rates vom 27. Septem- 
ber 1996 über die Beurteilung und die Kontrolle der Luftqualität^ erläßt der Rat 
die in Absatz 1 dieses Artikels vorgesehenen Rechtsvorschriften und die in den 
Absätzen 3 und 4 dieses Artikels vorgesehenen Bestimmungen. 

3. Die menschliche Gesundheit sollte gegen die Auswirkungen der Ozonexposition 
wirksam geschützt werden. Die negativen Auswirkungen des Ozons auf die 
Pflanzen, Ökosysteme und die Umwelt insgesamt sollten möglichst weitgehend 
vermindert werden. Wegen des grenzüberschreitenden Charakters des Ozon- 
problems sind Maßnahmen auf der Ebene der Gemeinschaft erforderlich. 



ABI. C 138 vom 17.5.1993, S. 1. 
ABI. L 296 vom 21 . 1 1 . 1996, S. 55. 
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4. Nach der Richtlinie 96/62/EG sind bei der quantitativen Festlegung von 
Schwellenwerten die Forschungsergebnisse der auf diesem Gebiet tätigen 
internationalen wissenschaftlichen Forschungsgremien zugrunde zu legen. Die 
Kommission sollte bei der Überprüfung der Grundlagen für die Festlegung von 
Schwellenwerten den neuesten wissenschaftlichen Forschungsergebnissen in den 
betreffenden Bereichen der Epidemiologie und Umweltforschung sowie den 
neuesten Fortschritten auf dem Gebiet der Meßtechnik Rechnung tragen. 

5. Nach der Richtlinie 96/62/EG sind Grenzwerte und/oder Zielwerte für Ozon 
festzulegen. Wegen des grenzüberschreitenden Charakters des Ozons sind 
Zielwerte für den Schutz der menschlichen Gesundheit und der Pflanzen 
festzulegen. Diese Zielwerte sollten Zwischenzielen entsprechen, die auf der 
Basis der Gemeinschaftsstrategie zur Verminderung der troposphärischen 
Ozonbelastung abgeleitet werden. 

6. In der Richtlinie 96/62/EG werden Maßnahmen für Gebiete und Ballungsräume 
gefordert, in denen die Ozonkonzentrationen die Zielwerte überschreiten, um zu 
gewährleisten, daß die Zielwerte zum festgesetzten Datum möglichst weitgehend 
eingehalten werden. Diese Maßnahmen sind weitgehend auf Minderungen 
ausgerichtet, die unter Einhaltung der einschlägigen Rechtsvorschriften der 
Gemeinschaft erreicht werden sollen. 

7. Wegen spezifischer örtlicher Umstände sind zur Einhaltung der Zielwerte in 
bestimmten Fällen zusätzliche lokale Maßnahmen notwendig. Lokale 
Maßnahmen sollten nicht gefordert werden, wenn Aufwand und Nutzen 
nachweislich in keinem vernünftigen Verhältnis zueinander stehen. 

8. Im Hinblick auf einen wirksamen Schutz der menschlichen Gesundheit und der 
Umwelt sind Langfristziele festzulegen. Diese Langfristziele sollten der 
Ozonstrategie und ihrem Ziel entsprechen, die Lücke zwischen den derzeitigen 
Ozonkonzentrationen und dem Langfristziel so weit wie möglich zu schließen. 

9. In Gebieten, in denen die Langffistziele überschritten werden, sollten Messungen 
der Schadstoffkonzentration verpflichtend sein. Die Anwendung zusätzlicher 
Verfahren zur Beurteilung sowie kombinierte Messungen von Stickstoffdioxid 
könnten eine Minderung der erforderlichen Zahl von Probenahmeorten 
ermöglichen. 

10. Im Hinblick auf den Schutz der Gesundheit der Bevölkerung ist eine 
Alarmschwelle für Ozon festzulegen. Eine Informationsschwelle sollte als 
Alarmschwelle zum Schutz empfindlicher Bevölkerungsgruppen festgelegt 
werden. Aktuelle Informationen über Ozonkonzentrationen in der Luft sollten der 
Bevölkerung jederzeit zur Verfügung stehen. 

11. Kurzfristige Aktionspläne sind dort aufzustellen, wo das Risiko von Über- 
schreitungen der Alarmschwellen signifikant vermindert werden kann. Die 
Möglichkeiten zur Minderung der Zahl, Dauer und des Ausmaßes von 
Überschreitungen sind zu untersuchen und zu bewerten. 

12. Wegen des grenzüberschreitenden Charakters der Ozonverschmutzung könnte bei 
der Ausarbeitung und Umsetzung von Aktionsplänen und bei der Information der 
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Öffentlichkeit eine Koordinierung zwischen benachbarten Mitgliedstaaten 
notwendig sein. 

13. Als Grundlage für die regelmäßige Berichterstattung sollten der Kommission 
Informationen über die gemessenen Konzentrationen übermittelt werden. 

14. Die Kommission sollte im Lichte der Ergebnisse der jüngsten wissenschaftlichen 
Forschung über die Wirkungen von Ozon auf die menschliche Gesundheit und 
die Umwelt die Vorschriften dieser Richtlinie überprüfen. Diese Überprüfung 
sollte im Rahmen einer integrierten Strategie zur Verbesserung der Luftqualität 
erfolgen, ausgerichtet auf eine Überprüfung und mögliche Anpassung der 
Luftqualitätsziele der Gemeinschaft, einschließlich der Ziele betreffend die 
Versauerung und die Eutrophierung. Diese Strategie sollte, um die 
Verwirklichung dieser Ziele zu gewährleisten, Maßnahmen zur Minderung der 
Emissionen jeglichen Ursprungs umfassen und dabei der technischen 
Durchführbarkeit und Kosteneffizienz Rechnung tragen. Für Ozon sollte diese 
Überprüfung möglichst auf die Einhaltung der Langfristziele in einem absehbaren 
Zeitraum gerichtet sein. 

15. Die Mitgliedstaaten sollten Sanktionen für Verstöße gegen diese Richtlinie 
festlegen und deren Durchsetzung gewährleisten. Diese Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 

16. Entsprechend dem in Artikel 5 EG-Veitrag niedergelegten Subsidiaritäts- und 
Verhältnismäßigkeitsprinzip können die Ziele dieser Maßnahme, einen 
wirksamen Schutz gegen die Wirkungen von Ozon auf die menschliche 
Gesundheit zu gewährleisten und die schädlichen Wirkungen von Ozon auf 
Pflanzen, Ökosysteme und die Umwelt insgesamt zu vermindern, wegen des 
grenzüberschreitenden Charakters des Ozonproblems auf der Ebene der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden; sie können daher besser auf 
Gemeinschaftsebene ereicht werden. Die vorliegende Richtlinie beschränkt sich 
auf das zur Erreichung dieser Ziele notwendige Mindestmaß und geht nicht über 
das dazu Erforderliche hinaus. 

17. Die Richtlinie 92/72/EWG des Rates vom 21. September 1992 über die Luft- 
verschmutzung durch Ozon^ ist daher aufzuheben - 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 
Ziele 


Diese Richtlinie hat folgende Ziele; 

(a) Festlegung von Langfristzielen, Zielwerten, einer Alarmschwelle und einer 
Informationsschwelle für Ozonkonzentrationen in der Luft in der Gemeinschaft, 
um schädliche Wirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt 
insgesamt zu vermeiden oder zu vermindern; 


7 


ABI. L 297 vom 13.10.1992, S. 1. 
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(b) Sicherstellung der Anwendung einheitlicher Methoden und Kriterien zur Beurtei- 
lung von Ozonkonzentrationen und geeigneten Ozonvorläufern (Stickstoffoxide 
und fluchtige organische Verbindungen) in den Mitgliedstaaten; 

(c) Sicherstellung der Erlangung ausreichender Informationen über die Ozonwerte 
und ihrer Zugänglichmachung für die Öffentlichkeit; 

(d) was Ozon anlangt, Aufrechterhaltung der Luftqualität dort, wo sie gut ist, und 
ihre Verbesserung dort, wo sie schlecht ist 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck: 

1. „Luft“: die Außenluft der Troposphäre mit Ausnahme der Luft am Arbeitsplatz; 

2. „Schadstoffe jeden vom Menschen direkt oder indirekt in die Luft emittierten 
Stoff, der schädliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und/oder die 
Umwelt insgesamt haben kann; 

3. „Wert“: Konzentration eines Schadstoffes in der Luft oder die Ablagerung eines 
Schadstoffes auf bestimmten Flächen in einem bestimmten Zeitraum; 

4. „Beurteilung“: alle Verfahren zur Messung, Berechnung, Vorhersage oder 
Schätzung der Schadstoffwerte in der Luft; 

5. „ortsfeste Messungen“: Messungen, die nach Artikel 6 Absatz 5 der Richt- 
linie 96/62/EG vorgenommen werden; 

6. „Gebiet“: einen von den Mitgliedstaaten abgegrenzten Teil ihres Hoheitsgebiets; 

7. „Ballungsraum“: ein Gebiet mit mehr als 250 000 Einwohnern oder, falls 230 000 
oder weniger Einwohner in dem Gebiet wohnen, einer Bevölkerungsdichte pro 
km^, die nach Auffassung des Mitgliedstaates die Beurteilung und Kontrolle der 
Luftqualität rechtfertigt; 

8. „Zielwert“: ein Wert, der mit dem Ziel festgelegt wird, schädliche Auswirkungen 
auf die menschliche Gesundheit und/oder die Umwelt insgesamt in größerem 
Maße langfristig zu vermeiden, und der soweit wie möglich in einem bestimmten 
Zeitraum erreicht werden muß; 

9. „Langfristziel“: eine Ozonkonzentration in der Luft, unterhalb deren direkte 
schädliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und/oder die Umwelt 
insgesamt nach den derzeitigen wissenschaftlichen Erkenntnissen unwahr- 
scheinlich sind, und die soweit wie möglich auf längere Frist erreicht werden soll, 
um die menschliche Gesundheit und die Umwelt wirksam zu schützen; 

10. „Alarmschwelle“: einen Wert, bei dessen Überschreitung bei kurzfristiger 
Exposition ein Risiko für die menschliche Gesundheit in der allgemeinen 
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Bevölkerung besteht und bei dem die Mitgliedstaaten umgehend Maßnahmen 
gemäß dieser Richtlinie ergreifen; 

1 1. ,dnformationsschwelle“: eine Alarmschwelle für empfindliche Bevölkerungs- 
gruppen; 

12. „flüchtige organische Verbindungen“ (VOC); alle organischen Verbindungen, die 
durch Reaktion mit Stickstoffoxiden in Anwesenheit von Sonnenlicht 
photochemische Oxidantien erzeugen können. 

Artikel 3 

Zielwerte 

(1) Die bis 2010 für die Ozonkonzentrationen in der Luft einzuhaltenden 
Zielwerte sind in Anhang I Teil II festgelegt. 

(2) Die Mitgliedstaaten erstellen eine Liste der Gebiete und Ballungsräume, in 
denen die Ozonwerte bei Beurteilung nach Artikel 9 die in Absatz 1 erwähnten 
Zielwerte überschreiten. 

(3) In den in Absatz 2 festgelegten Gebieten und Ballungsräumen ergreifen die 
Mitgliedstaaten Schritte, um zu gewährleisten, daß ein Plan oder Programm 
ausgearbeitet und umgesetzt wird, damit die möglichst weitgehende 
Einhaltung der Zielwerte ab dem in Anhang I Teil II angegebenen Zeitpunkt 
gewährleistet wird. 

Müssen gemäß Artikel 8 Absatz 3 der Richtlinie 96/62/EG auch für andere 
Schadstoffe Pläne oder Programme ausgearbeitet oder umgesetzt werden, so 
arbeiten die Mitgliedstaaten für alle betreffenden Schadstoffe integrierte Pläne 
und Programme aus und setzen sie um. Diese Pläne und Programme müssen 
zumindest alle in Anhang IV der Richtlinie 96/62/EG erwähnten Informa- 
tionen enthalten und der Öffentlichkeit sowie relevanten Organisationen wie 
Umweltschutzorganisationen, Verbraucher verbänden, Interessensvertretungen 
gefährdeter Personengruppen und anderen mit dem Gesundheitsschutz 
befaßten relevanten Stellen zugänglich gemacht werden 

Artikel 4 
Langfristziele 

(1) Die Langfristziele für die Ozonkonzentration in der Luft sind in Anhang I 
Teil III festgelegt. 

(2) Die Mitgliedstaaten erstellen eine Liste der Gebiete und Ballungsräume, in 
denen die Ozonwerte bei Beurteilung nach Artikel 9 die in Absatz 1 
festgelegten Langfristziele, nicht jedoch die in Anhang I Teil II festgelegten 
Zielwerte überschreiten. In solchen Gebieten und Ballungsräumen ergreifen 
die Mitgliedstaaten Maßnahmen, um so weit wie möglich die Langfristziele zu 
erreichen. 
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Artikel 5 . 

Anforderungen in Gebieten und Ballungsräumen, in denen die Ozonwerte die 

Langfristziele einhalten 

Die Mitgliedstaaten erstellen eine Liste der Gebiete und Ballungsräume, in denen die 
Ozonwerte die Langfristziele einhalten. Die Mitgliedsstaaten halten in diesen 
Gebieten und Ballungsräumen die Ozonwerte unter den Langfristzielen und bemühen 
sich, die bestmögliche Luftqualität im Einklang mit der Strategie einer dauerhaften 
und umweltgerechten Entwicklung zu erhalten. 


Artikel 6 

Verbreitung aktueller Informationen, Informationsschwelle und Alarmschwelle 

(1) Die Mitgliedstaaten unternehmen die geeigneten Schritte, damit aktuelle 
Informationen über die Ozonwerte in der Öffentlichkeit, sowie unter 
relevanten Organisationen wie Umweltschutzorganisationen, Verbraucher- 
verbänden, Interessensvertretungen gefährdeter Personengruppen und anderen 
mit dem Gesundheitsschutz befaßten relevanten Stellen verbreitet werden, 
zum Beispiel durch Rundfunk, Presse, Anzeigetafeln oder Computer- 
netzdienste. Hierzu gehören Informationen über die einschlägigen Ozon- 
vorläuferstoffe, soweit sie nicht von existierenden Regelungen in der 
Gemeinschaft gedeckt sind. 

Diese Informationen werden mindestens einmal täglich und, soweit dies 
praktisch möglich ist, auf stündlicher Basis aktualisiert. 

Im Rahmen dieser Informationen sind mindestens alle Überschreitungen der 
Konzentrationen bei den Langfristzielen, Zielwerten, der Informations- 
schwelle, Alarmschwelle, und, soweit angebracht, den Referenzwerten in 
Anhang II Teil III anzugeben, die sich über die entsprechenden 
Mitteilungszeiträume ergeben haben. Ferner ist für eine Kurzbewertung in 
. Bezug auf die Langfristziele, Informations- und Alarmschwellen sowie für 
angemessene Unterrichtung über gesundheitliche Auswirkungen zu sorgen. 

(2) Die Informationsschwelle und die Alarmschwelle für Ozonkonzentrationen in 
der Luft sind in Anhang II Teil I festgelegt. Die der Bevölkerung nach 
Artikel 10 der Richtlinie 96/62/EG bei Überschreitung einer dieser Schwellen 
bekanntzugebenden Einzelheiten sollten mindestens die in Anhang II Teil II 
festgelegten Elemente umfassen. Die Mitgliedstaaten sollten wenn möglich 
auch Maßnahmen ergreifen, um diese Informationen bekanntzugeben, wenn 
eine Überschreitung der Informations- oder Alarmschwellen vorhergesagt 
wird. 

(3) Gemäß den Absätzen 1 und 2 verbreitete Informationen müssen klar, 
verständlich und zugänglich sein. 
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Artikel 7 

Pläne für kurzfristige Maßnahmen 

Die Mitgliedstaaten erstellen gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Richtlinie 96/62/EG 
Aktionspläne über kurzfristig zu ergreifende Maßnahmen, wenn das Risiko einer 
Überschreitung der Alarmschwelle gegeben ist und wenn ein nennenswertes Potential 
zur Minderung dieses Risikos, der Dauer und des Ausmaßes einer Überschreitung 
wahrscheinlich existiert. 

Zu diesem Zweck untersuchen und bewerten die Mitgliedstaaten das Minderungs- 
potential dieser kurzfristigen Maßnahmen unter Berücksichtigung der Kriterien, die in 
den nach dem Verfahren in Artikel 12 verabschiedeten Leitlinien dargelegt sind. 

Die Mitgliedstaaten berücksichtigen diese Leitlinien bei der Ausarbeitung und 
Umsetzung der kurzfristigen Aktionspläne. 


Artikel 8 

Grenzüberschreitende Luftverschmutzung 

(1) Sind Ozonkonzentrationen, die die Zielwerte oder Langfristziele über- 
schreiten, weitgehend auf Emissionen von Vorläufern in anderen Mitglied- 
staaten zurückzuführen, so arbeiten die betreffenden Mitgliedstaaten, soweit 
angebracht, zusammen, um gemeinsame Pläne und Programme zur möglichst 
weitgehenden Einhaltung der Zielwerte oder Langfristziele zu gewährleisten. 
Die Kommission kann sich an diesen Bemühungen beteiligen. Bei der 
Erfüllung der ihr aus Artikel 11 erwachsenden Verpflichtungen erwägt die 
Kommission, ob weitere Maßnahmen auf der Ebene der Gemeinschaft 
getroffen werden sollten, um die Emissionen von für die grenzüberschreitende 
Ozon Verschmutzung verantwortlichen Vorläuferstoffen zu mindern. 

(2) Die Mitgliedstaaten arbeiten gegebenenfalls gemeinsame Pläne für kurz- 
fristige Maßnahmen nach Artikel 7 aus, die sich auf benachbarte Gebiete 
verschiedener Mitgliedstaaten erstrecken, und setzen sie um. Die Mitglied- 
staaten gewährleisten, daß die benachbarten Gebiete der Mitgliedstaaten, die 
Pläne für kurzfristige Maßnahmen entwickelt haben, alle zweckdienlichen 
Informationen erhalten. 

(3) Bei Überschreitung der Informationsschwelle oder der Alarmschwelle in 
Gebieten nahe den Landesgrenzen sollten Informationen den zuständigen 
Behörden des benachbarten Mitgliedstaates möglichst umgehend übermittelt 
werden, um die Bereitstellung von Informationen an die Öffentlichkeit in 
diesen Staaten zu erleichtern. 
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Artikel 9 

Beurteilung der Konzentrationen von Ozon und Ozon Vorläufern in der Luft 

(1) Messungen müssen vorgenommen werden in Gebieten, in denen die 
Langfristziele für Ozon während der vorangehenden fünfjährigen Meßperiode 
überschritten wurden. Sollten weniger als fünf Jahre an Daten verfügbar sein, 
können die Mitgliedstaaten zur Ermittlung von Überschreitungen die 
Ergebnisse kurzfristiger Meßkampagnen, die während der Jahreszeit und der 
Orte, die für die höchsten Schadstoffwerte typisch sein dürften, mit 
Informationen aus Emissionskatastem und Modellrechnungen kombinieren. 

(2) In Anhang IV sind Kriterien zur Bestimmung der Probenahmestellen für die 
Messung des Ozongehalts und der entsprechenden Vorläufer festgelegt. 

(3) In Anhang V Teil I ist die Mindestzahl ortsfester Probenahmestellen für die 
kontinuierliche Messung von Ozon in jedem Gebiet oder Ballungsraum 
festgelegt, in dem Messungen vorgenommen werden müssen, sofern 
Informationen zur Beurteilung der Luftqualität ausschließlich durch 
Messungen gewonnen werden. 

(4) In Gebieten und Ballungsräumen, in denen der Ozongehalt gemessen werden 
muß, ist ferner die Konzentration an Stickstoffdioxid an mindestens 50% der 
Ozonmeßstationen eines Gebiets oder eines Ballungsraumes gemäß Anhang V 
Teil I kontinuierlich zu messen. 

(5) Für Gebiete und Ballungsräume, in denen die Informationen aus ortsfesten 
Meßstationen durch solche aus anderen Quellen wie objektive Schätzverfahren 
und/oder Modellrechnungen, Stichprobenmessungen und orientierenden 
Messungen ergänzt werden, kann die Gesamtzahl der Probenahmeorte gemäß 
Anhang V Teil I um ein Drittel gekürzt werden. Die Zahl der verbleibenden 
Meßstationen muß jedoch eine Bewertung innerhalb der in Anhang VII 
festgelegten Genauigkeitsgrenzen ermöglichen, und in jedem Gebiet oder 
Ballungsraum ist mindestens eine Probenahmestelle zu belassen. In diesem 
Fall ist Stickstoffdioxid an allen verbleibenden Probenahmestellen mit 
Ausnahme von Stationen in ländlichen Hintergrundgebieten zu messen. 

(6) Die Messungen sind auch in Gebieten vorzunehmen, in denen die 
Konzentrationen unter den Langfristzielen liegen. In diesem Fall ist die Zahl 
der kontinuierlich arbeitenden Meßstationen gemäß Anhang V Teil II zu 
bestimmen. 

(7) Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, daß auf seinem Hoheitsgebiet mindestens eine 
Meßstation zur Erfassung der Konzentrationen der in Anhang VI erwähnten 
Ozonvorläuferstoffe errichtet und betrieben wird. Jeder Mitgliedstaat wählt die 
Zahl und die Standorte der Stationen aus, in denen Ozonvorläuferstoffe zu 
messen sind, wobei er den in diesem Anhang festgelegten Zielen, Methoden 
und Empfehlungen Rechnung trägt. 

Im Rahmen der gemäß Artikel 12 auszuarbeitenden Leitlinien sind auch 
Leitlinien für eine Strategie zur Messung der Ozonvorläuferstoffe festzulegen. 
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wobei auch vorhandenen Anforderungen des Gemeinschaftsrechts und des 
EMEP-Programms* Rechnung zu tragen ist. 

(8) Referenzmethoden zur Analyse des Ozons sind in Anhang VIII Teil I 
festgelegt. Anhang VIII Teil II enthält Referenztechniken für die Modellierung 
der Luftqualität und objektive Schätzverfahren. 

(9) Die zur Anpassung dieses Artikels und der Anhänge IV bis VIII an den 
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt erforderlichen Änderungen 
werden nach dem Verfahren in Artikel 12 der Richtlinie 96/62/EG erlassen. 

Artikel 10 

Übermittlung von Informationen und Berichten 

(1) Im Zusammenhang mit der Übermittlung von nach Artikel II der Richt- 
linie 96/62/EG erforderlichen Informationen an die Kommission übermitteln 
die Mitgliedstaaten der Kommission ferner; 

a) jährlich spätestens 9 Monate nach Ablauf des Kalenderjahrs die Listen 
der Gebiete und Ballungsräume gemäß Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4, 
Absatz 2 und Anikel 5 dieser Richtlinie; 

b) die Pläne und Programme gemäß Artikel 3 Absatz 3 dieser Richtlinie 
spätestens zwei Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem die Zielwerte für 
Ozon überschritten wurden; 

c) alle drei Jahre die Informationen über den bei der Urpsetzung der Pläne 
und Programme erzielten Fortschritt. 

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission außerdem: 

a) für jeden Monat von April bis September jeden Jahres bis spätestens 
Ende des nachfolgenden Monats, auf vorläufiger Basis die 
Informationen gemäß Anhang III dieser Richtlinie; 

b) für jedes Jahr bis spätestens I. Juli des nachfolgenden Kalenderjahres 
die validierten Informationen gemäß Anhang III; 

c) binnen neun Monaten nach Ablauf jeden Jahres die jährlichen 
Durchschnittskonzentrationen der in Anhang VI aufgeführten 
Ozonvorläuferstoffe für das betreffende Jahr; 

d) alle drei Jahre im Rahmen des sektoralen Berichts gemäß Artikel 4 der 
Richtlinie 91/692/EWG des Rates^ und spätestens 9 Monate nach 
Ablauf jedes Dreijahreszeitraumes: 


9 


Programm über die Zusammenarbeit bei der Messung und Bewertung der weiträumigen 
Übertragung von luftverunreinigenden Stoffen in Europa. 

ABI. L JIT^om 31.12.1991. S.'^4S. 
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i) Informationen mit einer zweckdienlichen Übersicht über die 
gemessenen oder bewerteten Ozonwerte in den Gebieten und 
Ballungsräumen, die in Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 2 
und Artikel 5 dieser Richtlinie erwähnt sind, 

ii) Informationen über gemäß Artikel 4 Absatz 2 dieser Richtlinie 
ergriffene oder vorgesehene Maßnahmen, 

iii) . Informationen über gemäß Artikel 7 dieser Richtlinie aufgestellte 

Pläne über kurzfristige Maßnahmen und ihre Konzeption. 

(3) Die Kommission: 

a) veröffentlicht jedes Jahr die gemäß Absatz 1 Buchstabe a) übermittelte 
Liste der Gebiete und Ballungsräume, und bis Ende Oktober Jeden 
Jahres einen Bericht über die Ozonsituation des vorangehenden 
Sommers und des vorigen Kalenderjahres; 

b) kontrolliert die Umsetzung der nach Absatz 1 Buchstabe b) 
übermittelten Pläne oder Programme, indem sie die erzielten 
Fortschritte und den hinsichtlich der Luftverschmutzung 
festzustellenden Trend überprüft; 

c) berücksichtigt die gemäß den Absätzen 1 und 2 übermittelten 
Informationen bei der Ausarbeitung der Dreijahresberichte über die 
Luftqualität gemäß Artikel 11 Nummer 2 der Richtlinie 96/62/EG; 

d) gewährleistet einen Austausch von Informationen und Erfahrungen 
gemäß Absatz 2 Buchstabe d) Ziffer iii) über die Konzeption und 
Umsetzung der Pläne über kurzfristige Maßnahmen. 

(4) Die Kommission greift, soweit erforderlich, bei der Erstellung der in Absatz 3 
Buchstabe a) und c) erwähnten Berichte auf die fachliche Kompetenz der 
Europäischen Umweltagentur zurück. 

(5) Der Zeitpunkt, bis zu dem die Mitgliedstaaten der Kommission mitteilen, 
welche Methoden zur Ausgangsbeurteilung der Luftqualität nach Artikel 1 1 
Nummer 1 Buchstabe d) der Richtlinie 96/62/EG verwendet wurden, beträgt 
18 Monate vom Tag des Inkrafttretens dieser Richtlinie. 

Artikel 11 

Überprüfung und Berichterstattung 

(1) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat bis spätestens 
[31. Dezember 2004] einen Bericht über die bei der Umsetzung dieser 
Richtlinie gemachten Erfahrungen vor, insbesondere über die Ergebnisse der 
neuesten wissenschaftlichen Forschungen über die Auswirkungen des Ozons 
auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt, sowie über technologische 
Entwicklungen einschließlich des Fortschritts bei den Methoden zur Messung 
oder anderweitigen Beurteilung der Konzentrationen. 
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(2) Dieser Bericht umfaßt eine Überprüfung der Vorschriften dieser Richtlinie 
unter Berücksichtigung der neuesten wissenschaftlichen Forschungsergebnisse 
insbesondere über die Auswirkungen des Ozons auf die menschliche 
Gesundheit und die Umwelt. 

(3) Der Bericht wird vorgelegt als integraler Bestandteil einer Strategie zur 
Verbesserung der Luftqualität, deren Zweck in der Überprüfung und dem 
Vorschlag von Luftqualitätszielen für die Gemeinschaft sowie der 
Entwicklung von Umsetzungsstrategien besteht, um die Verwirklichung dieser 
Ziele sicherzustellen. 

Diese Strategie berücksichtigt folgende Punkte: 

a) die Umsetzung der bestehenden Vorschriften hinsichtlich der Luftqualität, 
Versauerung und .Eutrophierung, einschließlich des Fortschritts bei der 
Einhaltung der Grenzwerte und der Zielwerte gemäß Artikel 4 der 
Richtlinie 96/62/EG. Dies umfaßt insbesondere die Informationen aus den 
Mitgliedstaaten hinsichtlich der gemäß den Artikeln 3 und 4 dieser 
Richtlinie ausgearbeiteten und umgesetzten Pläne und Programme, die 
Erfahrungen bei der Umsetzung der Pläne für kurzfristige Maßnahmen 
gemäß Artikel 7 und die Bedingungen, unter denen die Messungen der 
Luftqualität vorgenommen wurden; 

b) den grenzüberschreitenden Transport von Schadstoffen; 

c) die Notwendigkeit neuer oder überarbeiteter Ziele für Luftqualität, 
Versauerung und Eutrophierung; 

d) die derzeitige Luftqualität und Trends bis 2010 und darüber hinaus; 

e) einen breiten Rahmen für weitere Minderungen der Schadstoffemissionen 
aus allen relevanten Quellen unter Berücksichtigung der technischen 
Durchführbarkeit und Kosteneffizienz; 

f) die Zusammenhänge zwischen verschiedenen Schadstoffen und die 
Möglichkeiten für kombinierte Strategien zur Einhaltung von 
Luftqualitätzielen und damit zuscmmenhängenden Zielsetzungen in der 
Gemeinschaft; 

g) die erworbenen Erfahrungen in den Mitgliedstaaten bei der Umsetzung 
dieser Richtlinie insbesondere auch der in Anhang IV festgelegten Art und 
Weise, in der die Messungen durchgeführt wurden; 

h) die derzeitigen und künftigen Anforderungen hinsichtlich der Information 
der Öffentlichkeit und des Austausches von Informationen zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission; 

i) insbesondere bezogen auf Ozon, die Möglichkeiten, um innerhalb einer 
absehbaren Zeitspanne die Langfristziele auf der Grundlage der Leitlinien 
der WHO zu erreichen. 

(4) Dem Bericht werden gegebenenfalls Vorschläge zur Änderung dieser 
Richtlinie beigefügt. 
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Artikel 12 
Leitlinien 

(1) Die Kommission entwickelt Leitlinien zur Umsetzung der Vorschriften der 
vorliegenden Richtlinie. Sie stützt sich hierbei auf die fachliche Kompetenz in 
den Mitgliedstaaten, der Europäischen Umweltagentur und gegebenenfalls 
weiterer kompetenter Stellen. 

(2) Die Leitlinien sind nach dem Verfahren in Artikel 12 Absatz 2 .der 
Richtlinie 96/62/EG zu erlassen. Sie dürfen weder unmittelbar noch mittelbar 
eine Änderung der Zielwerte, Langfristziele, der Alarmschwelle oder der 
Informationsschwelle bewirken. 


Artikel 13 
Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die bei einem Verstoß gegen die 
einzelstaatlichen Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie zu verhängen sind. Die 
Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 


Artikel 14 
Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen vor dem 1. Januar [2001] die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen 
und wenden diese Vorschriften ab 1. Januar [2001] an. Sie setzen die 
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 

Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften erlassen, nehmen sie in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die 
Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie im Geltungsbereich dieser 
Richtlinie erlassen. 


Artikel 15 
Aufhebung 

Die Richtlinie 92112/EG wird hiermit ab [Datum in Artikel 14] aufgehoben. 
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Artikel 16 
Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 


Artikel 17 
Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Europäischen Parlament 
Der Präsident 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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ANHANG I 


Begriffsbestimmungen, Zielwerte und Langfristziele für Ozon 


I. Begriffsbestimmungen 

Alle Werte werden in /rg/irf angegeben. Das Volumen ist normiert auf eine 
Temperatur von 293 K und einen Druck, von 101.3 kPa. Zeitangaben erfolgen, in 
mitteleuropäischer Zeit. 

AOT40 bedeutet die Summe der Differenz zwischen stündlichen Konzentrationen 
über 80 /tg/m^ (= 40 ppb) und 80 /tg/m^ während einer gegebenen Zeitspanne unter 
ausschließlicher Verwendung der stündlichen Werte zwischen 8 Uhr morgens und 
20 Uhr abends mitteleuropäischer Zeit an jedem Tag. 

Die jährlichen Überschreitungshäufigkeiten, die zur Prüfung der Einhaltung der 
nachstehenden Zielwerte und Langfristziele verwendet werden, sind nur dann als 
gültig zu betrachten, wenn Sie den Kriterien in Teil II von Anhang III genügen. 


11, Zielwerte für Ozon 



Parameter 

Zielwert 

Jahr, in dem der 
Zielwert soweit wie 
möglich eingehalten 
werden muß' 

1. Zielwert für den 
Schutz der 
menschlichen 
Gesundheit 

Höchster 8-Stunden- 
Mittelwert während eines 
Tages, berechnet aus 
stündlich gleitenden 8-Std.- 
Mittelwerten 

120 pg/m^, darf nicht 
häufiger überschritten werden 
als an 20 Tagen pro 
Kalenderjahr, gemittelt über 3 
Jahre^ 

2010 

2. Ziel wert für den 
Schutz der Pflanzen 

AOT40, berechnet aus 

1-Std. -Werten von Mai 
bis Juli 

17 000pg/m^h 
gemittelt Uber 5 Jahre^ 

2010 


‘ Die Einhaltung der Zielwerte wird ab diesem Datum beurteilt, das heißt 2010 wird das erste 
Jahr sein, dessen Daten zur Beurteilung der Einhaltung während der folgenden 3 oder 5 
Jahre herangezogen werden. 

^ Falls die Durchschnittswerte über 3 oder 5 Jahre nicht auf der Grundlage einer vollständigen 
und kontinuierlichen Serie gültiger Jahresdaten berechnet werden können, ist folgende 
Mindestanzahl von Daten zur Prüfung der Einhaltung der Zielwerte erforderlich; 

• für den Zielwert „Schutz der menschlichen Gesundheit“: gültige Daten für ein Jahr; 

• für den Ziel wert „Schutz der Pflanzen“: gültige Daten für 3 Jahre. 
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III. Langfristziele für Ozon 


1. Langfristziel für den Schutz 
der menschlichen Gesundheit 


der Pflanzen 


Parameter 

Nicht zu überschreitendes 
Langfristziel 

Höchster 8-Std.-Mittelwert 
während eines Kalenderjahres, 
berechnet aus stündlich gleitenden 
8-Std. -Mittelwerten 

120 /ig/m^ 

AOT40, berechnet aus 1-Std.- 
Werten von Mai bis Juli 

6 000 /tg/m^h 
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ANHANG II 

Informations- und Alarmschwelle, zusätzliche Referenzwerte zur Information 

der Öffentlichkeit 


I. Informations- und Alarmschwelle für Ozon 



Parameter 

Schwelle 

Informationsschwelle 

Stündlicher Mittelwert 

180 ng/n^ 

Alarmschwelle 

Stündlicher Mittelwert 

240 ^g/m’ 


II. Mindestinformationen für die Öffentlichkeit bei tatsächlichen oder 

vorhergesagten Überschreitungen der Informations- oder Alarmschwelle 

Der Öffentlichkeit sind mindestens folgende Einzelheiten möglichst rasch und in 
einem ausreichend großen Maßstab mitzuteilen: 

(1) Information über (eine) festgestellte Übersehreitung(en): 

- Ort oder Gebiet mit einer Überschreitung; 

- Art des überschrittenen Schwellenwertes (Informations- oder Alarm- 
schwelle); 

- Zeitpunkt und Dauer des Überschreitens; 

- Höchste Konzentration gemittelt über eine Stunde und über acht Stunden. 

(2) Vorhersage für den kommenden Nachmittag/Tag (die kommenden 
Nachmittage/Tage); 

- Dauer und geographisches Gebiet der erwarteten Überschreitens der 
Informations- und/oder Alarmschwelle; 

- vorhergesagte stündliche Höchstkonzentration oder Konzentrations- 
bereich; 

- erwartete Änderung der Ozonbelastung (Verbesserung, Stabilisierung, 
Verschlechterung); 

- Grund für die eingetretene und/oder erwartete Änderung. 

(3) Informationen über die Ärt der betroffenen Bevölkerung, mögliche 
Auswirkungen auf die Gesundheit und empfohlenes Verhalten: 

- Informationen über gefährdete Bevölkerungsgruppen; 

- mögliche Symptome; 

- der betroffenen Bevölkerung empfohlene Vorsichtsmaßnahmen; 

- Bezugsquellen für weitere Informationen. 
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(4) Informationen über vorbeugende Maßnahmen zur Minderung der 
Luftverschmutzung: 

Angabe der wichtigsten Verursachergruppen; Empfehlungen für Maßnahmen 
zur Minderung der Emissionen. 


III. Referenzwerte für Schäden an Materialien, Wäldern und sichtbare 
Schäden an Nutzpflanzen 


Zielgröße 

Bezugsniveau 

Mittlungs-/ Akku- 
mulations- 
zeitraum 

Typ der Meßstation 

Empfohlene 
Häufigkeit der 
Veröffentlichung 

Sichtbare 
Schäden an 
Nutzpflanzen 

AOT40 = 400 /ig/m^h 
und AOT40 = 

1 000 gg/m= .h 

Täglich gleitender 
Zeitraum von 

5 aufeinander- 
folgenden Tagen; 
Höchstwert 

Für den Pflanzenschutz 
ausgelegte Station 

Monatlich. 

jährlich 

Schäden an 
Materialien 

40 /ig/m’ 

Jahresmittelwert 

Jede Art 

Jährlich 

Waldschäden 

AOT40=20 000 pg/m^h 

_J 

April-September 

Für den Pflanzenschutz 
ausgelegte Station 

Jährlich 
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ANHANG III 

Von den Mitgliedstaaten der Kommission einzureichende Informationen, 
Kriterien für die Aggregation der Daten und die Berechnung statistischer 

Parameter 


I. Der Kommission zu übermittelnde Informationen: 


Die von den Mitgliedstaaten der Kommission zu übermittelnde Daten, ihr Typ und 
ihre Menge sind in der nachstehenden Tabelle zusammengefaßt; 


Zielgröße 

Art der 
Meßstation 

Referenz- 

niveau 

Mittlungs-/ 

Akkumula- 

tionszeitraum 

Monatliche Berichte 
für den Zeitraum April- 
September 

Jahresbericht 

Informations 

schwelle 

Alle Typen 

180 pg/m^ 

Ih 

- Für Jeden Tag mit 
Überschreitungen; 
Datum, Dauer der 
Überschreitung(en) in 
Stunden, stündliches 
Ozonmaximum und 
entsprechender NO 2 . 
Wert, 

- stündlicher Monats- 
höchstwert von Ozon 

- Für jeden Tag mit 
Überschreitungen: 
Datum, Dauer der 
Überschreitung(en) in 
Stunden, stündliches 
Ozonmaximum und 
entsprechender NO 2 - 
Wert, 

Alarm- 

schwelle 

Alle Typen 

240 fig/rni^ 

Ih 

- Für jeden Tag mit 
Überschreitungen: 
Datum, Dauer der 
Überschreitung(en) in 
Stunden, stündliches 
Ozonmaximum und 
entsprechender NO 2 . 
Wert, 

- Für jeden Tag mit 
Überschreitungen: 
Datum, Dauer der 
Überschreitung(en) in 
Stunden, stündliches 
Ozonmaximum und 
entsprechender NO 2 - 
Wert, 

Gesundheits 

schütz 

Alle Typen 


8Std. 

Für jeden Tag mit 
Überschreitungen : 

Datum und 8 Stunden 
Maximalwert 

Für jeden Tag mit 
Überschreitungen: 
Datum und 8 Stunden 
Maximalwert 

Pflanzen- 

schutz 

Vorstadtge- 
biet, ländli- 
ches Gebiet, 
ländliches 
Hintergrund- 
gebiet 

AOT40* = 

6 000 Hg/ 

m^h 

Ih, 

akkumuliert 
von Mai bis 
Juli 

Einmal im September 

Wert 

Kurzfrstiger 

Pflanzen- 

schutz 

Vorstadtge- 
biet, ländli- 
ches Gebiet, 
ländliches 
Hintergrund- 
gebiet 

AOT40* = 
400 und 

1 000 Hg/ 

m^h 

1 Std., 
akkumuliert 
über 5 Tage 


Maximal-, 98 und 
50-Percentil aus 
tageweise gleitenden 
AOT40-Werten; 

Schutz der 
Wälder 

Vorstadtge- 
biet, ländli- 
ches Gebiet, 
ländliches 
Hintergrund- 
gebiet 

AOT40+ = 
20 000 Hg/ 
m^.h 

1 Std., 

akkumuliert 

über den 

Zeitraum 

April- 

September 


Wert 

Werkstoffe 

Alle Typen 

40 Hg/m^ 

Jahr 


Wert 


* Summe der Differenz zwischen den stündlichen Konzentrationen von mehr als 80 fJ-g/rn^ und 
80 /ig/m’ unter Verwendung der Meßwerte zwischen 8.00 und 20.00 Uhr mitteleuropäische 
Zeit für jeden Tag. 
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Im Rahmen der jährlichen Berichterstattung ist folgendes mitzuteilen; 

~ für Ozon und die Summe von Ozon und Stickstoffdioxid (in ng/m^): Maximalwert, 
99,9, 98 und 50 Percentil, Median und Anzahl gültiger Stundenwerte; 

- Höchstwert, 98 und 50 Percentil und Median der Serien der täglichen 8-Stunden- 
Höchstwerte; 

- Jahresmittelwert für Stickstoffdioxid und Stickstoffoxid' (NOx). 

Die Informationen gemäß Anhang II der Entscheidung 97/101/EG des Rates', die neu 
errichtete Stationen betreffen, sind zusammen -mit der ersten Datenlieferung zu 
übermitteln, falls dies nicht schon im Rahmen der genannten Ratsentscheidung 
übermittelt worden ist. 

Die für die monatliche Berichterstattung übermittelten Daten werden als vorläufig 
betrachtet und sind gegebenenfalls im Rahmen nachfolgender Übermittlungen zu 
aktualisieren. 

II. Kriterien für die Zusammenstellung der Daten und Berechnung statisti- 
scher Parameter 

Percentile sind nach den in der Entscheidung 97/101/EG des Rates festgelegten 
Methoden zu berechnen. 


Zur Prüfung der Gültigkeit bei der Aggregierung der Daten und der Berechnung der 
statistischen Parameter sind folgende Kriterien anzuwenden: 


Parameter 

Erforderlicher Prozentsatz gültiger Daten 

l-Std.-Werte 

75% (d.h. 45 Minuten) 

8-Std.-Werte 

75% der l-Std.-Werte (d.h. 6 Stunden) 

AOT40 

90% der 1-Std.- Werte während des zur Berechnung des 
AOT40- Wertes festgelegten Zeitraumes 

Jahresmittelwert 

75% der 1-Std. -Werte jeweils getrennt während des 
Sommers (April-September) und Winters (Januar-März, 
Oktober-Dezember) 

Anzahl Überschreitungen 
und Höchstwerte je Monat 

90% der maximalen 8-Std.-Mittelwerte pro Tag 
(23 verfügbare Tageswerte je Monat) 

90% der 1-Std. -Werte zwischen 8.00 und 20.00 Uhr 
mitteleuropäische Zeit 

Anzahl Überschreitungen 
und Höchstwerte pro Jahr 

5 von 6 Monaten während des Sommers (April bis 
September) 


Summe des in ppm addierten Stickstoffmonoxids und Stickstoffdioxids, ausgedrückt als 
Stickstpffdioxid in pg/rrP. 

ABI. L 35/14 vom 5.2.1997. 


2 
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ANHANG IV 

Kriterien zur Einstufung von Probenahmestellen für die Beurteilung der 
Ozonkonzentrationen und zur Bestimmung ihrer Standorte 

Für ortsfeste Meßstationen gelten folgende Kriterien: 


I. Großräumige Standortsbestimmung: 


ART DER 
STATION 

ZIELSETZUNG DER 
MESSUNGEN 

REPRÄSEN- 

TATIVITÄT 

KRITERIEN FÜR DIE GROSSRÄUMIGE - 
STANDORTSBESTIMMUNG 

STÄDTISCH 

Schutz der menschlichen 
Gesundheit: Beurteilung 
der Exposition der Stadt- 
bevölkerung gegenüber 
Ozon, d.h. bei relativ goßer' 
Bevölkerungsdichte und 
hoher Ozonkonzentratiön 

Wenige km^ 

Außerhalb des Einflußbereichs örtlicher Emissionen wie 
Verkehr, Tankstellen usw. 

Belüftete Standorte, an denen gut durchmischte Werte 
gemessen werden; 

Standorte wie Wohn- und Geschäftsviertel in Städten, 
Parks (nicht in unmittelbarer Nähe von Bäumen), große 
Straßen oder Plätze mit wenig oder keinem Verkehr; für 
Bildung, Sport oder Freizeitbeschäftigungen 
charakteristische offene Flächen 

SUBURBAN 

Schutz der menschlichen 
Gesundheit und der 
Pflanzen; Beurteilung der 
Exposition der Bevölkerung 
und Pflanzen in 
Vorstadtgebieten von 
Ballungsräumen, wo 
tendenziell die höchsten 
Ozonwerte auftreten 

I 

Größenordnung 
einige 10 km^ 

In einem bestimmten Abstand von den Gebieten mit 
starker Emission; in Lee der (den) 
Hauptwindrichtung(en) bei für die Ozonbildung 
günstigen Bedingungen 

Wo sich die Wohnbevölkerung, empfindliche 
Nutzpflanzen oder natürlicher Ökosysteme in der 
Randzone eines Ballungsraumes befinden und hohen 
Ozonkonzentrationen ausgesetzt sind; 

Gegebenenfalls auch einige Stationen in 

Vorstadtgebieten auch auf der, der Hauptwindrichtung 
zugewandten Seite, um das regionale Hintergrundniveau 
der Ozonkonzentrationen zu ermitteln. 

LÄNDLICH 

Schutz der menschlichen 
Gesundheit und der 
Pflanzen: Beurteilung der 
Exposition der Bevölke- 
rung, Nutzpflanzen und 
natürlichen Ökosysteme 
gegenüber Ozonkonzentra- 
tionen von subregionaler 
Ausdehnung 

Subregionale 

Ebene 

(einige 

100 km-) 

Die Stationen können sich in kleinen Siedlungen 
und/oder Gebieten mit natürlichen Ökosystemen, 
Wäldern oder Nutzpflanzkulturen befinden. 

Repräsentativ für özon, also außerhalb des 
Einflußbereichs örtlicher Emittenten wie' 
Industrieanlagen und Straßen; in offenem Gelände, 
jedoch nicht auf Berggipfeln. 

LÄNDLICH 

ER 

HINTERGR 

UND 

Schutz der Pflanzen und 
der menschlichen 
Gesundheit: Beurteilung 
der Exposition von 
Nutzplanzen und 
natürlichen Ökosystemen 
gegenüber Ozonkonzen- 
trationen von regionaler 
Ausdehnung sowie die 
Exposition der Bevölkerung 

Regional eZ- 
nationale/- 
kontinentale 
Ebene 

(1 000 bis 

10 000 km^) 

Station in Gebieten mit niedrigerer Bevölkerungsdichte, 
z.B. mit natürlichen Ökosystemen, Wäldern, weit 
entfernt von Stadt- und Industriegebieten und entfernt 
von örtlichen Emissionsquellen. 

Zu vermeiden sind Standorte mit örtlich verstärkter . 
Bildung bodennaher Temperaturinversionen, sowie 

Gipfel höherer Berge. 

Küstengebiete mit ausgeprägten täglichen Windzyklen 
örtlichen Charakters werden nicht empfohlen. 
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Für ländliche Stationen und ländlichen Hintergrundstationen ist gegebenenfalls eine 
Koordinierung mit den Überwachungsanforderungen aufgrund der Verordnung (EG) 
Nr. 1091/94 über den Schutz des Waldes in der Gemeinschaft gegen Luft- 
verschmutzung' in Erwägung zu ziehen. 

II. Kleinräumige Standortbestimmung 

Die folgende Leitlinien sollten berücksichtigt werden, soweit dies praktisch möglich 
ist: 

(1) Der Luftstrom um den Meßeinlaß (in einem Umkreis von mindestens 270°) 
darf nicht beinträchtigt werden, und es dürfen keine Hindernisse vorhanden sein, die 
den Luftstrom in der Nähe des Meßeinlasses beeinflussen, d. .h. Gebäude, Baikone, 
Bäume und andere Hindernisse müssen um mindestens die doppelte Höhe, um die sie 
die Probenahmeeinrichtung überragen, entfernt sein. 

(2) Im allgemeinen sollte der Meßeinlaß in einer Höhe zwischen 1,5 (Atemhöhe) 
und 4 m über dem Boden befinden. Höhere Standorte sind für Stationen in Städten 
unter besonderen Umständen und in bewaldeten Gebieten möglich. 

(3) Die Probenahme sollte sich in beträchtlicher Entfernung von Emissionsquellen 
wie Öfen oder Schornsteine von Verbrennungsanlagen und in mehr als 10m 
Entfernung von der nächstgelegenen Straße befinden, wobei der einzuhaltende 
Abstand mit der Verkehrsdichte zunimmt. 

(4) Der Abluftleitung der Meßstation sollte so angebracht sein, daß ein 
Wiedereintritt der Abluft in den Meßeinlaß vermieden wird. 

Nachstehenden Faktoren ist unter Umständen ebenfalls Rechnung zu tragen: 

(1) Störquellen; 

(2) Sicherheit; 

(3) Zugänglichkeit; 

(4) vorhandene elektrische Versorgung und Telekommunikationsleitungen; 

(5) Sichtbarkeit der Meßstation in der Umgebung; 

(6) Sicherheit der Öffentlichkeit und des Betriebspersonals; 

(7) mögliche Zusammenlegung der Meßstationen für verschiedene Schadstoffe; 

(8) bauplanerische Anforderungen. 


1 


ABl.L 125 vom 18.5.1994, S. 1. 
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III. Dokumentation und Überprüfung der Standortbestimmung 

Die Verfahren für die Standortwahl sind in der Einstufungsphase vollständig zu 
dokumentieren, z. B. mit Fotographien der Umgebung in den Haupthimmels- 
richtungen und einer detaillierten Karte. Die Standorte sollten regelmäßig überprüft 
und wiederholt dokumentiert werden, damit sichergestellt ist, daß die Kriterien für die 
Standortwahl weiterhin erfüllt sind. 

Hierzu ist eine ausreichende Voruntersuchung und Interpretation der Meßdaten unter 
Beachtung der meteorologischen und photochemischen Prozesse, die die an den 
einzelnen Standorten gemessenen Ozonkonzentrationen beeinflussen, notwendig. 
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ANHANG V 


Kriterien zur Bestimmung der Mindestzahl von Probenahmestellen für die 
ortsfesten Messungen der Konzentrationen von Ozon und relevanten 

Ozonvorläuferstoffen 


I. Mindestzahl der Probenahmestellen für kontinuierliche ortsfeste 
Messungen zur Beurteilung der Einhaltung der Zielwerte, Langfristziele 
und Informations- und Alarmschwellen, soweit die kontinuierliche 
Messung die einzige Informationsquelle darstellen 



Ballungsräume 

Sonstige Gebiete 

Bevölkerung (xlOOO) 

Städtische 

Gebiete 

Suburbane 

Gebiete 

Suburbane 

Gebiete 

Ländliche 

Gebiete 

Ländliche 

Hintergrundgebiete 

<250 




1 

1 Station/50 000* km^ 
als mittlere Dichte über 
alle Gebiete pro Land 

<500 


1 

1 

1 

< 1 000 


2 

1 

2 


< 1 500 

1 

2 

1 

3 


<2 000 

1 

3 

1 

4 


<2 750 

2 

3 

1 

5 


< 3 750 

2 

4 

1 

7 


> 3 750 

2 

1 zusätzliche 
Station je 

2 Mio. Ein- 
wohner 

1 

1 zusätzliche 
Station je 

0,5 Mio. Ein- 
wohner 



* 1 Station je 25 000 km^ in komplexem Terrain in Regionen südlich von 55° nördlicher Breite 


11. Mindestzahl der Probenahmestellen für ortsfeste Messungen in Gebieten 
und Ballungsräumen, in denen die Langfristziele eingehalten werden 

Die Zahl der Probenahmestellen muß zusammen mit den zusätzlichen 
Beurteilungsmethoden wie Luftqualitätsmodellierung und gleichzeitig durchgeführte 
Stickstoffdioxidmessung zur Prüfung des Trends der Ozonbelastung und der 
Einhaltung der Langfristziele geeignet sein.. Die Zahl der in suburbanen Bereichen 
von Ballungsräumen und in ländlichen Gebieten in der Umgebung von 
Ballungsräumen errichteten Stationen kann auf ein Drittel der in Teil I angegebenen 
Zahl vermindert werden. Hat dies zur Folge, daß in einem Gebiet keine Station mehr 
vorhanden ist, so ist durch Koordinierung mit den Stationen der benachbarten Gebiete 
sicherzustellen, daß die Einhaltung der Langfristziele hinsichtlich der 
Ozonkonzentrationen ausreichend beurteilt werden kann. Die Zahl der Stationen in 
ländlichen Hintergrundgebieten sollte 1/100 000 km^ betragen. 
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ANHANG VI 


Messung von OzonvorläuferstofTen 

Ziele 

Die Hauptzielsetzung dieser Messungen besteht in der Ermittlung etwaiger Trends der 
Ozonvorläuferstoffe, der Prüfung der Wirksamkeit der Emissionsminderungs- 
strategien, der Prüfung der Konsistenz von Emissionskatastem und um Emissions- 
quellen besser den Schadstoffkonzentrationen zuordnen zu können. 

Ein weiteres Ziel besteht im verbesserten Verständnis der Mechanismen der 
Ozonbildung und der Ausbreitung der Ozonvorläuferstoffe sowie in der Anwendung 
photochemischer Modelle. 

Stoffe 


Die Messung von Ozonvorläüferstoffen muß mindestens Stickstoffoxide, 
Kohlenmonoxid und flüchtige organische Verbindungen (VOC) umfassen. Eine Liste 
der zur Messung empfohlenen flüchtigen organischen Verbindungen ist nachstehend 
wiedergegeben. 


Methan 

1 -Buten 

Isopren 

Ethylbenzol 

Ethan 

trans-2-Buten 

n-Hexan 

m+p-Xylol 

Ethylen 

cis-2-Buten 

i-Hexen 

o-Xylol 

Acetylen 

1,3-Butadien 

n-Heptan 

1,2,4-Trimethylbenzol 

Propan 

n-Pentan 

n-Octan 

1,2,3-Trimethylbenzol 

Propen 

i-Pentan 

i-Octan 

1,3,5-Trimethylbenzol 

n-Butan 

1-Penten 

Benzol 

Formaldehyd 

i-Butan 

2-Penten 

Toluol 

Gesamtkohlenwasserstoffe 
ohne Methan 


Referenzmethoden 


Die in der Richtlinie 85/203/EWG oder späteren einschlägigen Rechtsvorschriften der 
Gemeinschaft angegebene Referenzmethode gilt für Stickstoffoxide. 

Die in künftigen Rechtsvorschriften gemäß der Richtlinie 96/62/EG angegebene 
Methode ist nach deren Inkrafttreten für Kohlenstoffmonoxid anzuwenden. 
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Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission die Methoden mit, die er zur Probenahme 
und Messung von VOC anwendet. Die Kommission vergleicht die ihr mitgeteilten 
Methoden möglichst rasch und prüft die Möglichkeit . der Festlegung von 
Referenzmethoden für die Probenahme und Messung von Ozonvorläufem, um die 
Vergleichbarkeit und Genauigkeit der Messungen im Rahmen der gemäß Artikel 1 1 
vorgesehenen_ Überarbeitung dieser Richtlinie zu verbessern. 

Standortkriterien 


Messungen sind insbesondere in städtischen und suburbanen Gebieten in allen gemäß 
der Richtlinie 96/62/EG errichteten Meßstationen durchzuführen, die für die oben 
erwähnten Überwachungsziele als geeignet betrachtet werden. 
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ANHANG VII 


Datenqualitätsziele und Zusammenstellung der Ergebnisse der 
Luftqualitätsbeurteilung 


I. Datenqualitätsziele 

Die nachstehenden Datenqualitätsziele werden vorgeschlagen, um die erforderliche 
Genauigkeit der Beurteilungsmethoden zu gewährleisten: 



Für Ozon, NO und NO2 

Kontinuierliche Messung 


Genauigkeit der einzelnen 
Messungen 

15% 

Mindestdatenerfassung 

Sommer: 90% 


Winter: 75% 

Orientierende Messung 


Genauigkeit der einzelnen 
Messungen 

30% 

Mindestdatenerfassung 

90% 

Mindestzeitdauer 

> 10% im Sommer 

Modellrechnung 


Genauigkeit: 


1 -Std. -Mittelwerte (Tag) 

50% 

8-Std.-Tageshöchstwerte 

50% 

Objektive Schätzverfahren 


Genauigkeit 

75% 


Die Meßgenauigkeit ist in “Guide to the Expression of Uncertainty of Measurements“ 
(ISO 1993), oder in ISO 5725-1 “Accuracy (trueness and precision) of measurement 
methods and results” (1994) beschrieben. Die Prozentangaben in der Tabelle gelten 
für einzelne Messungen, gemittelt über den zur Berechnung der Zielwerte und 
Langfristziele erforderlichen Zeitraum, bei einen Vertrauensbereich von 95% 
angegeben. Die Genauigkeit der kontinuierlichen Messungen sollte so interpretiert 
werden, daß sie in der Nähe des jeweiligen Schwellenwertes gilt. 
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Die Genauigkeit von Modellrechnungen und der objektiven Schätzverfahren ist 
definiert als die größte Abweichung zwischen den gemessenen und den berechneten 
Konzentrationswerten während der für die Berechnung des jeweiligen Schwellen- 
wertes festgelegten Zeitspanne, ohne daß die zeitliche Abfolge der Ereignisse 
berücksichtigt wird. 

Die Mindestzeitdauer wird definiert als der Prozentsatz, der zur Bestimmung des 
Schwellenwertes in Betracht gezogenen Zeit, während der der Schadstoff gemessen 
wird. Die Mindestdatenerfassung wird definiert als die Meßzeit in %, während der die 
Instrumente gültige Daten liefern. Die Anforderungen für die Mindestdatenerfassüng 
und Mindestzeitdauer erstrecken sich nicht auf Verluste von Daten infolge 
regelmäßiger Kalibrierung oder üblicher Wartung der Instrumente. 

II. Ergebnisse der Luftqualitätsbeurteilung 

Die folgenden Informationen sollten für Gebiete oder Ballungsräume zusammen- 
gestellt werden, in denen an Stelle von Messungen andere Datenquellen als 
ergänzende Informationen Meßdaten genutzt werden: 

• Beschreibung der durchgeführten Beurteilungstätigkeiten 

• Eingesetzte spezifische Methoden, mit Verweisen auf ihre Beschreibung 

• Daten- und Informationsquellen; 

• Beschreibung der Ergebnisse, einschließlich der Genauigkeit, und insbesondere die 
Ausdehnung eines jeden Teilgebiets innerhalb des Gebiets oder des Ballungs- 
raumes, in dem die Konzentrationen die Langfristziele • oder Zielwerte 
überschreiten; 

• bei Langfristzielen oder Zielwerten zum Schutz der menschlichen Gesundheit, die 
Anzahl der Bevölkerung, die den die Schwellenw'erte übersteigenden Konzentra- 
tionen ausgesetzt ist. 

Soweit wie möglich sollten die Mitgliedstaaten kartographische Darstellungen der 
Konzentrationsverteilung innerhalb der einzelnen Gebiete und Ballungsräume 
erstellen. 

III. Normierung 

Für Ozon ist das Volumen nach folgenden Temperatur- und Druckbedingungen zu 
normieren: 293 K, 101.3 kPa. Für Stickstoffoxide gelten die Normierungsvorschriften 
in der Richtlinie 85/203/EWG oder die in ihrer Änderung erlassenen 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft. 
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ANHANG VIII 

Referenzmethode zur Analyse des Ozons und zur Kalibrierung der 
Ozonmeßinstrumente 


I. Referenzmethode zur Analyse des Ozons und zur Kalibrierung der 
Ozonmeßgeräte: 

- Analysemethode: UV -Photometrie (ISO FDIS 13964) 

- Kalibrierungsmethode: Referenz: UV-Photometer (ISO FDIS 13964, VDI 2468, 
Bl. 6) 

Diese Methode wird zur Zeit vom CEN' standardisiert. Nach Veröffentlichung der 
einschlägigen Norm durch CEN stellen die darin festgelegte Methode und Verfahren 
die Referenz- und Kalibriermethode für diese Richtlinie dar. 

Die Mitgliedstaaten können jede andere Methode zur Analyse des Ozons anwenden, 
wenn sie nachweisen, daß damit gleichwertige Ergebnisse wie mit dem obigen 
Verfahren erzielt werden. 


II. Referenzverfahren für Ozon-Modellrechnungen 

Für Modellrechungen auf diesem Gebiet kann zur Zeit kein Referenzverfahren 
angegeben werden. Irgendwelche Änderungen zur Anpassung dieses Punktes an den 
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt werden nach dem Verfahren in 
Artikel 12 Absatz 2 der Richtlinie 96/62/EG erlassen. 


1 


Europäisches Komittee für Normung. 
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FOLGENABSCHÄTZUNG 


Auswirkungen der vorgeschlagenen Richtlinie auf die Unternehmen, 
insbesondere kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 


Dokumenten-Nr.: 99003 


TITEL DER VORGESCHLAGENEN RICHTLINIE 

1) Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
nationale Emissionshöchstgrenzen für bestimmte Luftschadstoffe 

2) Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den 
Ozongehalt in der Luft 

Die beiden Vorschläge sind in bezug auf Ziele und Umsetzungsmaßnahmen sehr eng 
verknüpft und werden deshalb zusammen diskutiert. 


1. NOTWENDIGKEIT EINES RECHTSAKTS DER GEMEINSCHAFT 
UNTER BERÜCKSICHTIGUNG DES SUBSIDIARITÄTSPRINZIPS IN 
DIESEM BEREICH UND SEINE WICHTIGSTEN ZIELE 

In Übereinstimmung mit den Grundsätzen von Artikel 174 des Vertrags setzt das 
Programm der Europäischen Gemeinschaft für Umweltpolitik und Maßnahmen im 
Hinblick auf eine dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung (das Fünfte für den 
Umweltaktionsprogramm') das Ziel, kritische Belastungen und Grenzwerte für die 
Versauerung in der Gemeinschaft nicht zu überschreiten. Es schreibt auch vor, daß 
alle Menschen wirksam vor gesundheitlichen Gefahren durch Luftverschmutzung zu 
schützen sind und daß die zulässigen Werte für die Verschmutzung den Schutz der 
Umwelt zu berücksichtigen haben. Das Programm verlangt, daß die Leitwerte der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) auf Gemeinschaftsebene verbindlich werden 
sollten. 

Emissionen von Schwefeldioxid, Stickoxiden, flüchtigen organischen Verbindungen 
und Ammoniak werden durch den Wind Hunderte oder sogar Tausende von 
Kilometern weit transportiert, bevor sie sich in der Umwelt ablagern oder 
troposphärisches Ozon bilden. Folglich tragen die in einem Mitgliedstaat erzeugten 
Emissionen zu Umweltschäden in anderen Mitgliedstaaten bei und wirken sich dort 
auch auf die menschliche Gesundheit aus. Deshalb sind koordinierte Maßnahmen der 
Gemeinschaft zur Verringerung von Versauerung, troposphärischem Ozon und 
Bodeneutrophierung erforderlich. 


1 


ABI. C 138 vom 17.5.1993, S. l. 
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Da es derzeit technisch nicht durchführbar ist, die nachteiligen Auswirkungen der 
Versauerung zu eliminieren und die Ozonexposition auf die von der WHO 
festgelegten Leitwerte zu senken, basieren die Vorschläge auf ökologischen und 
gesundheitlichen Zwischenzielen für Versauerung und Verschmutzung durch Ozon. 

Die Vorschläge werden, zusammen mit anderen bereits beschlossenen Maßnahmen, 
eine wesentliche Verringerung der Exposition der Umwelt und der Menschen 
gegenüber übermäßiger Verschmutzung gewährleisten. Ihre Verabschiedung wird 
dazu führen, daß im Jahr 2010 im Vergleich zu 25 % zu 1990 in nur 3 % der 
Ökosystemgebiete in der Gemeinschaft Überschreitungen der Aufnahmekapazität von 
säurebildenden Depositionen Vorkommen werden. Sie werden auch gewährleisten, 
daß die Exposition der Bevölkerung in der Gemeinschaft gegenüber 
Ozonkonzentrationen, die den WHO-Leitwert für die Gesundheit übersteigen, bis zum 
Jahr 2010 um 75 % im Vergleich zu 1990 gemindert wird, und daß die Exposition der 
Vegetation gegenüber Ozonkonzentrationen, die den WHO-Leitwert für die 
Vegetation übersteigen, im gleichen Zeitraum um 50 % zurückgeht. Gleichzeitig wird 
ein zusätzlicher Nutzen darin bestehen, daß der Anteilder Okosystemflächen in der 
Gemeinschaft, die einer weiteren Bodeneutrophierung ausgesetzt sind, von 55 % im 
Jahr 1990 auf 35 % im Jahr 2010 verringert wird. 

Die Einführung von nationalen Emissionshöchstgrenzen für diese Schadstoffe wird 
die Erreichung der Zwischenziele in kosteneffizienter Weise ermöglichen. Die 
nationalen Emissionshöchstgrenzen werden den Mitgliedstaaten beträchtliche 
Flexibilität bei der Entscheidung über die zweckdienlichsten Maßnahmen zur 
Erreichung der Höchstgrenzen einräumen. Der Vorschlag würde es den 
Mitgliedstaaten auch ermöglichen, die Emissionen stärker als durch die 
vorgeschlagene Richtlinie vorgeschrieben zu mindern, wenn sie dies wünschen. 

Der Vorschlag für eine Richtlinie über den Ozongehalt in der Luft schlägt eine 
Kombination von langfristigen Zielen und (Zwischen-) Zielwerten vor. Die Zielwerte 
sind abgeleitet aus der Analyse, die für den Vorschlag der Kommission für ein 
Konzept der Gemeinschaft zur Bekämpfung der Versauerung, des troposphärischen 
Ozons und der Bodeneutrophierung durchgeführt wurde, und stehen im Einklang mit 
den für die Berechnung der nationalen Emissionshöchstgrenzen verwendeten 
Zwischenzielen für Ozon. Das vorgeschlagene Ziel für den Gesundheitsschutz vor 
Ozon ist mit dem WHO-Leitwert zur Luftqualität verknüpft und wird ausgedrückt als 
eine Anzahl zulässiger Überschreitungen des Leitwerts. 

Die Umsetzung der vorgeschlagenen nationalen Emissionshöchstgrenzen sollte zu 
großen Fortschritten in Richtung auf die Erreichung der Zielwerte führen. Die 
Mitgliedstaaten müßten gewährleisten, daß Pläne oder Programme zur möglichst 
weitgehenden Erreichung der Zielwerte auf lokaler Ebene ausgearbeitet und 
umgesetzt werden. Die Zielwerte würden auch einen transparenten und verständlichen 
Bezugspunkt (ausgedrückt als Ozonkonzentration) darstellen, anhand dessen die 
tatsächlichen' Verbesserungen der Luftqualität gemessen werden können. 
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2. AUSWIRKUNGEN AUF DIE UNTERNEHMER: 

- Betroffene Branchen 

Der Vorschlag für eine Richtlinie über nationale Emissionshöchstgrenzen schlägt für 
Emissionen von Schwefeldioxid, Stickoxiden, flüchtigen organischen Verbindungen 
und Ammoniak Höchstwerte in Kilotonnen pro Jahr für jeden Mitgliedstaat vor. 

Bestehende und geplante EG-Rechtsvorschriften über Emissionen von Kraftfahr- 
zeugen, Brennstoffen und der Industrie werden wesentlich zur Einhaltung der 
Höchstgrenzen beitragen. Die Kommission wird auch weiterhin die Notwendigkeit 
von Rechtsvorschriften der Gemeinschaft untersuchen und abwägen sowie 
sachdienliche Vorschläge machen, die die Mitgliedstaaten bei der Erreichung der 
nationalen Emissionshöchstgrenzen unterstützen können. 

Zwar würde die vorgeschlagene Richtlinie selbst bestimmten Sektoren keine 
spezifischen Anforderungen auferlegen, aber die betroffenen Sektoren können 
grundsätzlich identifiziert werden. Generell sind die wichtigsten Sektoren: für SO 2 - 
Energieerzeugung; für NOx-Energieerzeugung und Verkehr; für VOC-Verkehr und 
Industrie; für Ammoniak - (fast ausschließlich) Landwirtschaft. 

Die vorgeschlagenen Emissionshöchstgrenzen beruhen auf einer Kostenwirksamkeits- 
analyse, die die unterschiedliche Empfindlichkeit der Ökosysteme, die 
atmosphärische Ausbreitung der Schadstoffe sowie Unterschiede in bezug auf die 
Kosten für die Begrenzung in Europa berücksichtigt. Die durchgeführte Analyse führt 
die Sektoren sowie die Maßnahmen auf, die auf einzelstaatlicher oder 
gemeinschaftlicher Ebene in kosteneffizienter Weise verfolgt werden können. Es wird 
jedoch den Mitgliedstaaten überlassen bleiben zu beurteilen, welche Maßnahmen 
unter ihren spezifischen Bedingungen zweckdienlich sind, undob sie auf dieser 
Grundlage Maßnahmen ergreifen. Angesichts dieses Ausmaßes an lokaler Flexibilität 
ist es nicht möglich, die am stärksten betroffenen Teilsektoren zu identifizieren. 

Die zur Unterstützung des Vorschlags durchgeführten Modellrechnungen zeigen 
jedoch, daß die meisten kosteneffizienten Maßnahmen zur Emissionsminderung über 
das “business as usuar’-Referenzszenario hinaus überwiegend im Zusammenhang mit 
anderen Quellen als dem Straßenverkehr stet en. Die Konzentration auf diese Quellen 
reflektiert die Tatsache, daß neue und ehrgeizige Maßnahmen im 
Straßenverkehrssektor als Teil verabschiedeter Gesetzgebung umgesetzt werden, 
wozu insbesondere das “Auto-Öl-T’-Paket gehört. Die Kosten im Zusammenhang mit 
dem Straßenverkehrssektor machen ca. 80 % der Gesamtkosten des Referenzszenarios 
im Jahr 2010 aus. 

Die Kosten der für die Umsetzung der Emissionshöchstgrenzen erforderlichen 
zusätzlichen Maßnahmen (d. h. über das Referenzszenario hinaus), vor allem für 
andere Quellen als den Straßenverkehr, sollten im Zusammenhang mit den 
beträchtlichen Anstrengungen und Kosten in bezug auf die Emissionsminderung 
gesehen werden, die im Straßenverkehrssektor bereits unternommen wurden und noch 
unternommen werden. 

Auch die Ozonrichtlinie erlegt der Industrie keine direkten Anforderungen auf. Die 
Richtlinie über Emissionshöchstgrenzen ist das Hauptinstrument, durch das die Ziele 
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der Ozonrichtlinie umgesetzt werden. Möglicherweise wird es eine begrenzte Anzahl 
von Gebieten geben, in denen die Emissionshöchstgrenzen zur Erreichung der 
Zielwerte der Ozonrichtlinie nieht ausreichen werden. In derartigen Fällen werden die 
Mitgliedstaaten beurteilen müssen, ob weitere einzelstaatliche oder lokale 
Maßnahmen wirksam wären und ergriffen werden sollten. Diese Fälle könnten zu 
geringen zusätzlichen Kosten führen. 

Kosteneffiziente lokale Maßnahmen könnten Verkehrsmanagement (z. B. Straßen- 
benutzungsgebühren) und die Einführung umweltfreundlicher Busse umfassen, die 
mit Flüssiggas oder komprimiertem Erdgas betrieben werden. 

- Unternehmensgröße 

Wie bereits erwähnt, ist es im derzeitigen Stadium nicht möglich, genaue Angaben zu 
denbetroffenen Sektoren zu machen. Die Kommission kann folglich die Größe der 
Unternehmen, die möglicherweise von Maßnahmen zur Einhaltung der 
Emissionshöchstgrenzen betroffen sein werden, nicht Vorhersagen. Unter 
Berücksichtigung der Informationen über die Maßnahmen, die kosteneffizient sein 
könnten, scheint es jedoch wahrscheinlich zu sein, daß am ehesten die Sektoren 
Energieerzeugung, Ölraffinerien und die energieintensive Industrie betroffen sein 
werden. 

- Allgemeine Auswirkungen 

Die geschätzten Umsetzungskosten der vorgeschlagenen Richtlinien könnten bis zu 
ungefähr 7,5 Milliarden EUR pro Jahr betragen (Einzelheiten in Tabelle 1). Aufgrund 
der Tatsache, daß das Modell mit dem die Kosten abgeschätzt wurden strukturelle 
Maßnahmen nicht berücksichtigen konnte, dürften diese Kosten sehr wahrscheinlich 
eher hoch angesetzt sein, wohingegen die tatsächlichen Kosten für die Umsetzung 
beträchtlich geringer sein werden. Ferner zeigen die Modellrechnungen, daß die 
Umsetzung des Protokolls von Kyoto die zusätzlichen Kosten der hier vorgelegten 
Richtlinienvorschläge um bis zu 40 % senken könnte. 

Die Richtlinie über nationale Emissionshöchstgrenzen hat, alsdas Instrument für die 
Erreichung von Umweltzielen für Ozon und Versauerung, einige wichtige Vorteile. 
Erstens gestattet sie die Differenzierung von Emissionsminderungen nach Ländern. 
Dies bedeutet, daß die allgemeinen Umweltziele erreieht werden können, indem die 
^ Emissionen da gemindert werden, wo dies am kostengünstigsten ist: Ferner wird der 
Minderung von Emissionen in Gebieten, wo ihre Auswirkungen auf die Umwelt am 
größten sind, stärkeres Gewicht beigemessen. Dies ist der kostengünstigste Ansatz 
und führt zu einer signifikanten Senkung der Gesamtkosten für die Erreiehung dieser 
Umweltziele, wodureh die allgemeine Belastung der Unternehmen gesenkt wird. 

Zweitens gewähren die Emissionshöchstgrenzen den Mitgliedstaaten beträchtliche 
Flexibilität in bezug auf die Umsetzung kosteneffizienter lokaler Lösungen, die in der 
Modellanalyse nicht erfaßt werden konnten. Dies wird die Gesamtkosten der 
Umsetzung voraussichtlich senken. Darüber hinaus ermöglicht diese Flexibilität es 
den Mitgliedstaaten auch, bei der Umsetzung, dieses Vorschlags die sektorale 
Kostenverteilung zu berücksichtigen. Die Mitgliedstaaten haben folglich hinreichende 
Flexibilität, die Auswirkungen auf unterschiedliche Untemehmensgrößen besonders 
zu berücksichtigen. 
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Es ist darauf hinzuweisen, daß es sich bei den Sektoren, die am ehesten von diesem 
Vorschlag betroffen sind, um relativ ausgedehnte Sektoren handelt - wie 
beispielsweise Energieerzeugung und -Verteilung - die am unteren Ende der 
Wertschöpfungskette operieren und beträchtlichen Input für die Produktionstätigkeit 
anderer Sektoren erbringen. Langfristig werden deshalb die zusätzlichen Kosten 
dieses Vorschlags voraussichtlich eher weit über die Wirtschaft insgesamt verteilt 
sein, als daß sie sich stark auf einen oder zwei spezifische Teilsektoren konzentrieren. 

Eine zusätzliche Auswertung wurde in bezug auf die geschätzten wirtschaftlichen 
Nutzeffekte der Einhaltung der Emissionshöchstwerte durchgeführt. Die wichtigsten 
Effekte, die berücksichtigt werden konnten, waren die Verringerung der 
Schadwirkungen auf die menschliche Gesundheit, Gebäude und Nutzpflanzen. Für 
diejenigen Auswirkungen, denen ein Geldwert zugewiesen werden konnte, liegen die 
geschätzten Nutzeffekte in der Größenordnung von 17,5 - 30 Milliarden EUR pro 
Jahr, wenn chronische Gesundheitseffekte eingeschlossen werden. Die monetäre 
Nutzen schließt Nutzen auf Ökosysteme aus, da deren monetäre Bewertung derzeit 
nicht möglich ist. Es kann geschlußfolgert werden, daß der Nutzen der 
Richtlinienvorschläge die Kosten eindeutig überwiegen. 

- Besondere Gebiete der Gemeinschaft, in denen diese Unternehmen ihren 
Standort haben 

Wie aus Tabelle 1 ersichtlich, werden die Gesamtkosten für die Umsetzung der 
vorgeschlagenen Richtlinie über nationale Emissionshöchstgrenzen den Schätzungen 
zufolge in Deutschland, dem Vereinigten Königreich, Belgien, Frankreich und den 
Niederlanden am höchsten sein. Der Fokussierung der Minderungen auf diese Gebiete 
zeigt, daß sie in der geographischen Region liegen, in der die Probleme der 
Versauerung und der Exposition gegenüber hohen Ozonwerten am stärksten 
ausgeprägt und deshalb am schwierigsten zu lösen. Die Emissionsdichte in diesen 
Gebieten ist sehr hoch, was hohe Bevölkerungsdichten, hohe Konzentrationen 
industrieller Aktivitäten und, in einigen Gebieten, sehr intensive Viehzucht reflektiert. 

Bei der Erarbeitung der Vorschläge hat die Kommission sowohl die Notwendigkeit 
für kosteneffiziente Vorschläge auf Gemeinschaftsebene, als auch die mögliche 
Verteilung der Anstrengungen zwischen den Mitgliedstaaten eingehend 
berücksichtigt. Aus der durchgeführten Analyse wurde der Schluß gezogen, daß eine 
Differenzierung der Emissionsminderungen der einzelnen Mitgliedstaaten erfolgen 
muß, wenn der ökologische Nutzen auf Gemeinschaftsebene für ein gegebenes 
Kostenniveau maximiert werden soll (oder wenn umgekehrt die Kosten für ein 
gegebenes Umweltziel minimiert werden sollen). Eine Differenzierung ist nicht nur 
kosteneffizient, sondern steht auch völlig im Einklang mit dem Verursacherprinzip, da 
diejenigen Länder, deren Emissionen die meisten Schäden verursachen, die größten 
Anstrengungen unternehmen müssen. 

Zwar ist die Beziehung zwischen Emissionsquellen und Rezeptoren ein wichtiger 
Faktor, der die Identifizierung von nationalen Emissionshöchstgrenzen beeinflußt. 
Die Tatsache bleibtaber bestehen, daß diejenigen Mitgliedstaaten, die die größten 
Anstrengungen unternehmen müßten, im allgemeinen auch das höchste Niveau an 
wirtschafticher Aktivität aufweisen und zumindest teilweise von ihrer Nähe zu den 
Märkten und dem Zugang zu einer guten Verkehrsinfrastruktur profitieren. 
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3. VERPFLICHTUNGEN DER UNTERNEHMEN AUFGRUND DIESER 
RICHTLINIE 

Es wäre die Aufgabe der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft, diejenigen Sektoren 
und Maßnahmen zu bestimmen, durch die die Befolgung der vorgeschlagenen 
Richtlinie gewährleistet werden kann. Die derart identifizierten Sektoren werden 
Maßnahmen umsetzen müssen, die die Senkung der Emissionen auf das 
vorgeschriebene Niveau gewährleisten. 

4. VORAUSSICHTLICHE WIRTSCHAFTLICHE FOLGEN DER 
RICHTLINIE 

-auf die Beschäftigung, die Investitionen und die Gründung neuer 
Unternehmen 

Wachstum, erhöhte Wertschöpfung und Beschäftigung in den Sektoren, die 
Technologien zur Bekämpfung der Luftverschmutzung liefern, sollten die 
Auswirkungen auf diejenigen Sektoren, die Maßnahmen umsetzen müssen, 
ausgleichen. Der technologische Fortschritt kann durch neue Anforderungen gefördert 
werden, und die erhöhte Nachfrage nach verbesserten Technologien sollte sich positiv 
auf die Gründung neuer Unternehmen in diesen Sektoren auswirken. 

- Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 

Es werden keine signifikanten Auswirkungen auf die Wettbewerbsposition der 
Unternehmen erwartet. Es wird erwartet, daß sich die ergriffenen Maßnahmen 
verbreitet auf eine Vielzahl von Quellen für Luftverschmutzung in allen Sektoren 
auswirken werden. 


5. BESTIMMUNGEN DER VORGESCHLAGENEN RICHTLINIE, DIE 
DER BESONDEREN LAGE KLEINER UND MITTLERER 
UNTERNEHMEN RECHNUNG TRAGEN (GERINGE ODER 
UNTERSCHIEDLICHE ANFORDERUNGEN, USW.) 

Die Mitgliedstaaten sollten bei der Ergreifung von Maßnahmen zur Umsetzung der 
vorgeschlagenen Richtlinien die Situation von KMU in angemessener Weise 
berücksichtigen. Die Kommission ihrerseits wird die Situation von KMU bei der 
Abwägung der Notwendigkeit weiterer sektorbezogener, gemeinschaftlicher 
Rechtsvorschriften zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der Erreichung der 
vorgeschlagenen Emissionshöchstgrenzen, berücksichtigen. 


6. KONSULTATION 

Zu den nationalen Emissionshöchstgrenzen 

Die Industrie (Unke, Eurelectric, Europia/Concawe und Cecso) hat in Frage gestellt, 
ob die aufgrund des Vorschlags zu erwartenden ökologischen Verbesserungen im 
Hinblick auf die Kosten zu rechtfertigen sind. In diesem Zusammenhang wurden 
Unsicherheiten bezüglich der Modellanalysen und hinsichtlich der für die Ableitung 
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der Emissionshöchstwerte benutzten Ausgangsdaten zum Ausdruck gebracht, ebenso 
wie Unsicherheiten in bezug auf den tatsächlichen Nutzen des Vorschlags. Darüber 
hinaus ist die Industrie der Ansicht, daß die Stringenz und die Kosten des 
Referenzszenarios bereits mit sehr beträchtlichen Anstrengungen verbunden sind, was 
einzelstaatliche und sektorbezogene Bedenken in bezug auf Wirtschaftlichkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit auslöst. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß die Analyse der Kosten und des Nutzens 
eindeutig den Mehrwert dieser Maßnahme belegt, auch bei Berücksichtigung der 
einer solchen Analyse inhärenten Unsicherheiten. Die Kommission ist nicht der 
Ansicht, daß die Vorschläge signifikante einzelstaatliche und sektorbezogene 
Bedenken in bezug auf Wirtschaftlichkeit und Wettbewerbsfähigkeit auslösen. 

Zu der Ozonrichtlinie 

Unice stellt das langfristige Ziel und die wissenschaftliche Grundlage, auf der die 
WHO ihre Leitwerte abgeleitet hat, in Frage. Unice schlägt die Festsetzung eines 
weniger strengen Zielwerts bei verschärften Anforderungen bezüglich der Einhaltung 
des Wertes vor und zieht den für die Ableitung des Zielwerts verwendeten Ansatz in 
Zweifel. Unice beanstandet auch die Aufnahme der Auswirkungen von Ozon auf die 
Sterblichkeit in die Schätzung des monetären Nutzens der Erreichung der 
vorgeschlagenen Zielwerte und Ziele. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß derzeit verfügbare wissenschaftliche 
Empfehlungen in bezug auf die Auswirkungen der Ozonexposition die Verknüpfung 
zwischen dem WHO-Leitwert und den Standards in ozonbezogenen 
Rechtsvorschriften zur Luftqualität sowie den vorgeschlagenen Zielwerten für Ozon 
rechtfertigen. Derzeit verfügbare wissenschaftliche Empfehlungen lassen darauf 
schließen, daß die Festsetzung eines höheren nominalen Zielwertes und die 
Konzentration auf die Spitzenwerte, wie von Unice vorgeschlagen, die Fähigkeit des 
Zielwerts, adäquaten und effektiven Gesundheitsschutz zu gewährleisten, untergraben 
würde. Die Kommission ist ferner der Ansicht, daß die verfügbaren Informationen 
über Kosten und Nutzen die vorgeschlagene Richtlinie vollständig rechtfertigen. 

7. KONTAKTSTELLEN 

Martin Lutz, zuständiger Referent, Ozonrichtlinie 
Katja Löfgren, zuständige Referentin, NEG-Richtlinie 
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Tabelle 1. Zusätzliche Kosten der Umsetzung der vorgeschlagenen Richtlinie 
Uber nationale Emissionshöchstgrenzen (Millionen Euro pro Jahr) 



SO 2 

NOx/VOC 

NH 3 

Gesamt 

Österreich 

0 

119 

0 

,119 

Belgien 

127 

459 

467 

1 053 

Dänemark 

5 

0 

0 

5 

Finnland 

0 

0 

0 

0 

Frankreich 

136 

739 

41 

916 

Deutschland 

244 

1 048 

854 

2 146 

Griechenland 

0 

338 

• 0 

338 

Irland 

20 

4 

20 

44 

Italien 

0 

403 

0 

403 

Luxemburg 

1 

4 

0 

5 

Niederlande 

19 

211 

741 

971 

Portugal 

0 

57 

0 

57 

Spanien 

9 

13 

0 

22 

Schweden 

0 

87 

0 

87 

VK 

299 

1 026 

23 

1 348 

EG15 

860 

4 508 

2 146 

7 514 
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